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Zur Erſten Ausgabe n als Beilagen
die Parlameutsbeilage Verhandlungen des Reichstags
vom 13.) und der illuſtrirte Roman von Ottomar Beta
„Jm Weltbrande“ S. 53—56.

Dritter Kampftag.
M Berlin, 13. Januar.

Sechs Stunden währte die heutige Debatte über
die Militärvorlage und wieder war es die vereinigte
Oppoſition, welche Mann für Mann auf die Tribüne
entſandte, um für ihre verlorene Sache zu ſtreiten.
Die Phyſiognomie des Hauſes iſt dieſelbe, wie an den
vorhergehenden Tagen: die Mitglieder ſind faſt vollzählig
erſchienen, der Tiſch des Bundesraths iſt dicht beſetzt, die
Tribünen ſind überfüllt. Auch Prinz Wilhelm wohnte
wieder, umgeben von einem Kreiſe von Offizieren, den
Verhandlungen bei. (Es war klar, daß nachdem an den
vorhergehenden Tagen das Centrum, die Conſervativen,
Freiconſervativen und Nationalliberalen in ihren Führern
um Worte gekommen, die Deutſa, freiſinnigen nunmehr

ihren Vorkämpfer ins Treffen ſchicken würden. Und in
der That ſprachen nur bei Beginn der Sitzung in kurzen
Ausführungen die Abgeordneten Graf Moltke und Lin-
gens der erſtere um die Jnſinuation abzulehnen, daß
man aus ſeiner Rede herausleſen wolle, er halte die
dreijährige Bewilligung eventuell für acceptabel um
ſodann dem Abgeordneten Richter Platz zu machen.
Der Führer der Freiſinnigen hatte zwei Tage ſchweigend
zuhören müſſen: jetzt rächte er ſich hart durch eine Rede,
die an Breite ihres Gleichen Kr und die volle zwei
Stunden in Anſpruch nahm. ir glauben dieſelbe nicht
beſſer charakteriſiren zu ſollen, wie der nachfolgende Redner,
der Abg. Buhl, dies that, indem er ſie ein rhetoriſches
Brillantfeuerwerk nannte. Jn der That, es war ein
Feuerwerk, welches der Füyrer der Freiſinnigen abbrannte:
praſſelnd, ziſchend, ſprühend; Raketen und Schwärmer
ſtiegen empor und alle Farben erglänzten, aber es war
auch eben nur ein Feuerwerk: mit dem Abbrennen des
letzten Feuerrades erliſcht alles; irgend welche belebenden
oder erwärmenden Wirkungen mangeln vö und der
Zuſchauer reſp. Zuhörer hat beſtenfalls das Gefühl, ſich
ut unterhalten zu haben. Der Abg. Richter warf demReichskanzler vor, ſich in die bulgariſchen Wirren einge

miſcht zu haben und der dortigen Juſtiz in die Arme
efallen zu ſein; das ſcharfe Urtheil der ausländiſchenMeſſe über den mangelnden Patriotismus des Reichstags

iſt nach ſeiner Anſicht im „Berliner Preßbureau“ gemacht.
Dazwiſchen einigeſſchlechte Witze über „Parlamentsheer“ und
„Kaiſerliches Heer“, die den lebhaften Beifall der Linken
fanden. Daß der Kaiſer im Falle des Nichtzuſtande-
kommens einer Einigung zwiſchen Reichstag und Bundes-
rath in voller Souveränität die Präſenzziffer bis zur
Maximalgrenze von einem Prozent der Bevölkerung be-
ſtimmen könnte, weiſt Herr Richter als eine unhaltbare
verfaſſungswidrige Theorie zurück. Die Zunahme der
Sparkaſſen-Anlagen führt Herr Richter lediglich auf einenPlagwechſel in den Anlagen zurück. Was durch Con-

verſionen und die Verſtaatlichung der Eiſenbahnen an
Mitteln flüſſig geworden, ſuche Unterkunft in den Spar-
kaſſen. Die bevorſtehende Auflöſung iſt nach ſeiner An
ſicht nicht wie in anderen „aufrichtig conſtitutionellen
Staaten“ ein Appell an das Volk, ſondern lediglich eine
Aufforderung zur blinden Unterwerfung. Mit der Be-
hauptung, daß ihm und ſeinen Angehörigen die Zukunft
de ſchließt Herr Richter unter dem lebhaften Beifall
er Linken und des Centrums, und unter dem energiſchen

Ziſchen der Rechten.
Das ſichtlich ermüdete Haus leert ſich, man eilt in

das Foyer, und der Abgeordnete Buhl, deſſen wir be
reits gedachten, hat zunächſt die undankbare Aufgabe, vor
gelichtetem Hauſe zu ſprechen. Seine treffenden Ausführ-
ungen nahmen indeß die volle Theilnahme der Anweſenden
in Anſpruch und da auch der Reichskanzler (gegen 2)
im Saal erſcheint, ſo iſt das Haus bald wieder vollzählig.
Der Abg. Buhl führt ſehr richtig aus, daß, was man auchimmer Jagen möge, 16000 Mann neuer Truppen, auf
3 Jahre bewilligt, nur eine Vermehrung von 48000 Mann,
auf 7 Jahre bewilligt dagegen eine ſolche von 112 000
Mann im Kriegsfalle ausmachen. Das Triennium unddas Septennat ſecn daher fundamental verſchieden. Er

entwickelt die Entſtehung des Septennat hiſtoriſch und
hält das Feſthalten an demſelben nicht allein wegen
unſerer auswärtigen Situation, ſondern auch zur ge-
deihlichen Entwickelung und zum Ausbau unſerer inneren
Verhältniſſe für unbedingt nöthig. Es ſei ein ſchwerer
Fehler, die Heeresfrage, wie die Majorität des Reichs
tags dies beabſichtige, zu einer Kampffrage Ka Re
gierung und Reichstag machen zu wollen. Nunmehr er-
greift der Reichskanzler das Wort, um anknüpfend an
die Bemerkung des Abgeordneten Richter, er habe ſich in
die bulgariſchen Jnterna gemiſcht, eine offizielle Dar
ſtellung der thatſächlichen Hergänge unter Verleſung der
be Aktenſtücke zu geben. Deutſchland hat ledig-lich unſeren Vertreter in Sofia beauftragt, von Hin-

richtungen abzurathen; alles weitere ſei erlogen.
Der Reichskanzler verlieſt ſodann längere kriegeriſche
Exkurſionen aus der „Germania“, der „Volks-Zeitung“
und der „Freiſinnigen Zeitung“ über die bulgariſche
Frage. Jnzwiſchen ſei ein völliger Umſchlag der Mein-

Halle, Sonnabend, 15. Jannar 1887.
(Ausgegeben am 14. Januar Vormittags.)
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und die verbündeten Regierungen wollten dieſe wichtigeFrage eben nur alle 7 Jahre erörtern, nicht in kürzeren

Friſten. Nachdem der Reichskanzler noch den Vergleich
des Abgeordneten Windthorſt zurückgewieſen, das zwiſchen
dem König von Hannover und Frankreich projektirt ge
weſene Bündniß ſei konform dem Verhältniß Deutſch
lands zu den Freiſchaaren Garibaldis im 66er Krieg und
u der beabſichtigten Bildung einer ungariſchen Legion,ſchloß er ſeine etwa halbſtündigen, vom Hauſe mit laut-

loſer Stille entgegengenommenen Ausführungen unter dem
lebhaften Beifall der Rechten. Nach ihm ergriff gegen
halb 3 Uhr der Abgeordnete Windthorſt das Wort zu
dem Verſuch, die Verantwortlichkeit für die Kriegsluſt der
Centrums- und freiſinnigen Blätter in der bulgariſchen
Frage von den entſprechenden Parteien des Reichstags
abzuwälzen. Nach ſeiner Anſicht ſind ſämmtliche Blätter
des Centrums und der Deutſchfreiſinnigen von ihren
Parteien völlig unbeeinflußt und was ſie ſo und nicht

Abſicht, möglichſt viel Abonnenten zu bekommen. Die
wiederholte Erklärung des Reichskanzlers, daß wir keine
Jntereſſen im Orient haben, iſt ihm wegen unſeres Ver-
hältniſſes zu Oeſterreich bedenklich; denn dies habe dort
zweifellos Jntereſſen. Jm Uebrigen ſehe er den Wahlen
mit vollem Vertrauen entgegen.

Halle, den 14. Jaunar.
Politiſche Mittheilungen.

Die freiſinnige Fraction hat nach der
erſten großen Rede des Reichskanzlers be-
ſchloſſen, eventuell d. h. für den ſicheren Fall, daß der
freiſinnige Antrag (454 000 Friedenspräſenz ſtatt 468 000)
abgelehnt wird, mit dem Centrum gemeinſam für drei-
jährige Bewilligung der geforderten Präſenz zu ſtimmen
und die Cadres auf 518 Jnfanteriebataillone dauernd
und 16 Bataillone proviſoriſch feſtzuſetzen. Nicht die
Reden des Kanzler?, nicht das Urtheil der militäriſchen
Sachverſtändigen hat die Fraktion zu dieſem abermaligen
Poſitionswechſel „ich habe nichts mehr zu paktiren“
hatte Richter vor den Ferien in der Commiſſion verkündet

veranlaßt, ſondern lediglich die Abſicht, wenigſtens
irgend einen poſitiven Beſchluß zu Stande zu bringen
und ſelbſt von der Parole des Centrums: „jeden Mann
und jeden Groſchen“ zu profitiren. Es iſt nicht der ge
ringſte Werth darauf zu legen, wenn etwa der Freiſinn
vor die Wähler hintritt und ſagt: Seht, wir wollten
Alles bewilligen. Denn einmal liegt in der dreijährigen
Bewilligung ausgeſprochenermaßen das Verlangen, daßder nächſte Reichstag wieder über das Heer zu Gericht

ſitzen ſoll; man will in notoriſch hoch ernſter Zeit eine
neue Etappe auf dem Wege zum Parlamentsheer erobern.
Dann aber macht es die bisherige, immer nur von tak-
tiſchen Rückſichten beſtimmte Haltung der Fraction Richter
im hohen Grade zweifelhaft, ob ſie nicht auf ihrem
urſprünglichen Antrage beharrt hätte, wenn dem Septen-
nat eine Majorität ſicher und ſomit die Möglichkeit der
Auflöſung des Reichstags ausgeſchloſſen war. Endlich
aber ſehen wir uns doch einmal die Kunſtſtücke und
Schiebungen näher an, die jetzt noch erforderlich ſind, um
einen Triennatsbeſchluß, dieſen immer noch mit proviſori-
ſcher Bewilligung von 16 Bataillonen, herbeizuführen.
Die Socialdemokraten haben Hülfe injoweit zugeſagt, daß
ſie in der zweiten Leſung für ein Triennat ſtimmen
wollen, eine Spiegelfechterei von ſeltener Unverfrorenheit,
da ſie in der dritten Leſung alles abzulehnen entſchloſſen
ſind. Aber für den Fall, daß ſchon nach der zweiten
Leſung aufgelöſt werden ſollte, hat ihre Hülfe doch
einigen Werth. Ferner müſſſen die Proteſtler, Polen,
Dänen und Welfen bearbeitet werden, daß ſie, ſoweit ſie
Gegner jeder Wehrverſtärkung ſind, ſich der Abſtimmun—enthalten. Stimmten ſie und die Socialdemokraten ad

ihrer wahren Meinung, ſo wäre es mit einer Mehrheit
für 3jährige Bewilligung und ſomit mit der Renommire-
rei von „jedem Mann und jedem Groſchen“ vorbei. Jn
ſolch jammervoller Abhängigkeit befinden ſich Centrum
und Freiſinn von erklärten Feinden des Reichs.
Das läßt ſich nicht vertuſchen und deß werden die Wähler
eingedenk ſein müſſen.

Ueber die Reichstagsmajorität ſchreibt die
„Nationallib. Correſpondenz

Das „poſitive Reſultat“ bei der Militärgeſetzberathung, mit
welchem die Oppoſition vor das Land zu treten gedenkt, wird
genügend durch die Zuſammenſetzung der Mehrheit gekenn-
zeichnet, der daſſelbe zu verdanken iſt. Es kann überhaupt nur
zu Stande kommen, wenn eine dritte Leſung gar nicht ſtatt
findet. Denn bei einer ſolchen fällt die herrliche Mehrheit un-
rettbar auseinander. Zu einem vorläufigen poſitiven Ergebniß
aber, mit welchem man minder urtheilsfähigen Wählern Sand
in die Augen zu ſtreuen hofft, müſſen mit den ultramontanen
und deutſchfreiſinnigen Kerntruppen alle die kleinen Gruppen
zuſammen wirken denen man wohl nicht zu nahe tritt, wenn
man ſie reichs- und ſtaatsfeindlich und antinat'onal nennt, die
Sozialdemokraten Polen, Elſaß Lothringer, Welfen, Volks-
partei. Den Werth deſſen, was Centrum und Deutſchfreiſinnige
für die militäriſche Sicherheit des Reichs bieten, mag man aus
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Komatſu No Mäja und deſſen Gemahlin.
anders ſchreiben läßt, iſt lediglich der Wunſch und die nach dem königlichen Palais war der Prinz vom kgl.
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der Mitwirkung dieſer Elemente ermeſſen! Unſer ganzes par
lamentariſches Leben in den letzten Jahren wurde durch die
Mehrheit WindthorſtRichterLiebknecht beherrſcht; ſie iſt wie
derholt in höchſt unerfreulicher Weiſe zu Tage getreten ihr
Meiſterſtück aber hat ſie bei dieſen „elenden Streitigkeiten“ um
die Wehrkraft des Vaterlandes geliefert. Hoffentlich wird dieſe
Leiſtung auch ihre letzte ſein. Der Unwille des deutſchen Volkes
über ſolche Zuſtände wird dafür ſorgen. Herr Windthorſt, die
Seele dieſer Majorität, hat zur vollen Kennzeichnung der Lage
für gut gehalten, den welfiſchen Grundzug ſeines politiſchen
Weſens ganz beſonders, in einer ſelbſt bei ihm ungewöhnlichen
Schärfe und demonſtrativſter Weiſe hervorzukehren. Der
deutſche Ultramontanismus leiſtet dieſen Beſtrebungen, die mit
der Sache der katholiſchen Kirche nicht das mindeſte zu thun
haben, noch immer unbedingte Heeresfolge, und auch die Deutſch
freiſinnigen liegen in Bewunderung und Ehrfurcht, um ein
Lieblingswort von Herrn Richter zu brauchen „platt auf dem
Bauch“ vor dieſem großen Staatsmann und Patrioten. Das
deutſche Volk möge nun entſcheiden, ob Welfen, Römlinge,
Polen Demokraten und Sozialdemokraten noch ferner unſer
Reich verderben und ruiniren dürfen.

Der Kaiſer beſuchte vorgeſtern die Vorſtellung
im Opernhauſe. Nach Schluß derſelben fand bei den
Majeſtäten eine kleinere Theegeſellſchaft ſtatt. Geſtern
Vormittag arbeitete der Kaiſer mit dem Chef des Mili-
tär-Kabinets und mit dem Kriegsminiſter. Später em-
pfingen die Majeſtäten den japaniſchen Prinzen Akihito

Zur Fahrt

Kammerherrn Frhrn. von Romberg mit ſeinem Gefolge
in drei kgl. Gala-Equipagen aus dem Hotel Kaiſerhof
abgeholt worden. Dem Empfange bei den Majeſtäten
ſchloß ſich ein Diner zu Ehren des Prinzen an, an welchem
die im Gefolge des prinzlichen Paares ſich befindenden
Perſonen ſowie der gegenwärtige japaniſche Geſchäfts-
träger und der Dolmetſch Theil nehmen, ebenſo Graf
Herbert Bismarck, Oberſt-Kämmerer Graf Otto zu Stol-
berg-Wernigerode, Oberſtmarſchall Fürſt Salm Duyck,
Ober-Zeremonienmeiſter Graf zu Eule. burg, OberKüchen
meiſter v. Röder, Miniſter v. Puttkamer, die Generäle von
Pape und v. Wartensleben und der Botſchafter Graf
Hatzfeld. Nachmittags 2 Uhr hat der Kaiſer in Be
gleitung des Grafen Lehndorff eine Spazierfahrt unter
nommen.

Fürſt Bismarck und die Arbeiter. Der
Abgeordnete Windthorſt hatte am Dienstag mit einem ge-wiſſen gemachten Pathos einen ſocialiſtiſchen Ton ange

ſchlajen, der lediglich nach Außen zu wirken beſtimmt
war. Die Erwiderung des Fürſten Bismarck hierauf er
ſcheint uns angeſichts der Vorwürfe gegen die Regierung
wegen angeblicher Stockung der Socialreform und zum
Beweiſe, daß Fürſt Bismarck ein wirklicher Arbeiterfreund
iſt, beſonders beachtenswerth, weshalb wir ſie im Wort-
laut hier beſonders folgen laſſen:

„Jch hatte den Eindruck, daß der Herr Abgeordnete ſich im
Augenblick vielleicht um einige Wochen irrte und ſchon zu ſeinen
Wählern zu ſprechen glaubte, daß er die Arbeiterfrage nur ein
ſchieben wollte, weil die Arbeiter eine ganze Menge Stimmen
haben. Er ſagte, wir ſcheuen das Zuſammenleben mit den Ar
beitern. Nun, meine Herren, ich ſehe gewöhnlich, in jedem
gert glaube ich, mehr Arbeiter und ſpreche mehr Worte mit
Arbeitern als mit anderen Menſchen, wenn ich den Reichstag
vielleicht ausnehme. Wenn ich auf dem Lande bin, wo ich lange
lebe, ſo giebt es keine Arbeiterwohnung, die mir unbekannt
wäre; die meiſten Arbeiter kenne ich perſönlich und ſpreche mit
ihnen perſönlich. und ich ſcheue die Berührung, mit ihnen gar
nicht. Es giebt keinen Arbeiter, der, wenn ich komme, nicht auf
die Schwelle tritt, mir vertraulich die Hand giebt, mich bittet,
herein zukommen, einen Stuhl abwiſcht und wünſcht daß ich mich
ſetzen möchte. Jch kenne deshalb auch die Stimmung der Ar
beiter ziemlich genau. Die Frage, wieviel Geld das Heer koſtet,
habe ich von ihnen nie berühren gehört. Das aber kann ich
Sie verſichern, ſoweit ich ſie kenne: für die Sicherheit des
Reiches einzuſtehen mit dem Gewehr in der Hand und zu kom
men auf, des Königs Ruf, jedesmal, wo er ſie ruft. dazu ſind
ſie alle bereit jeden Tag und ohne alle Ausnahme (Bravol)
Sie beurtheilen unſere Arbeiter ganz falſch, wenn Sie glauben,
daß ſie dieſe Finaſſerien (Ränke) über den Gewinn von parla-
mentariſchem Uebergewicht begreifen, und daß es ihnen lieber
iſt, von der parlamentariſchen Oppoſitionsführung, von den
Herren Windthorſt und Richter beherrſcht zu werden als von
der Regierung des Königs. Das ſind alles Jrrthümer, und
das haftet bei den Leuten auch nicht; das kommt ihnen nicht
durch die äußere Haut. Sie müſſen die Arbeiter nicht
nach den paar Führern beurtheilen, die von der Beredt
ſamkeit ihre Stellung herleiten, und die ſich Arbeiter noch
nennen, aber längſt nicht mehr ſind; das ſind nur Arbeiter
in Stiftung von Unfrieden, aber ihr Handwerk haben ſie
e aufgegeben eigentliche Arbeiter ſind ſie nicht
mehr.

Die von Herrn Windthorſt in der Militärdebatte
des Reichstags wiederholt hervorgekehrten welfiſchen Aſpi-
rationen haben zur Folge gehabt, daß von der „Nordd.
Allg. Ztg.“ die ſ. Z. auch von uns ſchon publizirten Briefe
des Königs Georg V. reproduzirt werden, aus denen un
widerleglich hervorgeht, daß der entthronte Monarch ſeine ganze
Hoffnung auf die Einmiſchung Frankreichs zu ſeinen
Gunſten ſetzte. Er hat dies in den Briefen mehrfach un-
umwunden ausgeſprochen, dergeſtalt, daß es ſchwer verſtändlich
erſcheint, wie angeſichts ſo beweiskräftiger Dokumente Herr
Windthorſt immer noch behaupten kann, kein Hannove
raner dächte an Wiederherſtellung des Welfenthrones mit
fremder Hilfe.

Ueber den Stand der kirchenpolitiſchen Ver
handlungen vernimmt man daß eine bezügliche Vorlage
in der Eröffnunzsrede zum preußiſchen Landtage angekündigt
werden dürfte. Dieſer Geſetzentwurf würde nebſt andern
weitzehenden Zuzeſtändniſſen an die katholiſche Kirche auch
ſolche in der Ordensfrage enthalten.

Amtliches Ergebniß der Landtags-Erſatzwahl im
dritten Wahlbezirke des Regierungsbezirkes Aachen, Abgegeben
wurden im Ganzen 349 Stimmen Davon erhielt Gursbeſitzer
Andreas von Grand-Riy in Eupen (klerikal) 346 Stimmen.



Die „Landeszeitung für Elſaß-Lorhringen“
veröffentlicht cinenſjeluszug aus einer Verfügung der
Landesregierung, wonach franzöſiſche Militär-
perſonen, gleichviel, ob ſie der aktiven Armee, der
Reſerve oder der Territorialarmee angehören, nur aufGrund der Erlaubniß des Kreis oder Poligeidirektors im

Reichslande Aufenthalt nehmen dürfen. Die Erlaubniß
iſt nur wegen Familien oder Vermögensangelegenheiten
zu ertheilen.

Jn der Plenarſitzung des Bundesraths
am 13. wurde dem Entwurfe einer Verordnung über die
Militär-Transport- Ordnung für Eiſenbahnen
im Kriege nebſt dem Entwurfe eines Militärtarifs
für Eiſenbahnen die Zuſtimmung ertheilt.

Die Ausſchüſſe des Bundesraths für das Landheer, die
Feſtungen und für die Eiſenbahnen, Poſt und Telegraphenhaben den Entwurf in vielen Beziehungen abgeändert.
Die Veränderungen ſind jedoch zumeiſt nur redaktioneller Art.
Von materiellen Anträgen der Ausſchüſſe ſei Folgendes er
wähnt: „An Raum für Offiziere und Mannſchaften iſt min-
deſtens zu gewähren und höchſtens zu fordern: für je 3 Offiziere

oder Perſonen in gleichem Ringe, ſowie für 3 ſitzende Kranke
oder für 4 feldmarſchmäßig ausgerüſtete Mannſchaften oder für
5 Mann ohne Feldausrüſtung: a) in Wagen nach Coupéſyſtem;
J eine ganze Querbank von mindeſtens 22 m Länge, b) in

agen nach Durchgangsſyſtem: je eine durch Durchgang ſg
trennte Querbank, ſofern dieſelbe im öffentlichen Verkehr für
5 Sitzplätze beſtimmt iſt. Bei Wagen nach Durchgangsſyſtem,
deren durch einen Durchgang getrennte Querbank für weniger
als 5 Sitzplätze beſtimmt iſt, bei Wagen mit in der Längsrich
tung angebrachten Sitzbänken, ſowie bei ausgerüſteten Perſonen
wagen 4. Klaſſe und Güterwagen iſt für jeden Offizier eine
Sitzbanklänge von mindeſtens 0.73 m, jeden Mann mit Feldausrüſtung eine ſolche von mindeſtens 0.55 mm und jeden Mann
ohne Feldausrüſtung eine ſolche von mindeſtens 0.44 m zu rech-
nen. Bei ausgerüſteten Perſonenwagen 4. Klaſſe und Güter-
wagen iſt pro Mann außerdem eine Bodenfläche von mindeſtens
0.35 qm möglichſt 0.45 qm zu gewähren. Für einen liegend zu
befördernden Kranken iſt eine Fläche vonr eine 0.68 m Breite und2.51 m Länge zu rechnen. Jn einem Krankenwagen ſind liegend
unterzubringen nach Einrichtung der Lazarethzüge 10 Mann,
nach Hamburger Syſtem oder auf Strohſäcken, 8 Mann, nach
Grundſchem Syſtem 6 Mann.“ „Militärzüge ſind, ſofern ihre
Geſchwindigkeit 45 K in der Stunde nicht überſteigt, bezüglich
der einzuſtellenden Bremswagen wie Güterzüge zu behandeln.
Die normale Laderampe oder Ladelehne ſoll in ganzer Länge
unter Beachtung des Normalprofils für Bahnhöfe und Halte-
ſtellen neben dem Ladegeleiſe mit ausreichender Verbindung
nach dem Aufſtellungs-Orte oder für die ein- oder auszuladen-
den Transporte auf oder an dem Bahnhofe oder der Halteſtelle
angelegt werden,“

Frankreich. Der Senat hat mit 168 von 194 ab-
gegebenen Stimmen Leroyer als Präſidenten wieder-
gewählt.

Deputirtenkammer. Floquet ſprach in ſeiner
Rede bei Uebernahme des Präſidiums den Wunſch aus,
daß die Kammer ſich von der Nothwendigkeit der Ein
tracht durchdringen laſſe und daß ſich die Parteien ver-
ſtändigen möchten; er wünſchte ferner, daß der patrio
tiſche Wetteifer, für den Fortſchritt und die
großen nationalen Einrichtungen zu arbeiten,
unter denen die Armee obenan zu ſtellen ſei, nicht er-
lahmen möge. Wenn die Kammer ohne Unterſchied der
Parteien mit dem gleichen eifrigen Bemühen der tapferen
Jugend folge, wenn ſie mit einſtimmiger Begeiſterung
alle zur Vergrößerung ihrer Kraft erforderlichen Opfer
bringe, ſo werde ſie ſich nicht durch Unruhe oder Un-
eduld erregen laſſen. „Wir wollen uns durch ruhiges,ſletiges Streben lediglich in die Lage verſetzen, alle

unſere Pflichten erfüllen zu können und Frank-
reich die Achtung Aller zu ſichern, das iſt die
weſentliche Bedingung des Friedens, an dem uns Allen
ebenſo ſehr liegt, wie irgend Jemand in der Welt.“

Wegen der Leichenfeier für Paul Bert ſoll am Sonn-
abend keine Sitzung abgehalten werden. Die Kammer die
ferner mit 396 gegen 212 Stimmen, den Getreide-Geſetzentwurſ
unmittelbar nach der Budgetberathung auf die Tggesordnung
zu ſetzen. Für den Antrag des Deputirten Boyer auf Abrüſt-
ws de die von Boyer gleichzeitig beantragte Dringlichkeit
abgelehnt.t Der Finanzminiſter beſtätigte ferner, wie ſchon
kurz telegraphiſch mitgetheilt, auf eine Anfrage Soubeyrans,
daß ein Kredit von 86 Millionen für Veränder-
ungen in der militäriſchen Ausrüſtung in das
rektifizirte Budget eingeſtellt ſei. Der Antrag Soubeyrans,
dieſe Kreditforderung zur Vorberathung an eine beſondere
Kommiſſion zu verweiſen, wurde abgelehnt. Jn dem
Motivbericht zum Budget wird darauf hingewieſen, daß
es im Jntereſſe der Sicherheit des Landes nothwendig
ſei, nach und nach mit der Umarbeitung der Waffen und
mit der Vervollſtändigung des Vertheidigungsſyſtems

vorzugehen. Hierzu ſei ein Kredit von 86
illionen für das Jahr 1887 erforderlich, wovon 71

Millionen zur Anfertigung neuer Waffen und 15 Mil-
lionen zum Bau von Kaſernen und zu Befeſtigungsarbeiten
verwendet werden ſollen.

Rußland. Geheimrath Wyſchnegradski, Mit-
glied des Reichsraths, iſt zum Verweſer des Finanz-
miniſteriums, der bisherige Finanzminiſter Bunge
zum Präſidenten des Miniſtercomités ernannt worden.

Großbritannien. Jn England, mit dem wir nach den
Erklärungen des Reichskanzlers in den beſten Beziehungen
ſtehen, dauern die Beſtrebungen Gladſtones, die libe-
ralen Unioniſten durch Conceſſionen bezüglich ſeiner iriſchen
Projekte zu gewinnen, fort: das projektirte Dubliner Parla
ment ſoll nach ſeinen neuen Jdeen nur gewiſſe beſchränkte
Rechte erhalten. Jndeß haben jene hierauf noch nicht an
gebiſſen.

Der Tod Jddesleigh's wird von allen Blättern
ohne Parteiunterſchied tief beklagt. „Daily News“ dementirt
eine jüngſte Meldung der „Pall Mall Gaz.“, daß Jddesleigh
nach einem Bündniß mit Frankreich getrachtet habe im Gegen
ſatze zu Churchills Vorliebe für Deutſchland; Jddesleigh ſei
eben ſo deutſchfreundlich geweſen wie Roſebery. Deutſchland
bätte ſicherlich keine Urſache gehabt, über ſeinen Rücktritt vom
auswärtigen Amte zu frohlocken.

Belgariſches. Die bulgariſche Deputation hat
ihre Abreiſe von Paris nach Rom auf den 14. früh
feſtgeſetzt.

Wie nach einem Telegramm der „Agenzia Stefani“
verlautet, wird beim Empfange der bulgariſchen
Deputation in Rom Graf Robilant dieſelbe auf ſeine
Erklärungen in der Kammer, ſowie auf das Grünbuch
hinweiſen und bemerken, daß Bulgarien ſeinem ruſſiſchen
Befreier Ergebenheit ſchulde. Auch ſei nicht anzunehmen,
daß Rußland ſeinerſeits den Boden des Berliner Ver-
trages verlaſſen werde. Die Bulgaren möchten in der

bisher bekundeten Mäßigung verharren, die Ordnung im
Jnnern aufrecht erhalten und, da ein großer Krieg für
den Schwachen ſtets gefährlich ſei, keine äußeren Ver
wicklungen provoziren. Dies ſei der einzige Rath, welchen
die Freunde Bulgariens und Graf Robilant ſelbſt ihnen
ertheilen könnten. (Hiernach könnte die Abordnung eigent
lich ihr Reiſegeld ſparen!)

Zur Lage.
Das „Journal de St. Pétersbourg“ weiſt auf die

Reden des Fürſten Bismarck und des franzöſiſchen
Senatspräſidenten Carnot hin und hebt die friedlichen
Tendenzen hervor, welche ſowohl in dieſen Reden, wie auch
ſonſt überall hervortreten, Tendenzen, welche alle Regierungen
zu beſtätigen und zu bekräftigen ſuchen. Mit gleicher Genüg-
thuung zitirt das Journal die ſo korrekten Aeußerungen Goblets
und Flourens gegenüber den bulgariſchen Delegirten und den
zutreffenden Kommentar, welchen das „Journal des Debats“
dazu geliefert habe. Alles dieſes ſeien unbeſtreitbare Symptome
der Beruhigung und des Friedens, welche man mit Freuden
bei Beginn des neuen Jahres verzeichnen könne. Es ſei ge-
ſtattet zu hoffen. daß das neue Jahr dieſe glücklichen Prognoſtiken
nicht Lügen ſtrafen werde.

Dis Wiener „Fremdenblatt“ ſagt, die Erklärungen
des Fürſten Bismarck über das Verhältniß Deutſchlands
zu Oeſterreich Ungarn ſowie in Betreff der Gleichgiltigkeit
Deutſchlands gegenüber der bulgariſchen Frage beſtätigten die
ſeiner Zeit von Kalnoky in den Delegationen abgegebenen Auf-
klärungen. Deutſchland werde als r in Wienund Petersburg vollſte Geneigtheit finden, alle noch beſtehenden
gegenſätzlichen Anſchauungen auf dem Boden einer gerechten
und friedlichen Verſtändigung zu löſen. Die entſchiedenen Er-
klärungen des Fürſten Bismarck betreffs Bulgariens würden
überall ernüchternd wirken und auch nicht in Sofia ohne Ein
druck bleiben, wo man nicht vergeſſen dürfe, daß die Sym-

„pathien Europas zu erlöſchen beginnen würden, ſobald man
dort den friedlichen Jntereſſen Europas nicht Rechnung trage.

Nach einer der Wiener „Polit. Korreſp.“ aus Paris vom
13. zugehenden Meldung wird auch in dortigen informirten
Kreiſen die in der politiſchen Lage eingetretene Beſſerung
allſeitig beſtätigt. Man will beſtimmt wiſſen, daß das ruſſiſche
Kabinet aus ſeiner in den letzten Wochen beobachteten Paſſivität
durch Kund-ebungen herausgetreten ſei, welche nicht blos die
friedlichen Abſichten des Kaiſers von Rußland von Neuem be-
kräftigten, ſondern auch geeignet ſeien, der Wiederaufnahme der
ſtockenden Pourparlers zur Herbeiführung einer Verſtändigung
der Mächte in der bulgariſchen Frage die Wege zu ebnen. Ein
bezüglicher Meinungsaustauſch zwiſchen einzelnen Kabineten
habe entweder ſchon begonnen oder ſtehe unmittelbar bevor und
San diesmal beſſere Chancen als in früheren Stadien dieſer
Frage.

Heer und Marine.
p. Aus Paris ſchreibt man der Halliſchen Ztg:
Das Mélénit-Geſchoß (Torpille) wiegt zwiſchen

25 und 25,5 kg und iſt aus Gußſtahl gefertigt. Damit
daſſelbe in der Seele des Geſchützes nicht reißt und ex-
plodirt, wird die Güte der Geſchoßhülle nach Fertig
ſtellung derſelben noch einmal auf ihre Härte und Wider-ſtandsfahigkeit geprüft. Das neue Geſchoß iſt hinten

offen und mit einem aufzuſchraubenden Verſchluß
geſchloſſen. Der Zünder iſt eine Modification des ge-
bräuchlichen Granatenzünders.

S. M. Kreuzer „Nautilus“, Kommandant Kapitän-
h von Hoven, iſt am 2. Januar c. in Shanghai ein-
getroſſfen.

Kolonien und Reiſen.
Dem Afrikaforſcher Stanley wurde am 13. zu

London das Diplom als Ehrenbürger der Stadt über
reicht. Bei dem darauf im Manſionhouſe ſtattgehabten
Dejeuner erwiderte Stanley auf einen vom Lord Mayor auf
ihn ausgebrachten Toaſt, daß die ihm übertragene Expedition
nach dem Sudan lediglich der Befreiung Emin Bey's gelte,
und daß er zur Löſung dieſer Aufgabe einen Zeitraum von
drei Monaten für ausreichend halte.

Die Todten des Jahres 1886.
(16. Fortſetzung.)

11. Gewerbetreibende, Techniker, Kaufleute.
(Schluß.)

Auguſt 3. Landtagsabgeordn. Kießling, Gründer d. erſten
Papierfabrik, 84 J., Hirſchberg i. Schleſ, 6. Commerzienrath
Heinr. Guſt. Schöpplenberg, bed. Tabakinduſtrieller, 73 J.,
Berlin. 9. Heinr. Cordua, Begründer d. Handelsmuſeums
in Lübeck. 72 J., Ankershagen i. Mecklenburg. 10. Vr. Jac.
Rappaport, bek. Finanzmann u. Börſenſpeculant. Wien.
12. Karl v. Buchwald, hervorrag. a Wien. 17.
Verlagsbuchh. Buchner, bek. Kunſt- u. Antiquitätenſammler,
Bamberg. 18. Guſtav von Neufville, 25 J. Präſes der
Frankfurter Handelskammer, Frankfurt a. M. 27. Hofbuchhdl.
Friedr. Wagner, Begründer u Herausg. d. Braunſchweiger
Tagebl.“, Braunſchweig. September 3. Geheimer Baurath
Wilh. Goeker, Erbauer d. Kriegshafens a. d. Jahde, 83 J.,
Höxter i. Weſtfalen. 4. Commerzienrath Fr. Hetzel, einer d.
rößten Wohlthäter d. Pfalz, 82 J., Neuſtadt a. H. Frau
dichard, geb. Dietrich eine Frau von 126 Jahren, St. Gin

golphe, Hochſavoyen. 13. Kammerrath G. A. Meyer, früh.
Mitinhaber d. Leipziger Bankhauſes Ed. Frege u. Co., 66 J.,
Abtnaundorf b. Leipzig. 14. Rowland Maſon Ordiſh, einer
d. hervorrag. engl. Jngenieure, 61 J., London. Samuel
Auerbach, d. bed. Zuckerinduſtrielle d. Provinz Poſen, 42 J.,
Poſen. Oktober 1. James Kennedy, ausgez. Maſchinen
Jngenieur, 88 J., Creſſington Park b. Liverpool. 7. Friedr.
Gerold, d. bek. Verleger, Wien. 16, Freih. Mayer Karl von
Rothſchild, 66 J Frankfurt a. M. 18. Heinr. Ahrens,
Chef d. Firma H. Ahrens u. Co. in Yokohama, Hiogo, Naga-
ſaki u. London, einer d. namhafteſten Vertreter d. deutſchen
Handels in Oſtaſien, 45 J., Yokohama. 19. Geh. Commerzien
rath Friedenthal Präſid. d e 70 J. Breslau.
22. Auguſt Auerbach, ars orſ, d. Leipziger Bank. Leipzig.
30. CElemens Edler Bonhofer v. Echt, Präſid. d. böhmiſchen
Nordbahn, Prag. November 8. Wilh. Frick. Hofbuchhdlr.,
43 J., Wien. 11. Alex Ritter v. Schöller, bek. Großinduſtrieller, 31 J., Wien. 12. Leop. Ritter von Stern, Ge
neralrath d. Oeſterr.Ungar. Bank. braunſchweig. Conſul, 67 J.
Wien. 18. A. Fétis, Generaldirektor d. Rhein.-Naſſ. Berg-
werks- u. Hütten Aktiengeſellſch., Stolberg b. Aachen. Frauncis
Sler d. weltbek. Chocoladenfabrikant, Beſitzer einer d. bedeut.
Bibelſammlungen, 83 J., Brüſſel. 27. Commerzienrath R. C.
Rickmers, bek. Großinduſtrieller, 79 J., Geeſthelle b. Bremer
baven. 28. Franz Otto Spamer, d. bek. Verlagsbuchhdlr., 66
J. Leipzig. Dezember 5. Banquier Ludw. Gumpel, Leipig.
8. Friedr. Culemann, Buchdruckereibeſitzer, als Kunſtfreun
bek., 75 J, Hannover. 8. Joſ. W. Harper, früh. Theilh. d.
geh a Verlags Firma in New-York, zuletzt amerik. Conſul
in München. 9. Franz Freih. v. Liebig, bed. Großinduſtrieller
der Wollwaarenbranche, 53 J., Wien. (Schluß folgt.)

Halle, den 14. Januar.
(Der Abdruck unſerer Lokalnachrichten ilſt nur mit

vollſtändiger Quellenangabe geſtattet.)Ein allerliebſtes Kochbuch, welches gratis zur
Vertheilung gelangt, bietet bekanntlich die „Liebig's Flekſch-
Extract-Compagnie“ dem Publikum. Dies Büchlein iſt
ſoeben in neuer Folge erſchienen. Mit hübſchem Umſchlag in
buntem Farbvendruck ausgeſtattet, enthält es 54 treffliche Koch
Rezepte zu den verſchiedenartigſten Speiſen, bei denen die Ver-
wendung des Fleiſchextracts rathſam iſt und ſich lohnt. Ver
faſſerin iſt die durch ihr größeres Kochbuch „Die Schnellküche

rühmlichſt bekannt gewordene Frau von Sz. Die Recepte ſ.
ſorgfältigſt probirt; ſie geben namentlich genaue Anleitung zrichtigen Anwenoung des Extractes; Ferauf ſowie auf die Es

heit deſſelben kommt viel an, indem der reine und gute
ſchmack der damit bereiteten Speiſen davon abhängt. Unſer
Frauen nnd Töchtern dürfte das Büchlein willkommen ſein
wird durch die Geſchäfte. welche Fleiſchextract fü
ren, an ihre Kundſchaft beſſer ſituirter Kretſſ
gratis vertheilt.

Bismarck Commers des conſervativen Vereins.
Der Vorſtand des conſervativen Vereins hatte geſtern Aber

ſeine Mitglieder zu einer Feier unſeres großen Staatsmann
einberufen, und der glückliche Gedanke, dem Fürſten Reich
kanzler, wo er noch um die Militärvorlage mitten in dem Kamp
gegen eine Majorität im deutſchen Reichstage ſteht, eine patrig
tiſche Huldigung darzubringen, hatte den feſtlich dekorirten Sag
des „Roſenthals“ bis auf den letzten Platz und bis in die anſtoßen
den Lokalitäten hinein gefüllt. Die Feſtverſammlung wurd
nach r einiger patriotiſcher Weiſen durch eine Kapelle
mit einer Anſprache des Herrn Jnſpektor Palmié eröffnet, in
welcher der Redner die We im Reichstage, auf welche di
geſpannten Blicke der ganzen Welt gerichtet ſind, in einigen
markigen Strichen ſkizzirte und unter großem Beifall der Ver
ſammlung zu dem Schluſſe gelangte, daß dieſe Vorgänge,
beklagenswerth ſie auch an ſich ſeien, doch das Nationalbewußt
ſein im Volke wieder wachgerufen haben, welches den Worten
des Fürſten Bismarck in der Sitzung des vergangenen Diens
tags: „Wenn Sie mit Jhren Reden enden werden, dann kommen
wir mit unſeren Thaten!“ zujubele und feſt darauf baue, daß
die Reichsregierung ſo oder ſo die Militärvorlage zum Heil
des deutſchen Vaterlandes unverkürzt aufrecht erhalten un

egen die Coaglition Richter-WindthorſtGrillenberger durch
etzen werde. Einem kläglichen Parteitreiben gegenüber, wegen

deſſen das Ausland mit den Fingern auf uns zeige, ſtehe
wie ein Fels im Meere, unſer ehrwürdiger Kaiſer, Umgeben
von ſeinen treubewährten Paladinen: und im Hinblick auf den
jährigen Helden. welcher im ſtrengen Pflichtgefühle für daß
Wohl ſeines Volkes alle ſeine Kräfte einſetze, müſſe bei aller
Miſère jedem Patrioten das Herz aufgehen und mit der innig-
ſten, Verehrung müſſe ſich das Gefühl der unbegrenzten Dant-
barkeit gegen unſeren geliebten Kaiſer und Herrn vereinigen
welchem Gefühle dieſe Feſtverſammlung durch ein dreimaliget
Hoch Ausdruck geben möge! Mit ſtürmiſcher Begeiſterung
kam die Verſammlung dieſer Aufforderung nach und ſang als
dann ſtehend das „Heil Dir im Siegerkranz“. Als nachſter
Redner erhob ſich General von Hagen, welcher an den Aus
ſpruch des Engländers, des Ge'chichtsſchreibers der „Hohen-
re anknüpfend: „Kein Volk hat noch jemals es zu etwas

rdentlichem gebracht, welches nicht durch die Schule einer
ſtrengen Zucht gegangen iſt hervorbob, daß das preußiſche
Volk von den Hohenzollern durch dieſe Schule geführt worden
ſei. Noch ehe von unſerem großen Königsberger Philoſophen
der „kategoriſche Jmperativ“ verkündet worden ſei, haben
Preußens Könige das ſtrengſte Pflichtgefühl zur Richtſchnur ihres
Regiments gemacht und kein erhabeneres Vorbild dieſes Pflicht
s kenne die Weltgeſchichte als das unſeres Kaiſers. Gleich
einem kaiſerlichen Vater ſei aber auch der deutſche Kron
prinz von dieſem Gefühle erfüllt und darum trage denſelben
auch das deutſche Volk ſo war im Herzen. Jhn, den ritter
lichen Prinzen, das leuchtende Vorbild eines wahrhaft hoch-
herzigen, edlen Mannes, fordere Redner die Verſammelten auf,
mit einem dreifachen Hoch zu feiern. Nachdem dies mit Be
geiſterung geſchehen, wurde die „Wacht am Rhein“ geſungen.

Auf einen Veteranen von 1813, den Jnſtrumentenmacher
Holzhauſen, hinweiſend, welcher als blutjunger Menſch im
Landſturme marodirenden Franzoſen entgegengetreten war und
heute noch in voller Friſche anweſend war, feierte Herr Palmis
unſere glorreiche Armee, während Herr Hauptmann Thiele
dem genialſten Schlachtenlenker aller Zeiten, dem Grafen
Moltke, Worte der wärmſten Verehrung widmete, welche von
der Verſammlung mit ſtürmiſchem Beifall aufgenommen wur
den, die nach einem dreifachen Hoch in ſehr bezeichnender Weiſe
das Lied: „Jch hatt' einen Kameraden“ anſtimmte.

Ein wirklicher Beifallsſturm ging aber durch den Saal,
als ſich Herr Prof. Märcker erhob, um dem Danke und der
Verehrung für Fürſt Bismarck Worte zu geben. Jn er

reifender Begeiſterung führte Redner den Reichskanzler, von
einer Studienzeit in Göttingen bis auf die Gegenwart durch

alle Phaſen ſeines ruhm- und thatenreichen Lebens und wies
im Einzelnen nach, wie dieſer gewaltige Mann ſich bei allen
ſeinen Handlungen ſtets von Wahrheit, Treue und Furchtloſig
keit, jenen ſicheren Führern durch das Leben, habe leiten laſſen.
Und als dann Redner am Schluſſe ſeiner Rede dem ſchmerz
lichen Bedauern Ausdruck gab, daß ein Mann, der ſo
Außerordentliches für das Vaterland gethan, heute noch einmal
im deutſchen Reichstage denſelben Kampf aufnehmen müſſe,
welchen er nahezu vor einem Vierteljahrhundert im Preußiſchen
Landtage geführt habe, daß er aber unter allen Um-
ſtänden, wie damals, das gewaltige Schwert, welch es
er haben müſſe, auch haben werde, unterbrach ein nicht
endenwollender Beifall den Redner, der in einem dreifachen
Hoch auf den eiſernen Kanzler ſeine höchſte Steigerung erhielt.
Nach dem Geſange von „Deutſchland, Deutſchland über Alles
wurde der Wunſch aus der Verſammlung laut, ein Telegramm
an den Fürſten Bismarck zu richten, welches denn auch nach
11 Uhr in folgender Faſſung aufgegeben wurde

„Dem Reichskanzler Fürſten Bismarck in Berlin.
Jrhrem Reichskanzler rufen in höchſter Be

geiſterung zu:
„Stehe feſt! Wir ſtehen zu Dir

800 zur heutigen Bis marckfeier verſammelte
Mitglieder des conſervativen Vereins zu Halle a/S.

Zuletzt wurde noch mit ſcharfen Seitenhieben auf den
Reichstag das deutſche Vaterland vom Oberlehrer Dr. Ulrich
efeiert und es blieb alsdann die Feſtverſammlung in freier
ebhafter Unterhaltung noch bis nach Mitternacht zuſammen.

Der Zweigverein für Rübenzucker-Jnduſtrie von
Halle a. S. und Umgegend

hielt am 13. Januar c. im Hotel „Stadt Hamburg zu
Halle a. S. eine gut beſuchte Verſammlung ab. Der Vor
ſitzende, Herr Ferd. Knauer- Gröbers legte zunächſt die
Gründe klar, welche den Vereinsvorſtand bewogen, die Ver-
ſammlung ſchon jetzt, ſtatt erſt im Februar abzuhalten und gab
den Jnhalt eines Schreibens des Herrn Geh. Regierungsrath
Kieſchke-Berlin, des Directors des Hauptvereins, bekannt,
wonach dieſer den Zweigvereinen mittheilt, daß laut Beſchluß
der Generalverſammlung in Hannover die nächſte Hauptver-
ſammlung kurz vor Pfingſten dieſes Jahres in Berlin abge
halten werden wird. Die Zweigvereine werden gebeten, ſchon
jetzt ſich über die Stellung von Anträgen 2c. zu dieſer Haupt
verſammlung ſchlüſſig zu machen, damit ſeiner Zeit die Einlad-
ung mit der Tagesordnung rechtzeitig erfolgen kann. Die
Verſammlung beſchloß, die nächſte Verſammlung Ende Februar
abzuhalten und in dieſer etwaige Anträge für die Hauptver-
ſammlung aufzuſtellen. Sodann wurde in die Tagesordnung
eingetreten:

1. Welches ſind die zeeignetſten Kalköfen zur
beſten Kohlenſäure-Gewinnung? Referent, Herr Jnge
nieur Ehrhardt- Merſeburg läßt ſich etwa wie folgt hierüber
aus: Jn der vorigen Sitzung des Vereins wurde von Herrn
Fabrikbeſitzer Nagel in Trotha die Conſtruction eines Kalk-
ofens erwähnt. welche äußerſt einfach erſchien und wenig Koſten
verurſache. Referent konnte der Verſammlung eine Zeichnung
eines ſolchen Ofens vorlegen, aus der erſichtlich war, daß man
es mit einem Schacht oder Hochofen zu thun hatte, welcher
jeglicher Feuerung, wie man ſie bei der faſt allgemein eingeführten Rumfort' ſchen oder Rüdersdorfer Conſtruction gewöhnt

iſt, entbehrt. Der Nutzen einer ſolchen Conſtruction liegt dariu,
daß das gargebrannte Material nicht unnöthiger Weiſe noch
dem Feuer ausgeſetzt bleibt, daß es vielmehr regelmäßig aus
dem Ofen entfernt werden kann, ſich ſogar von ſelbſt entfernt
und daß der Ausſtrahlung der Wärme ſehr geringe Flächen
geboten werden. Gleichzeitig wird die in den Ofen einſtrö-
mende Luft, da ſie das austretende gargebrannte Material zu
paſſiren hat, vorgewärmt, indem ſie dieſes Material abkühlt,
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Saarbrücken conſtruirt

entlichen Brennraum. Das Brenn-
material kann ſomit ſeinen Zweck unter den denkbar günſtigſten
und gelangt ſo erſt in den ei

änden erfüllen, und die ſich bildenden Gaſe ſteigen, denRgeſeden folgend, nach oben und wärmen das darüber auf-
eſchichtete Gemiſch von Kalkſtein und Kohle vor, kühlen ſich
abei wiederum ab und entweichen, ziemlich abgekühlt, durch

die Gicht oder werden durch die Kohlenſäurepumpen abgeſaugt.
Das unter ſo bewandten Umſtänden der Ofen rationell arbeiten
wird und muß, iſt klar erſichtlich. Unter gewöhnlichen Verhält
niſſen wird man mit dem Reſultate eines ſolchen Betriebes zu
frieden ſein können und die Praxis zeigt auch, daß derſelbe den
Vorausſetzungen entſpricht. Handelt es ſich aber, wie hier in
der Frage hervorgehoben, um die Erzielung möglichſt hochpro-
centiger Kohlenſäure und, fügen wir auf der anderen Seite
hinzu, um möglichſt kohlenſäurefreien Kalk, wie er in der Veſ
ſemerei beanſprucht wird, ſo treten doch einige wichtige Be-
denken in den Vordergrund, die Referent des Näheren erörtert.
Derſelbe präſentirt der Verſammlung in einer Zeichnung eine
neue Conſtruction. Dieſer Kalkofen iſt von Carl Dietzſch in

und dieſem patentirt worden. Es iſt
ein Etagenofen, deſſen Jnnenraum in 3 Theile zerfällt. Der
obere Raum nimmt die durch die oberſte Oeffnung eingewor-
fenen, gehörig vorbereiteten Kalkſteine auf. ohne daß Brenn-
material beigefügt wäre. Die eingeſchüttete Maſſe breitet ſich
auf der Sohle des Verbindungskanals zwiſchen Ober und
Ünterabtheilung aus und ſchließt nach und nach den oberen
Raum ab. Die untere Abtheilung beſteht aus dem Garbrenn-
raum und aus dem damit verbundenen, ſenkrecht darunter
liegenden Abkühlungsraum. Referent beſpricht die Anlage noch
weiter und empfiehlt ſolche als praftiſch. Jn der ſich hier-
über anſchließenden Discuſſion nehmen namentlich die Herren
Civilingenieur Khern- Halle und Director Riedel- Halle das
Wort, welch letzterer ſeine Anſicht über dieſen Ofen wie folgt
zuſammenfaßt: Durch das Ueberbrücken von der Kanalſohle
nach dem Garbrennraume werde der Eintritt bedeutender
Mengen Luft veranlaßt, ſowie die Arbeit überhaupt beſchwer-
lich. Eine ſtarke Verdünnung der abziehenden Kohlenſäure ſei
dann die Folge. Der Vorſitzende reſumirt dahin, daß der be-
ſprochene Ofen eine ziemlich hohe Kohlenſäure entwickele, ob die
beſte, mag dahin geſtellt bleiben. Der Betrieb ſei ein ziemlich
complicirter und darum die bisher gebräuchlichen franzöſiſchen
oder belgiſchen Oefen wohl vor zuziehen.

2. Welche Erfahrungen ſind bezüglich des Leplay-
ſchen Osmoſe Kochverfahrens bekannt geworden?
Herr Civilingenieur Fölſche- Halle theilt hierzu mit, daß er
Gelegenheit gehabt habe, die Leplay'ſche Osmoſe längere Zeit
in der Zuckerfabrik Dröbel bei Bernburg zu beobachten. Die
damit erzielten Reſultate ſeien recht befriedigende geweſen ins
beſondere ſeien bei Kreislaufverarbeitung der osmoſirten Melaſſe
in Verbindung mit der Rübenverarbeitung gute Reſultate er
ielt, doch ſei man leider bis jetzt nicht in der Lage geweſen,die reſultirenden Osmoſewäſſer wieder einzudampfen und damit

das Verfahren auf die richtige Höhe zu bringen, was jedoch ſo
fort nach Beendigung der Campagne erfolgen werde. Jetzt
werde ſeit ca. 3 Wochen der Ablauf des II. Produkts mit der
Hsmoſe verarbeitet, womit bis jetzt noch ſehr gute Reſultate
erzielt ſeien. Herr Direktor Riedel- Halle hält das Ver-
fahren ebenfalls für ſehr rationell, empfiehlt jedoch die Ver-
dampfung in geſonderten Gefäßen vorzunehmen. Herr UVr.
v. Liepmann-Roſitz hat Gelegenheit gehabt, die bei der Ver-
arbeitung auf J. Produkte in Dröbel erzielten Zucker zu unter
ſuchen und hat dieſelben durchaus normal gefunden. Derſelbe
machte noch intereſſante Mittheilungen über das Leplay'ſche
Verfahren im Allgemeinen. Herr Civilingenieur Fölſche-

alle bemerkt mit Bezug au die Mittheilung des Herrn Dir.
iedel, daß er auch der Anſicht geweſen ſei, daß es zweckmäßig

geweſen wäre, die in der Osmoſe befindliche Melaſſe geſondert
einzudampfen, ſei aber davon abgekommen, da die für die
Verdampfung verwendete Menge minimal ſei und er es doch
für eine zweifelhafte erung halte, das Verfahren dadurch
unnütz complicirt zu machen.

Die Frage: Jn welcher Richtung laſſen ſich Er-
ſparniſſe im Betriebe erzielen, beſonders in, Bezug
auf Dampferzeugung und Verwendung? wird dem
Beſchluſſe der vorigen Verſammlung gemäß. in ſeinem zweiten
Theile der Dampfverwendung verhandelt. Herr Jngenieur
Raßmuß- Magdeburg beſchreibt die von ihm in Zuckerfabrik
Schwittersdorf ausgeführte Anlage einer Verdampfſtation mit
vierfacher Wirkung und Anwärmung mittelſt Saftdämpfen nach
Rillieux. Die vorhandenen drei liegenden Apparate, welche
bisher mit zweifacher Wirkung arbeiteten, ſeien durch einen
neuen Verdampfkörper mit Jnnenpfannen vermehrt und die
Rohrleitungen entſprechend verändert. Hinter dem letzten Körper
befinden ſich noch zwei Vorwärmer, der eine für Rohſaft, der
andere für Diffuſionswaſſer, welches mit ca. 300 C. in die
Batterie eintrete. Außerdem beheize jedoch der erſte Verdampf-
körper noch die frühern Caloriſatoren der Diffuſions-Boetterie,
einen zweiten Rohſaft-Vorwärmer, den Vorwärmer vor der
Wort Saturation und die Vorwärmer vor der Dünnſaft- und

ickſaft-Filtration. Auf allen dieſen Stationen ſei dadurch der
frühere Aufwand directen Dampfes völlig unterdrückt und er
folge auch dieſe Anwärmung zu mehrfachem Effecte. Außerdem
werde jedoch durch dieſe Benutzung der Saftdämpfe nicht allein
nur zur Verdampfung die Leiſtungsfähigkeit der Berdampf-
ſtationen bedeutend geſteigert und brauche man trotz der mehr-
fachen Wirkung nur wenig an Heizfläche mehr in den Apparaten.
Die Anlage werde in dieſer Durchführung billiger und komme
man ſchon mit wenig über einen Quadratmeter Heizfläche pro
Centner Rüben bei vierfacher Wirkung aus. Nach der Rech-
nung habe ſich für Schwittersdorf eine Erſparniß von 42 an
Kohlen gegenüber dem früheren Verbrauche ergeben. Schon in
den erſten drei Wochen der Campagne ſei, trotzdem im Keſſel-
hauſe noch mit den früheren, jetzt viel zu großen Roſtflächen
gearbeitet wurde, eine thatſächliche Erſparniß von 32 erreicht.

Jn der an den intereſſanten Vortrag ſich anſchließenden
Debatte, an der ſich die Herren Direktor Riedel-Halle, Dir.
Krüger-Stöbnitz, Direktor Ebert-Wallhauſen betheiligten,
wurde die Nützlichkeit und Nothwendigkeit der mehrfachen Be
nutzung der Wärmer allſeitig anerkannt. Wie weit man damit
zu gehen habe, hänge allein von dem Koſtenpunkt des Brenn-

materials ab. (Fortſetzung folgt.)
Schwurgericht am 13. Januar.

Zur heutigen Verhandlung waren anberaumt die Straf-
ſachen wider die unverehelichte Thereſe Bernhardt aus
Bruckdorf wegen Mordes und den Handelsmann Friedrich
Stock aus Aſchersleben wegen Urkundenfälſchung. Der Ge
richtshof beſtand aus dem n a n Meydamals Vorſitzendem, den Landrichtern Kaufmann und Weiß-
bein als Beiſitzern und dem Referendar Vooke als Gerichts
chreiber. Die Staatsanwaltſchaft vertrat Staatsanwalt König
und als r era für die Bernhardt Rechtsan-
walt Voigt und für Stock Rechtsanwalt Wippermann. Als

eſchworene wurden ausgelooſt: Rittergutsbeſitzer Boeck aus
utenberg. Amtmann Beyling aus Paſſendorf, Gutsbeſitzer
ggeling aus Unterrißdorf, ler Fricke von hier,
utsbeſitzer Mensdorf aus Noeſelwitz, Rentier Naumann

aus Delitzſch, Gutsbeſitzer Schönbrodt aus Zöberitz, Guts
beſitzer Schlurick aus Hohen, Landwirth Thiele aus Löbnitz,
Gutsbeſitzer Weſche aus Raunitz, Oberamtmann Wentzel
aus Langenbogen und Gutsbeſitzer Zſchege aus Teicha.

Der Gerichtshof trat in die m r widerdie Bernhardt ein. Die e war bis zum 22. Okto
ber 1886 Dienſtmagd beim Gutsbeſitzer Klemm in Georgsheim
bei Leipzig, mußte aber an letzterem Tage ihren Dienſt wegen
Schwangerſchaft verlaſſen. Sie begab ſich direkt in das Ent
bindungsJnſtitut zu Leipzig und wurde daſelbſt am 8. No
vember v. J. von einem geſunden Knaben entbunden. Vor
ihrer Entbindung hatte die Bernhardt ihrer zu Hauſe lebenden
Schweſter Emilie ihre Schwangerſchaft mitgetheilt und dieſelbe
um Kinderwäſche gebeten. Letztere ſchickte auch Wäſche, theilte
aber der Angeklagten zugleich mit, daß ihre Mutter das Kind
nicht bei ſich aufnehmen würde. Um ſich ſelbſt nun die Wieder
aufnahme in das Elternhaus zu ſichern, faßte die Angeklagteſofort den Entſchluß, ſich nach Verlaſſen des Entbindungs-Jn-

ſtituts ihres Kindes dadurch zu entledigen, daß ſie daſſelbe in
einem alten Schachtteiche bei Canena ertränkte. Zu dieſem
Zwecke fuhr ſie nach Entlaſſung aus dem Entbindungs-
Jnſtitute am 21. November vorigen Jahres mit ihrem in

al

im Entbindungsinſtitute gefaßt zu haben.

einen Mantel eingewickelten Kinde mit der Bahn nach Dieskau,
verließ daſelbſt den Zug und begab ſich zur rn ihres
Entſchluſſes ſofort nach dem genannten Schachtteiche. Daſelbſt
entledigte ſie das Kind aller Kleidungsſtücke und warf es ſodann
in den Teich. Sowohl beim Auskleiden als auch beim Hinein-
werfen ſchrie das Kind, verſtummte aber, ſobald es in das
Waſſer fiel. Die Angeklagte entfernte ſich nach Ausführung
ihrer That ſofort unter Mitnahme der Kleidungsſtücke des
Kindes und erzählte bei ihrer Ankunft ihren Eltern und ihrer
Schweſter Emilie auf deren Befragen, daß das Kind im Jnſtitut
zu Leipzig verſtorben und von den Aerzten zurückbehalten worden
ſei. Einige Tage darauf wurde der Kindesleichnam an der
Oberfläche des Teiches gefunden, und die grauſige That der
Bernhardt kam dadurch an den Tag. Die gerichtliche Obduktion
des Leichnams ergab, daß das Kind lebensfähig geweſen und
daß der Tod deſſelben durch Erſtickung und zwar durch Er-
trinken herbeigeſührt war. Die Bernhardt war daher des
Mordes ihres Kindes angeklagt. Dieſelbe war ſchon in der
Vorunterſuchung geſtändig geweſen und legte auch in der heu-
tigen Verhandlung ein offenes Geſtändniß inſoweit ab, als ſie
nur in Abrede ſtellte, den Entſchluß, das Kind zu tödten, ſchon

i Sie habe vielmehrerſt auf dem Heimwege, als ſie am Schachtteiche vorbeigekom-
men, aus Verzweiflung und Angſt plötzlich den Entſchluß gefaßt,
das Kind in den Teich zu werfen und dieſen Entſchluß denn
auch, nachdem ſie das Kind raſch ausgezogen, ſofort zur Aus-
führung gebracht. Jhren Eltern babe ſie ſodann erzählt, daß
das Kind im Entbindungsinſtitut geſtorben, und von den Aerzten
behalten ſei, die es in Spiritus ſetzen wollten. Das Kind wäre
allerdings munter und geſund geweſen. Die Sachverſtändigen,
Sanitätsrath Vr. Riſel und r Strube, bekundeten, daß das
Kind nach dem Befunde der Obduktion geſund zur Welt ge-
kommen ſei, und an Erſtickung, jedenfalls in Folge des Er-
trinkens verſtorben ſei. Der Vater der Arngeklagten
ſagte aus. daß die Angeklagte ihren Eltern aus dem
Entbindungs- J. .ſtitut Nachricht von der Geburt des
Kindes gegeben habe. Seine Tochter Emilie habe derſelben
hierauf Kleidungsſtücke für das Kind geſchickt, und dabei aller-
dings geſchrieben, ſie foll, mit dem Kinde nicht nach Hauſe kommen,daſſelbe könnte nicht aufgenommen werden, weil die Mutter

krank ſei. Er habe übrigens früher nie über die Angeklagte zu
klagen gehabt, und unzweifelhaft hätte er und ſeine Frau dieſelbe
mit dem Kinde auch aufgenommen, wenn ſie mit demſelben ge-
kommen wäre. Bei der Aukunft der Angeklagten im elterlichen
Hauſe habe dieſelbe heftig geweint und wäre ganz außer ſich
geweſen. Die Mutter der Angeklagten konnte wegen hochgradiger
Taubheit nicht vernommen werden, und wurde daher Seitens
der Staatsanwaltſchaft und des Vertheidigers auf deren Zeugniß
verzichtet. Die Schweſter Emilie bekundete den Sachverhalt in
derſelben Weiſe wie ihr Vater.

Die Staatsanwaltſchaft nahm hierauf das Wort und führte
aus, daß nach den ſtattgehabten Ermittlungen unzweifelhaft Mord
vorliege, da angenommen werden müſſe, daß die Angeklagte
den Entſchluß zur Tödtung ihres Kindes nicht erſt plötzlich beim
Vorübergehen am Teiche. ſondern ſchon früher gefaßt und reif-
lich erwogen. Jhre heutige Ausrede entbehre der Glaubhaftig-
keit. Dieſelbe beantragte daher auch, die Angeklagte des Mordes
für ſchuldig zu erklären. Der Vertheidiger erachtete dagegen
nur das Verbrechen des Todtſchlags für vorliegend. Das Ver-
dikt der Geſchworenen lautete auch nur auf ſchuldig des Todt-
ſchlags, worauf die Angeklagte vom Gerichtshofe zu 5 Jahren
Zuchthaus verurtheilt wurde. Die Staatsanwaltſchaft hatte 8
Jahre Zuchthaus in Antrag gebracht.

Es kam hierauf die zweite Sache wider den Handelsmann
Stock aus Aſchersleben zur Verhandlung. Das Sachverhält-
nitz war hier folgendes: Am 31. Mai v. J. bot der Angeklagte
in Sylda bei Mansfeld grüne Pflanzen in den Häuſern zum
z aufe an und wurde hierbei von dem Amtsdiener Großheim
betroffen und zur Vorlegung ſeines Wandergewerbeſcheins auf
gefordert. Er legte auch einen ſolchen vor, der vom Bezirks-
ausſchuſſe in Magdeburg ausgeſtellt war und „nur für das
Jahr 1886* lautete. Derſelbe trug das Datum vom 13. De
zember 1885. Es hat ſich nun ergeben, daß derſelbe inſofern

efälſcht war, als derſelbe in Wirklichkeit das Datum vom 13.
Dezember 1884 getragen hat und für das Jahr 1885 auszeſtellt
iſt. Die Fälſchung hat der Angeklagte vorgenommen, der beide
Daten geändert hat zu dem Zwecke, den Schein für das Jahr
1886 zu gebrauchen und die Koſten der Löſung eines neuen
Scheines zu erſparen. Der Angeklagte gab zu, die Fälſchung
vorgenommen zu haben, beſtritt aber, den Schein zu ſeiner Le
gitimation haben gebrauchen zu wollen. Als ihn der Amtsdiener
nach dem Gewerbeſcheine befragt, habe er nur erklärt, daß er
wohl einen hätte, daß derſelbe aber keine Gültigkeit mehr habe.
Er habe nicht die Abſicht gehabt, den Beamten zu täuſchen
müſſe aber zugeben, daß er einen Gewerbeſchein für das Jahr
1886 nicht beſeſſen. Der Zeuge Großheim bekundete jedoch,
daß, als er den Angeklagten nach dem Gewerbeſchein befragt
habe, habe dieſer geäußert: „Oho, ich habe einen Gewerbe-
ſchein“, und habe ihm den gefälſchten und beſchlagnahmten vor
gezeigt. Die Staatsanwaltſchaft hielt daher auch die Anklage
aufrecht und beantragte, das r wegen Urkundenfälſch-
ung, jedoch unter Annahme mildernder Umſtände, auszuſprechen.
Der Vertheidiger bat gleichfalls um Annahme mildernder Um-
ſtände. Das Verdikt der Geſchworenen lautete dieſen Anträgen
entſprechend, worauf der Angeklagte in Uebereinſtimmung mit
dem Antrage der Staatsanwaltſchaft zu 3 Monaten Gefängniß
verurtheilt wurde.

Univerſitäten und Hochſchulen.
Göttingen. Profeſſor C. Klein Lehrer der

Mineralogie an unſerer Univerſität, hat einen Ruf an die Uni
verſität Berlin an Stelle des verſtorbenen Geheimraths Prof.
Webski erhalten.

Aus der Provin; Sachſen und ihrer Umgebung.
Der Abdruck unſerer Original-Correſpondenzen iſt nur mit

Onuelenangabe geftattet.

Eisleben, 13. Januar. (Peſtalozzifeier.)
Der Lehrer- und Peſtalozziverein von Eisleben u. U.
feierte geſtern Abend im Saale des Stadtgrabens den
Geburtstag des großen Pädagogen Peſtalozzi. Nach ein
leitendem Klavierſtücke, Neujahrsgruß und daran an-
ſchließendem Männerchore: Pſalm 121: „Jch hebe meine
Augen auf,“ comp. v. Hemmleb, hielt Herr Lehrer C.
Richter den Feſtvortrag, der drei Bilder von Peſtalozzi
beleuchtete: 1.) Peſtal. Glaube, Hoffnung und Leben; 2.)
Peſtal. häusliches Leben, Schulleben und äußeres Leben;
3.) Peſtal. ſittliche Lauterkeit, Uneigennützigkeit und Frei-
muth. Klavier wie auch Geſangvorträge kamen weiter
noch zum Vortrag.

K. Naumburg, 13. Januar. Lehrerverein.
Strafkammer.) Der hieſige Lehrerverein hat den
Rektor unſerer Bürgerſchulen Herrn Dr. de Fries zu
ſeinem Ehrenmitgliede ernannt und ihm dies durch ein
kunſtvoll ausgeſtattetes Diplom bekundet. Eine betrüb-
ende Erſcheinung bot geſtern auf der Anklagebank vor
unſerer Strafkammer ein Greis von 84 Jahren, der
ſich trotz ſeines hohen Alters gegen Kinder unter 14
Jahren verſündigt hat und dies mit 2 Monaten Gefäng-
niß büßen muß. Der Wechſelfälſchung war der
Kalkbrennereibeſitzer W aus Weißenfels beſchuldigt,
der, um ſich Kredit zu verſchaffen, eine Reihe von Wechſeln
über je 2000 .4 mit den Namen vermögender Gutsbe-
ſitzer gefälſcht hat. Dem Antrage der Staatsanwaltſchaft
auf 3 Jahre Zuchthaus und 400 Geldſtrafe gegenüber
lautete das Urtheil mit Rückſicht darauf, daß ein Schaden
nicht erwachſen, recht mäßig, nämlich nur auf 2 Jahre
Gefängniß.

o Cöthen, 13. Jauuar. (Geſchleift.) Heute
Morgen ſtürzte ein älterer Mann in der Georgenſtraße
von der Pritſche eines im ſchnellſten Gange befindlichen

Schlittens und hatte hierbei das Unglück, mit einem Fuße
an dem Trageiſen des Sitzes hängen zu bleiben und ein
ziemliche Strecke weit mit fortgeſchleift zu werden, wo
durch ec nicht unbedeutende Verletzungen, beſonders am
Hinterkopfe, erlitt. Der Mann konnte jedoch bald dar-
auf ſeine Reiſe nach Merzien fortſetzen. Der Unglücks-
fall ſoll dadurch herbeigeführt ſein, daß der Mann, um
ſich eine Cigarre anzuzünden, die Hände vom Schlittenlosgelaſſen ſatte,

7 Deſſan, 13. Januar. (Vom Hofe. Wild.)
Der wieder nach hier zurückgekehrte Fürſt von Sonders-
e liegt täglich fleißig dem Jagdvergnügen ob und
ind noch mehrere capitale Hirſche für den hohen Herrn

zur Erlegung reſervirt. Prinzeſſin Friedrich Carl von
Preußen wohnt allabendlich den Vorſtellungen im Herzog-
lichen Hoftheater bei. Geſtern wurde auf Wunſch der
Prinzeſſin Klughardts Oper „Die Hochzeit des Mönchs“
zur Aufführung gebracht. Die Herzogin und Erbprinz
Friedrich beſuchten das Theater noch nicht. Der ſeit
einigen Wochen eingetretene ſtrenge Winter wird auch hier
dem Wilde ſehr unbequem; daſſelbe dringt bis in die
Stadt, um in den Gärten ſeinen Hunger zu ſtillen. So
wurden geſtern in der Bitterfelder Straße früh am
Morgen einige Rehe bemerkt, welche hier Nahrung ſuch-
ten. Die Haſenjagd endet mit dem 15. d. Mis. Das
erlegte Wild wird nur noch ſelten an den Mann ge-
bracht; der hohe Preis von 4,25 pro Stück regt die
Kaufluſt nicht an.

Gerichtszeitung. aKaſſel, 12. Januar. Das Schöffengericht verurtheilte den
Redakteur der „Heſſ. Morg.Z.“. Gofewiſch, wegen Beleidigung
des Muſikers Hans v. Bülow, die in Bemerkungen über
deſſen Auftreten in Prag gefunden wurde zu 30 Strafe.
Das Gericht nahm an, das Auftreten Bülows habe unverkenn-
bar zu Aergerniſſen geführt; bei den Deutſchen habe es
Empörung, bei den Czechen große Freude erregt; Bülow ar
wenigſtens den Schein auf ſich geladen, daß er auf ezechiſcher
Seite ſtehe, denn er habe es geſchehen laſſen, daß ſein Name
czechiſch umgewandelt worden ſei.

Jnduſtrie und Handel.
Berlin, 13. Januar. Die Voranmeldungen auf die 3

W ige Anleihe der Stadt Halle a. S. ſind, wie uns mit
getheilt wird, äußerſt zahlreich, heſonders aber aus Capitaliſten-
kreiſen eingegangen. Wie ſich die Repartition geſtalten wird.
läßt ſich vorläufig noch nicht überſehen, da die Suſcription erſt
morgen ſtattfindet.

Der Generalverſammlung des Berliner Bähmiſchen
Brauhauſes wird eine Dividende von zwölfeinhalb Procent
vorgeſchlagen, derjenigen der Hamburger Maklerbank eine Divi-
dende von ſieben Procent. Für die Generalverſammlung erſterer
Geſellſchaft (am 3. Februar) wird auch die Umwandlung der
Namensactien in Jnhaberpapiere beantragt.

Jn der Berliner Verſammlung des Vereins deutſcher
Jnduſtrieller wurden die Preiſe für ſämmtliche Garn- undGewedeſorten entſprechend den erhöhten Notirungen des Aus-
[andes einſtimmig normirt und dabei gleichzeitig den berechtigten

[Nachdruck verboten. 9

Hallesches Stadt- Theater.
Freitag, den 14. Januar. Beginn 7 Uhr Abends.

69. Abonnements- Vorſtellung. (Weiße Karten.)

Der Wrompeter von Säkkingen.““
Oper in 3 Akten nebſt einem Vorſpiel.

Mit autoriſirter theilweiſer Benutzung der Jdee und
einiger Original Lieder aus J. Victor von Scheffels

Dichtung von Rudolf Bunge. Muſik von
Victor E. Neßler.

Perſonen des Vorſpiels:
Werner Kirchhofer, stud. ſur. Emil Hettſtedt.Conradin, Landsknecht Trompeter

Georg Schaffnit.und Werber
Der Haushofmeiſter der Kurfürſtin

Jgn. Zimmermann.von der Pfalz
Der Rector magnißeas der Univer-

ſität Heidelberg. Albert Patry.
Landsknechte und Werber. Studenten. Pedelle

Kellerknechte.
Ort der Handlung Auf dem Schloßhofe zu Heidelberg

während der letzten Jahre des 30jähr. Krieges.

Perſonen der Oper:
Adolf Uttner.
Auguſte Werner.
Ernſt Wehrle.

Carrie Goldſticker.

Walther Müller.
Emil Hettſtedt.

Der Freiherr von Schönau
Marie, deſſen Tochter
Der Graf von Wildenſtein
Deſſen geſchiedene Gemahlin, des

Freiherrn Schwägerin
amian, des Grafen
zweiter Ehe

Werner Kirchhofer

Conradin Georg Schaffnit.Ein Narr Varl Friedau.Ein Diener des Freiherrn. Ein Bote des Grafen.
Vier Herolde.

Sohn aus

Zwei Bootsleute. Bürgermädchen und
Burſchen. Bürger und Bürgerinnen von Säkkingen.

Hauenſteiner Bauern. Volk. Schuljugend Dechant und
Kapläne. Bürgermeiſter u. Rathsherren von Säkkingen.
Comthure und Deutſchritter. Fürſt-Aebtiſſin und Edel
damen des Hochſtifts. Landsknechte. Gefolge des Grafen
von Wildenſtein. Die Wirthin „zum goldenen Knopf' in

Säkkingen. Hauenſteiner Dorfmuſikanten.
Ort der Handlung. Jn und um Säkkingen nach dem

30jährigen Kriege (1650).

Ballet im 2. Akte:
1. Bauerntanz, arrangirt von der Balletmeiſterin

Joſ. Strengsmann, aüsgef. von E. Strengsmann
Hoffmann, Groſſe, Hrn. Richter und Herren und

Damen vom Chor.
2. Großes Maifeſt. Ballet, arrangirt von der Ballet

Strengsmann. Der König Mai
a

meiſterin Joſ.
(Auguſte Groſſe). Prinzeſſin Maiblume (Joſ. Strengs-mann), Prinz Waldmeiſter (Emil Richter). Feſtorduer.
Der Vater Rhein. Der Main. Moſelblümchen. Ritter
Stein. Ritter Rüdesheim. Edelfräulein Liebfrauenmilch.
Ritter Forſter Traminer. Ritter Johannisberger. Hoch
heimer Domdechant. Ritter
Scharlachberger. Chateau „Naumburg“. Weinfälſcher.

Pagen des Vater Rhein. Gnomen, Herolde.
Waldteufel. Käfer.

Tanz der Schmetterlinge (E. Strengsmann,
Hoffmann und 8 Damen vom Chor). 2)
Wege (Eleven der Balletſchule).
Fof.

6 inale (geſammtes Ballet-Perſonal).

Asmannshäuſer. itter

Repertoire: Sonnabend 7 Uhr: „Die weiße Dame“
(roth): Sonntag 3 Uhr: „Die Regimentstochter“ (halbe
Preiſe). Jn Vorbereitung: „Gräfin Lambach“, „Tann
häuſer“, „Carmen“,

4 baron.“
„Der Verſchwender

a

„Der Zigeuner-



Intereſſen der größeren Abnehmer Rechnung getragen. Die
nächſte Verſammlung des Vereins ſoll im Anfang Februar in
eher ſtattfinden. Die beſchloſſenen Preiserhöhungen

wankten nach dem „B. B. C.“ zwiſchen zehn und zwölf Procent.
In Jntereſſentenkreiſen des Wollhandels geht man mit

der Abſicht um, den Deutſchen Wollhandel aus ſeinem
eig Zuſtande der Zerſplitterung herauszuführen und das

eſchäft möglichſt auf einen Punkt zu vereinigen einheitliche
Verpgckungs, Verkaufsbedingungen u. ſ. w. einzuführen, welcheMaaßregeln ſicherlich ſowohl den Verkäufern wie auch den
Käufern ſehr zu ſtatten kommen würden. Laut einer Mittheilung
der Deutſchen landwirthſchaftlichen Preſſe hielt in der General
verſammlung des „Vereins der Züchter edler Merinowolle“,

err F. Boöckhacker aus Antwerpen einen Vortrag über die
inzelheiten dieſes Planes, welch' letzterer dann zur weiteren

Verfolgung der Deutſchen Landwirthſchafts Geſellſchaft empfoh
len wurde.

Bei der Lebensverſicherungsbank für Deutſch
land in Gotha beträgt die Dividende pro 1887 nach dem
alten Syſtem 43 der Jahresprämie, nach dem gemiſchten
Syſtem 34 der Jahresprämie an die jüngſten und 125 an
die älteſten Verſicherten.

Die Nordhauſen Erfurter Eiſenbahn hat im
Dezember v. J. 110 165 eingenommen gegen 100 288 pro-
viſoriſcher Einnahme im gleichen Monat des Jahres 1885 hier
nach ergiebt ſich zu Gunſten des jüngſt abgelaufenen Monats
ein Mehr von 9877 .4, das auch beim Vergleich mit der defini
tiven Einnahme des Dezember 1885 nur war verändert wird.
Die Einnahme des ganzen Jahres 1886 giebt der uns vor
liegende Betriebsausweis proviſoriſch auf 1281 715 an, indem
er hinzufügt, daß die definitiv feſtgeſtellten Ziffern für die
Monate Januar bis Auguſt v. J. ein Minus von 2763 er

eben haben, ſo daß alſo bis jetzt 1278 952 .4 in Rechnung zu
ellen ſind; gegen die definitive Einnahme des Jahres 1885 be-

rechnet ſich das Minus vorläufig auf 72 938 .4; ob es durch die
ſchließlichen Abrechnungen für die Zeit vom Auguſt bis Dezember
1886 vermehrt oder vermindert werden wird, ſteht dahin. An
der bisherigen Schätzung der Dividende der Nordhauſen-
Erfurter Stamm Prioritäten mit 3 pro 1886 dürfte der
neueſte Monatsausweis im Uebrigen wenig ändern.

Die von der Generalverſammlung der Sächſiſchen
Nähfadenfabrik beſchloſſene Aktienzuſammenlegung (je fünf
alte Aktien über 600 in eine auf 1000 .4 abgeſtempelte) kann
von 431 ab bewirkt werden. Gleichzeitig wird den Aktionären
der Bezug von Prioritätsaktien zum Curſe von 102 bis zum
2. Februar derart ongeboten, daß auf je 85 alte oder 17 abge-
ſtempelte Aktien 10 000 Stammprioritäten entfallen.

Die Aproz. ehren Conſols von 1873werden jetzt auf den 30. April d. J. zur Rückzahlung gekündigt,
inſofern die Beſitzer derſelben nicht innerhalb der Zeit vom
17. Januar bis 5. Februar die Abſtempelung in 3 proz.
Titel bewirken.

Wie verlautet, hat jetzt auch die Stadt Lüttich die Um-
wandlung ihrer 3proz. Loos- Anleihen in eine 2„proz. Schuld
beſchloſſen. Es handelt ſich dabei um 80 Mill. Francs

Die 1886er Dividende der Brüſſeler Bank wird
neuerdings von der „Fr. Ztg.“ auf 6 geſchätzt.

Schiffsverkehr.
London, 13. Januar. Der Uniondampfer „Moor“ iſt

gerern auf der Heimreiſe von Capetown abgegangen; der Cgſtle
ampfer „Pembroke Caſtle“ iſt heute auf der Heimreiſe in

Plymouth angekommen.

Marktberichte.
Magdeburg, 13. Januar. Granulated ſtall

I. Krhuyſtallzucker II. W. ornzucker l.
ucker Fer 969 20,00--20.25 .4. Kornzucker von 95

rnzucker 889 Rend. 19.00--19, 15.4. Nachprodukte 750 Rend.
15 80-—16.90 Tendenz: Stetig.

ffein Brodraffinade 26,00 fein Brodraffinade 25.,75-
26,00.4. Gem. Raffinade 24.25—25,25 Gem. Melis I. 23,50
Tendenz: Ruhig. ge artoffelſpiritus für 10,000 I- loco ohne Faß 37, 10

Magdeburg 13. owpfar. Landweizen 161--166
Weißweizen 160-164 4, glatter engliſcher Weizen
154 160 Rauhweizen 146153 Roggen 132--135
Chevaliergerſte 160--192 Landgerſte 142152
Hafer 120-128 .4 für 1000 kg.

Berlin 13. Januar. Weizen per 1000 Kilogr. loco ge
ſchäftslos, Termine matt, gekündigt Ctr., Kündigungspreis

4 bez. Loco 150--174.4 nach Qualität bez. gelbe Lieferungs
gualität 163 bez., ver dieſen Monat 4 bez. per Januar-
errer bez., per Avril Mai 165,50-165,751665. 25
ez., per MaiJuni 168--167.25 .4 bez., ver Juni Juli 169.50

bis 169 4 bez., per Juli-Auguſt 4 bez. Roggen per 1000
Kilogr. loco matter, Termine r gekündigt 1000 Ctr.. Kün
digungspreis 131,00 bez., Loco 127--133.4 nach Qualität bez.,
Lieferungsqualität 130 bez., ruſſiſcher 4 bez., in ländiſcher
130 ab Bahn bez., per dieſ. Mon. bez., per Jan. Febr.

bez. per März-April 4 bez. per April Mai 133 bis
13225-132.5 bez. per MaiJuni 133 25--132.75 bez., per
Juni-Juli 133,75-133,5.4& bez. Gerſte per 1000 Kilogr. ſtill,
555 und kleine 110--190 4 nach Qualität bez. Hafer per
000 Kilogr. loco unverändert, Termine behauptet, gekündigt

Ctr., Kündigungspreis 4 bez., loco 109--146 nach Qua-
lität bez., Lieferungsqualität 111 .4 bez., pommerſcher, mittel
123--124 .4 bez., guter 126--128 4 bez., feiner 129—132 .4 ab
Bahn bez., preußiſcher mittel 123 4 ab Bahn bez., guter
bez. feiner bez., per dieſen Monat bez. ber März-April 5 per AprilMai 11225 112--112 25 bez., per
MaiJuni 113,75 bez., per Juni Juli 115,25 nom., peruli-Auguſt bez., Auguſt- Sept. bez. Mais per 1000

ilogr. loco behauptet, Termine gek. CEtr., Kündigungs-
reis bez., Loco 104--118 nach Qualität bez. ver dieſen

onat 113 .4 nom., per April-Mai 4 bez. Erbſen ver
1000 Kilogr. Kochwaare 150-200 .4 bez., Futterwaare 123 bis
132 nach Qualität bez. Oelſaaten ver 1000 Kilogr., gekün
digt Ctr.. Winterraps 4 bez. Sommerraps 44 bez.
Winterrübſen 4 bez. Sommerrübſen 4 bez. Rüböl
per 100 Kilogr. mit Faß, Termine ſtill, gekündigt 600 Ctr., Kün-
digungspreis bez., loco mit Faß bez. loco ohne Faß
44,2 bez., per dieſen Monat bez., per Januar Februar

4 bez. per März April 4 bez., per April-Mai 46,5
bez., per MaiJuni 46,7 .4 bez. Leinöl per 100 Kilogr.
loco 4 bez. Lieferung bez. Spiritus ver 100 Liter
à 100 10000 Liter, Termine anfangs matt, ſchließt feſter,
gekündigt Liter, Kündigungspreis bez. loco mit Faß

bez., per dieſen Monat und per Januar- Februar 37,1 bis
37,2 bez., per Februar März bez., per März April

bez., per April Mai 38,2—38,4 bez., per MaiJuni 38,5
bis 387— 38,6 bez., per Juni-Juli 39,4.4 bez., per Juli-Aug.
40,0--39,7— 39,9 bez., per AuguſtSeptember 40,5 bez.
Spiritus ver 100 Liter à 1009 10000 loco ohne Faß 37,2

bez., ab Bahn 36,9 -4 bez.
Weizenmehl Nr. 00 23.,50--22,00, Nr. 9 21,75--19.75 .4

bez., feine Marken über Notiz bez. Roggenmehl Nr. O und
1 per 100 Kilogr. unverſteuert incl. Sack, matter, gekündigt
Ctr., Kündigungspreis .4 bez., per dieſen Monat und ver
Januar Februar 17,65 bez., per Februar März 4 bez.,
per März April bez., per April-Mai 17,95 bez., per Mai
Juni bez., per Juni-Juli -4 bez.

Liverbool, 13. Januar. Baumwolle. (Anfangsbericht.)
c a Umſatz 12,000 B. Stetig. Tagesimport

Börſennachrichten.
Berlin. 13. Januar. Die Börſe begann heut in ganz ab-

wartender ung man wartete eben auf die Berichte aus
dem Reichstage; die rief ſehr verſchiedene Ten
denzen hervor. nach ſchwachem Anfang trat eine kleine Beſſer
ung ein.
Platz machte. Da auch Wien eine gedrückte Stimmung
meldete, konnte dieſelbe auch hier nicht beſſer ſein. Das Ge
ſchäft war nur mäßig.

Waſſerſtand der Saole bei Halle an der Königl. Schiffe
re Trotha am 13 Januar Abends am neuen Unter

aupt 1,
1.98 Meter.

Wafferſtand der Unſtrut am Brückenpegel bei Straußfurt
am S eriege 1,19 Meter.

a

Pegel 0.948 Meter.

Telegraphiſche Depeſchen.
vd. Berlin, 13. Jan. (Privattelegramm d. Halliſchen

Ztg.) Die vom Wolff'ſchen Telegraphenbureau verbreitete
Nachricht, der Botſchafter Graf Schuwaloff ſei in Peters-

98, am 14. Januar Morgens am neuen Unterhaupt

erſtand der Elbe bei Magdeburg am 13. Januar am

die aber bald wieder nachließ und der vorigen Haltung händler: Abds 9

Mittags und 2

burg angekommen, iſt falſch. Der Botſchafter befinde
ſich in Berlin und hielt heute großen Neujahrs-
empfang ab.

Berlin, 13. Januar. Das „Journal des Debats“
meldet der „N. Z.“ zufolge aus Paris, der ruſſiſche
Botſchafter in Berlin, Graf Paul Schuwaloff, habe dem
franzöſiſchen Botſchafter Herbette erklärt, es beſtände
kein Allianzvertrag zwiſchen Deutſchland und Ruß-
land; keinenfalls hätte eine Annäherung zwiſchen den bei-
den Mächten irgendwelche für Frankreich feindliche Be
deutung.R Göttingen, 14. Januar. (Privattelegramm der

„Hall. Ztg.“) Profeſſor Dr. Wieſeler hat aus Anlaß
ſeines fünſziziäörigen Doktorjubiläums den Königlichen
Kronen- Orden zweiter Klaſſe L

Ludwigshafen, 13. Januar. Die Gummi- und
Kautſchuk-Fabrik von Hutchinſon in Mannheim
ſteht in Flammen.

Petersburg, 13. Januar. (W. T. B.) Nicht der
ruſſiſche Botſchafter Graf Paul Schuwaloff
wie gemeldet ſondern deſſen Bruder, der Graf
Peter Schuwalofff, iſt hier eingetroffen.

Verlag der Aktiengeſellſchaft Halliſche n zu Halle.
Verantwortlich für Politik u. Feuilleton Dr. Richard Hamel,
für Lokales und Provinz Dr. Ewald Schulze, beide zu Halle

Halliſcher Tages -Kalender.
Sonunabend, den 15. Jannar:

Friedrichſtr.) Geöffnet: vonKgl. Univerſitäts-Bibliothek
9—12 Uhr Vorm. und 2—4 Uhr Nachm. Jn den letzten zweiDienſtſtunden werden täglich Bücher ausgeliehen u. abgegeben.
Börſenverſammlung Vm. 8 Uhr im Börſengebäude gr. Berlin
13. (mit Cours-Not.) Patentſchriften-Leſezimmer: Magde
burgerſtr. 4, l Treppe hoch, geöffnet von 9--1 Uhr Vorm. und
Sonntags von 1I--12 Uhr Vormitag. Kaufmänn. Verein
Hermes: Abds, 8 Verſammlung im Reſtaur. z. „Reichskanzler.

Techniker-Verein zu Halle a /S.: Ab. S Sitzung im
Preußiſchen Hofe“. Polhytechniſcher Verein: Ab. 7-9
Bibliothek u. Leſezimmer i. Kronprinz. Plattdütſche Ver
eenigung: Toſammenkunft Klock 8 im „Rikskanzler“, Leipziger
ſtraße. Jahn'ſcher Turnverein: Ab. 8--10 Uhr Turnſtunde
in der ſtädt. Turnhalle. Turnverein „Frieſen“: Ab. 8 Turn
übung im „Paradies“. Kaufmännuiſcher Turn Verein:
Abends von 9 Uhr an in der ſtädtiſchen Turnhalle.
Männer-Liedertafel: Abends 8--10 Uhr Uebungsſtunde im
„Paradies“. Schüßler'ſche Liedertafel: Abds. 8 Uebung im
„Fürſtenthal“. Ruderclub „„Neptun“: Abds. 8 Verſammlung
im Reſtaurant zur Forelle“. Halleſcher Ruder-Verein:
Sonnabend u. Sonntag von 9 Uhr ab Verſammlung im Reſt.
„Eberhardt“ Spiegelg. Ruderclub „Nelſon“ Abends zu Uhr
in „Lücke's Hotel Halleſcher Zither-Kranz: Abends 8 Uhr
Uebungsſtunde im Reichskanzler Verein junger r

hr im „Hotel m Kronprinz. Aich
und Waagnegmt: (gr5 Berlin 6a). Wochentags von 8--12 Uhr

Uhr Abends. BVotaniſcher Garten: (gr.
Wallſtraße 23.) Wochentags 6—12 u. 1--6 Uhr. Städtiſche
Anſtalt für Arbeitsnachweiſung. Jnſpektor Merten. Arbeits
anſtalt. Verpflegungsſtation I. für fremde Reiſende eben-
daſelbſt. Herberge zur Heimath: Mauergaſſe 6 b.

Familien Uachricht.

Da n K.
Für die vielen Beweiſe der Liebe und Theilnahme bei der

Beerdigung meines lieben Mannes des Gutsbeſitzer

Hermann TZörner
ſagt hiermit herzlichen Dank

Elbitz, den 11. Januar 1887.
(21242

Emma Zörner,
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Deutſcher Reichstag.
20. Sitzung vom 13. Januar.

12 Uhr. Am Bundesrathstiſche: Bronſart v. Schellendorff u. A.
Die geſtern abgebrochene zweite Berathung der Fs 1 und 2 der

Pilitär-Vorlage wird fortgeſetzt.
Abg. Dr. Graf von Moltke: Nur eine kurze Bemerkung. Es

ſheint, daß die wenigen Worte, welche ich in der Sitzung vom
j. Januar geſprochen habe, eine verſchiedene Auffaſſung gefunden

ben. Jch habe meine Befriedigung darüber ausgeſprochen, daß
keine von den größeren Parteien hier im Hauſe der Regierung ver
weigern will, was ſie zur Vertheidigung des Landes als nöthig ver
ſangt, und daß ſonach nur noch die Zeitfrage in Betracht komme.Zuſe Aeußerung gründet ſich auf die Erklärung des Führers der

zahlreichſten Partei im Hauſe, welcher erklärte, daß dieſe Partei
bereit ſei, den letzten Mann und Groſchen zu bewilligen; dann
aber habe ich, nach Answeis des ſtenographiſchen Berichts, ſogleich
hinzugefügt, daß die Bewilligung auf kurze Zeit, auf 1, auf 3 Jahre
ins nichts nützt (Hört! hört! rechts), daß neue Formationen erſt
im langen Laufe der Jahre wirkſam werden, daß die Stabilität
und Dauer die Grundlage aller militäriſchen Organiſationen bilde.
Es kann alſo nicht zweifelhaft ſein, daß ich der Anſicht bin, daß
mindeſtens eine 7 jährige Dauer nothwendig iſt. (Bravo! rechts.)

Abg. v. d. Decken (Welfe): Wir ſind keineswegs grundfätzlich
gegen eine Feſtſtellung der Friedenspräſenzſtärke auf längere Zeit,
halten aber den jetzigen Moment dazu nicht für geeiguet und werden
deshalb für den Antrag Payer ſtimmen. Die Nothlage der Re
gierung erkennen wir an, aber auch die Reichstagsabgeordneten
ind in der Nothlage und müſſen ſich ihrer Verantwortung
ſtets bewußt ſein. Wir hoffen, daß die Regierung uns
nach einem Jahr wenigſtens Mittel zur Deckung der Ausgaben
vorſchlagen kann. Entgegen den ſogenannten nationalen Parteien
beklagen wir gerade den Militarismus als eine Juſtitution, welche
auf die Dauer unſer deutſches Volk nicht tragen kann. Frankreich
iſt in r t aner Hinſicht ein viel glücklicheres Land als wir.
Die änßere Lage iſt jetzt allerdings eine drohende und ich mache
der Regiernug keinen Vorwurf daraus, wenn ſie uns weitern
Einblick in die Lage nicht giebt; jeder Abgeordnete hat die Pflicht,
ſich ſelbſt ein Urtheil darüber zu bilden. Wenn der Herr Reichs
kanzler vorgeſtern eine Bemerkung, die ich vor zwei Jahren über
die Wiederherſtellung Hannovers auf geſetzlichem Wege gemacht
habe, ironiſtrend ins Lächerliche zu ziehen verſucht hat, ſo iſt das
eine völlig falſche Suppoſition, die nicht ſtaatsmänniſch iſt, gegen-
über einer Partei von Mitbürgern in einem Augen-
blick, wo die äußere Lage fo ernſt iſt. Wie darf man
da unſere Vaterlandsliebe in ſo zweifelhaftes Licht ſtellen?
Von einer Wiederherſtellung der Verhältniſſe vor 1866 kaun jetzt
Luis keine Rede ſein. Aber man darf nicht verkennen, daß
Heſterreich, vom großen Körper Deutſchlands getrennt, nicht ſtark
bleiben kann, daß das Deutſchthum dort dahinſiechen muß und
daß dadurch der Werth unſeres Bündniſſes mit Oeſterreich immer
mehr in Frage geſtellt wird. Eine wahre Bürgſchaft für den
Frieden Europas wird erſt vorhanden ſein, wenn die mittel
europäiſche Konföderation hergeſtellt ſein wird. Man ſagt
immer, Deutſchland wolle keine Eroberungenu. Aber
die Wiederherſtellung des deutſchen Reiches iſt auf
Grund von Eroberungen erfolgt, und darnm wird ihm das
Vertrauen Europas vollſtändig erſt dann zu Theil werden, wenn
mit dem Grundſatz der Annexionen definitiv gebrochen würde, auch
im Frieden; und als erſten Schritt hierfür betrachten wir die
Wiederherſtellung Hannovers.
Abg. Nichter (dfr.):. Der Reichskanzler hat geſtern die Ver
hältniſſe ſo dargeſtellt, als ob gewiſſe Parteien, weil ſie in einer
Frage zuſammen ſtimmten, ihre grundſätzlichen Verſchiedenheiten
überhaupt hätten fallen laſſen. ine ähnliche Behauptung wurde
bereits bei der erſten des Reichstags aufgeſtellt, wo
der Abg. v. Vincke den Nationalliberalen vorwarf, daß ſie mit der
Fortſchrittspartei, den Partikulariſten und den Sozialdemokraten
zuſammen eine Majorität für gewiſſe Amendements gebildet hätten.
Damals war es der nationalliberale Abg. Tweſten, welcher
auf die Zuſammenſtellung des Abg. v. Vincke Folgendes er-
widerte: „Da die, auf welche wir in der Aufrechterhaltung
mancher konſtitutionellen Grundſätze zählen zu können glaubten,
uns im Stich den haben, ſo haben wir uns allerdings freuen
müſſen, mit Hilfe ſolcher Mitglieder, die ſonſt nicht mit uns auf
demſelben Standpunkte ſtehen, eine wenn auch geringe Majorität
zu finden für die Grundſätze, auf welche wir im Namen der Zu
kunft unſeres Landes niemals verzichten können.“ So ſprach da-
mals der nationalliberale Abgeordnete Tweſten. Würde er heute
wieder auferſtehen, ſo würde er freilich von der Partei, der er da
mals angehörte, nichts mehr übrig finden, als den Namen.
Der Reichskanzler ſpricht von einer heterogenen Ma-
jorität. Jch habe ſonſt nicht gefunden daß der Reichs
kanzler, wenn er überhaupt eine Majorität hatte, an der
Heterogenität derſelben irgend welchen Anſtoß genommen hätte.
Jch habe gefunden, daß er manchmal die Hülfe der Polen und die
der Elſäſſer ehe er hat nicht minder die Hülfe des Centrums
für ſeine Geſetzentwürfe gebraucht. Er machte den Sozialdemo
kraten ein recht freundliches Geſicht, als er meinte, für die Dampfer
vorlage etwas mehr von ihnen erlaugen zu können, als von uns,
und ich ſage, wenn er unſere Unterſtützung fand, dann hat ihn der
heterogene Charakter nicht zurückgeſchreckk. Er nimmt eben die
Hülfe, wie er ſie findet, und wenn wir etwas von ihm gelernt
haben im Laufe der Zeit, ſo iſt es das, daß man, um eine Mehrheit
zu bilden, auch zuſammenſtehen muß mit ſolchen mit denen
man in andern Fragen weit verſchiedene Grundſätze hat.

Der Reichskanzler ſprach ferner davon, wenn er den Abgeord
neten Windthorf -enne, ſo ſei der Abgeordnete Richter auch dabei
gemeint. Jch wünſchte, es wäre immer ſo geweſen, daß die Cen-
rumspartei dieſe:be Richtung vertreten hätte, wie meine Partei,
aber ich muß leider ſagen, daß es umgekehrt war. Wo der Fürſt
Bismarck glaubte, in einem Sinne große Erfolge erzielt zu haben,
da war die Centrumspartei ſtets auf ſeiner, nicht auf unſerer
Seite. Weun der Reichskanzler ſich rühmt, die Schutzzollpolitik
ſei zum Durchbruch gekommen, er habe eine neue Sozialpolitik ein
Puet wenn er ſich rühmt, die Gewerbefreiheit eingeſchränkt zu haben,
o iſt bei dieſem Nuhm der Abgeordnete Windthorſt immer dabei
geweſen, während er bei uns ſcharfe Oppoſition gefunden bat,
da wo es ſich nach unſerer Meinung um Rückſchritte in der Geſetz
gebung handelte. Wir mußten uns ſchon freuen wenn wir derünterſtüßung der Centrumsvartei ſicher ſind wenn es ſich darum
handelt, ein geringes Minimum an Rechten zu wahren wenn es
ch darum handelt, wenigſtens die äußerſte Belaſtung Deutſchlands
ern zu halten.

Der Reichskanzler hat dann von der bulgariſchen Frage geſprochen
und iſt auf die Lage der Politik im September zurückgekommen.
Der Reichskanzler hat in der bulgariſchen Sache von Beſchimpfungen

eſprochen, in denen ſich die Oppoſition überboten hätte gegen die
Jegiernng. Davon habe ich nichts bemerkt. Jm Gegentheil, die
Regiernugspreſſe hat geſchimpft. Was die Verhetzung pri Krie
mit Rußland betrifft, ſo war es empörend zu ſehen, wie die offi
zidſe Berliner Preſſe ſich beinahe wie der Panſlawiſt Katkow ge

dete und den UÜeberfall eines deutſchen Fürſten als eine Wen
dung zum Beſſeren rühmte. Das hat empört weit über Deutſchlands
Grenzen hinaus. (Lärm rechts. Stürmiſcher Beifall links und im Centrum.
Windthorſt und Richter wurden in den oſfſiziöſen Blättern wie in
Bilderbüchern für Kinder als die beiden böſen Buben Max und
Mori nebeneinandergeſtellt. (Heiterkeit.) Dies Gebahren erregte
den Unwillen ſelbſt e Blätter. So ſchrieb die
Hamburger „Börſenhalle“ von ungeſchickten e tungen derdfſiziöſen Preſſe in Bezug auf Richter und Wind u und ſtellte

die genannten als Führer von mindeſtens o der öffentlichen
Meinung in Deutſchland hin. (Hört! vört!) Damals ſchrieb
ſelbſt die „Nationalliberale Korreſpondenz“, das Organ
der Nationalliberalen: „Die Haltung der offiziöſen Preſſe
hat in weiten Kreiſen, auch in ſonſt keineswegs oppo
ſitionell geſinnten Kreiſen Befremden bervorgernfen“ und
ſelbſt die ſo regiernngsfreundliche „National Zeiinng“ ſchrieb:
„Wir können nicht verſchweigen, daß die öffentliche Meinung durch
die Art, wie gewiſſe Stände alsbald über den Fürſten Alexander
zur Tagesordnung übergingen, tief verletzt wurde.“ Und ſelbſt in
konſervativen Blättern war ähſ. liches zu leſen. So ſtand in der
auf Koſten der ſächſiſchen Staatskaſſe erſcheinenden „Leipziger Zei-
tung“: „Der Aplomb, mit dem die vom Fürſten Bismarck inſpirirte
Preſſe den Staatsſtreich in Sofia begrüßt, hat zur Erhöhung
ihres Anſehens nicht beigetragen. Die Herren Richter und
Genoſſen wiſſen, daß das öffentliche Gewiſſen der Nation
hier auf ihrer Seite iſt.“ (Hört! hört! links Damals
ſchrieb das miniſterielle konſervative „Dresdener Journal“: „Auch
konſervative Blätter ſehen in dem Verhalten der deutſchen Offiziöſen
das konſtitutionell-monarchiſche Prinzip ſchwer gefährdet.“ Das
Organ der Herren Konſervativen in Sachſen, die „Dresdner Nach-
richten“, ſchreiben: „Wir möchten doch die Diplomatie bitten, die
ſittlichen Faktoren des Volkslebens künftig nicht ſo ſehr zu unter
ſchätzen.“ (Hört! bört) Das war damals der Standpunkt der
öffentlichen Meinung.

Nun meint der Reichskanzler, die oppoſitionelle Preſſe hätte
keinen Grund gehabt, ſich un die Vorgänge in Bulgarien zu
kümmern. Das hätte doch aber gewiß noch mehr für die offiziöſe
Preſſe gelten müſſen. Der Herr Reichskanzler ſagt: „Was geht
es uns an, wer in Bulgarien herrſcht?“ Ja, was ging es dann
aber die offiziöſe Preſſe an? Was konnte dann den Reichskanzler
veranlaſſen, der bulgariſchen Juſtiz gegenüber den Hochverräthern
in die Arme zu fallen? Dagegen haben wir uns gewendet, daß
der Reichskanzler ſich in die inneren Angelegenheiten Bulgarienseinmiſchte. Als der Anslieferungsvertrag mit Rußland zur Sprache
kam, fagte der Reichskanzler: „Was für Grund hätten wir, die
Königsmörder, die Anarchiſten, zu ſchützen Aber auch in Bulga-
rien handelte es ſich um Anarchiſten um Verſchwörung gegen
einen Fürſten und das iſt daſſelbe Verbrechen wo es auch
geſchieht.

Als der Reichskanzler nach 1866 ſeine Politik dahin richtete,
mit Oeſterreich eine Verſöhnung herbeizuführen, haben wir das mit
vollem Beifall begrüßt. Wenn er jetzt unſere Heeresmacht ver-
größern will und auf drohende Kriege hinweiſt, ſo können wir
darin ihm nicht ſo ganz folgen. Mir ſcheinen ſeine Reden darauf
berechnet zu ſein, ein wenig Furcht zu erregen. Wir haben
die politiſche Lage nicht als eine günſtige angeſehen.
Nach den Ausführungen des Reichskanzlers aber müſſen
wir die Lage für viel friedlicher erachten, als vorher; und das läßt
ſich noch weit mehr daraus ſchließen, daß der Reichskanzler die Ver-
antwortung auf ſich nehmen will, den Reichstag aufzulöſen und
dadurch das Zuſtandekommen des Geſetzes hinauszuſchieben, und
das allein wegen der Frage, ob der Reichstag nach drei Jahren
wieder befragt werden will. Der Reichskanzler behan-
delt eben den Reichstag wie kein anderer Staatsmann ein
Parlament; er ſetzt ſyſtematiſch den deutſchen Reichs
tag vor dem Auslande herunter, und hier werden ſeine Be-
ſchuldigungen nicht einmal durch einen Ton des Unwillens unter-
brochen, ſo gewohnt ſind wir es. Aber ich will doch wenigſtens vor
dem Lande dagegen proteſtiren. Beifall links und im Centrnum.)
Der Reichskanzler hält uns andere Parlamente als Beiſpiel vor,
aber was geſchieht z. B. in Oeſterreich? Da kommt man dem
Parlament nicht etwa mit ſolchen Vorlagen, wie uns, ſondern
was man dort von den Delegationen verlangt hat, das waren
eine Anzahl Millionen für das nene Repetirgewehr. Und hat man
das etwa ohne Weiteres bewilligt? Nein! Sondern das wurde aus
führlich berathen, und die Regierung mußte vor die Kommiſſion
kommen, in die „Marterkammer der Regierungskommiſſare“, wie es
der Reichskanzler nennt, und mußte dort Aufklärungen über
die politiſche Lage geben, was wir nicht einmal ver-
langt haben, als wir hörten, daß es nicht gut an
gängig ſei. Nicht einmal na dem Sohn des Reichs
kanzlers haben wir verlangt, der doch wenigſtens den Namen eines
Staatsſekretärs im auswärtigen Amt“ führt. (Heiterkeit.) Wir

haben vielmehr das Nothwendige bewilligt ſo daß ſelbſt ein
militäriſch ſo gut unterrichtetes, konſervatives Vlatt wie die „Kreuz-
Zeitung“ es ausgeſprochen hat, daß nunmehr jede Beſorgniß ge-
ſchwunden ſei, als ob die Wehrfähigkeit Deutſchlands in Frage
kommen könne. Und wenn der Regierung und der Militärver-
waltung der Dank dafür ausgeſprochen wird, daß ſie dafür geſorgt
habe, daß wir nicht militäriſch von anderen Staaten überflügelt
werden, ſo, meine ich, gebührt der Dank nicht weniger dem Reichs
tag, der patriotiſch den Wünſchen der Militärverwaltung ſtets nach
gekommen iſt, und zwar im Stillen, ohne viel Worte zu machen,
ſo daß das Ausland kaum etwas davon erfuhr. Beifall
links und im Centrum.) Der deutſche Reichstag iſt ebenſo patrio
tiſch, wie kein anderes Parlament, (Lachen rechts.) Sparen Sie
dieſes Lachen doch für Jhre Cirkel! Keine Reden werden gehalten,
ſtets wird das Nöthige bewilligt. „Worte ſind keine Waffen, ſind
kein Geld“, ſagt der Reichskanzler. Aber haben wir nicht 1870
Alles bewilligt? Wenn der Reichskanzler meint, die Aeußerung:
„Einem ſolchen Miniſterinm keinen Pfennig, auch wenn der Feind
auf dem Kreuzberge ſteht“, ſei in einem anderen Parlament nicht möglich,
ſo behaupte ich, eine ſolche Aeußerung iſt nicht gefallen, auch nicht
in Preußen. Daß wir damals in Preußen dem Kriege mit Be
ſorgniß entgegenſahen, gereicht uns nicht zur Unehre, denn es war
doch auf alle Fälle ein Brnderkrieg, und es iſt und bleibt bedauer-
lich, daß es zu dieſem Bruderkrieg kam. (Beifall links und im
Centrum.) Der preußiſche Landtag iſt aber geſchloſſen worden
6 Monate vor dem Krieg, und unmittelbar vor dem Krieg, am
20. Juni 1866 wir haben dafür das öffentliche Zeugniß des
verſtorbenen Runge da ſchrieb die Fortſchrittspartei angeſichts
des Krieges in einem Aufrufe: „Man mag den Krieg wollen, oder
nicht, er iſt unvermeidlich; ſorgen wir nun dafür, daß er ſo ge-
führt wird, daß die Herſtellung Deutſchlands daraus als Ziel her-
vorgeht.“ Jch führe das an, weil es provozirt worden iſt, und ſo
oft eine Verdächtigung gegen uns in Bezug auf jene Zeit vor-
kommt, ſicher ſtets eine Antwort da ſein wird, die ſie richtig ſtellt.

Es wird uns vorgehalten, wie ganz anders geht es in Frank-
reich. Dort bewilligt die Vertretung ohne wetteres das Geforderte.
Jſt denn das wahr? Seit 6 Monaten beſchäftigt ſich in Frank
reich eine Kommiſſion mit dem Boulangerſchen Geſetzentwurf, und
jetzt erſt kommt er zur Verhandlung im Plenum. Wohl aber iſt
zu bemerken, daß ausländiſche Miniſter von vorn herein ganz andere
Rückſicht als bei uns auf die Stimmung des Parlaments nehmen.
Dazu kommt, daß in Frankreich die Vermehrung der Truppen keine
Mehrkoſten erfordern ſoll. Der Kriegsminiſter meint, er könne
nicht verſtehen, wo daun das Geld dazu herkommen ſolle. RNun,
einfach durch vermehrte Beurlaubungen. Die Armeeverſtärkung
ſoll nur im Sommer ſtattfinden, im Winter ſoll das Heer ver
ringert werden. Hätte der Kriegsminiſter einen ähnlichen Weg
einſchlagen wollen, ſo hätten wir kein Wort gegen die Heeres
verſtärkung eingewendet.Der dleichétangler wirft uns Begünſtigung der polniſchen Jnter-

eſſen vor. Wenn wir aber bei den Polenausweiſungen der Negie-
rung entgegengetreten ſind, ſo geſchah es gerade in deutſchem Jnter-
eſſe und weil wir Repreſſalien ſeitens Rußlands befürchteten. Und
ſind dieſe Befürchtungen nicht eingetreten? Was haben wir ge
wonnen mit den Ausweiſungen? Wir weiſen Lente aus, die gern
Da e ſein wollen, Rußland ſchickt uns dafür Leute, die nicht
Deutſche ſein wollen und ausgewandert find. Der Reichskanzler

Beilage der Halliſchen Zeitung.
beru auf die ausländiſche Preſſe. Aber wir wiſſenwie wird. Dieſe Blätter ſind iunſpirirt, die Artike
gehen von hier ins Ausland und kommen dann von dort zurück.
Ganz anders urtheilt die unabhängige ausländiſche Preſſe. Wenn
der Reichskanzler meint, die oppoſitionellen Parteien ſeien nur in
der Negation gegen ihn einig, ſie könnten aber nichts Poſitives zu
Stande bringen, ſo werden wir ihn vom Gegentheil überführen.
Jch bin urſprünglich nicht dafür geweſen, daß wir die ganze ge
forderte Erhöhung auf drei Jahre bewilligen as rewir werden im
Intereſſe eines poſitiven Ergebniſſes dafür ſtimmen. Wenn daun
die Regierung alles, was ſie gefordert hat, für eine Zeit von drei
Jahren erhält, will ich ſehen, wie dann der Reichskanzler
ſagen kann daß wir unſere Wehrfähigkeit nicht er
halten wollen. Jch erinnere nochmals daran, daß auch der Abg.
Graf Moltke anerkannt hat, daß wir das Nothwendige nicht ver
weigern wollen. Allerdings hat er heute ansgeführt, daß er eine
Bewilligung auf ſieben Jahre für nothwendig erachte. Aber das
hat er auch nenlich bereits hiuzugeſetzt und es hätte daher ſeiner
heutigen Rede gar nicht bedurft. Graf Moltke hat damals geſagt:
„Es iſt eine erfreuliche und auch ihre Wirkung nach außen hin
gewiß nicht verfehlende Thatſache, daß unter den großen Parteien
keine iſt, welche, auch ungeachtet verſchiedener Anſichten in
inneren Angelegenheiten der Regierung die Mittel verweigern
will, die ſie zur Vertheidigung des Landes fordert.
Das war der Ansdruck ſoldatiſcher Ehrlichkeit aus innerſter Ueber
zeugung, ob vielleicht auch eine klügelnde Parteitaktik nicht dazu
gerathen hätte. Graf Moltke hat damit uns ſeinen Dank für die
Bewilligungen ausgeſprochen. Jch hätte eine ähnliche Touart auch
beim Reichskanzler erwartet. Aber ſeine Rede machte den Eindruck,
als wollte er o zum Reichstag ſprechen, damit ihm derſelbe über
haupt nichts bewilligte. (Sehr wahr! links.) Uebrigens ſcheint es
dem Reichskanzler unbekannt zu ſein, daß ſelbſt zu Lande bereits
Formationen für ein Jahr beſtehen, die von der jährlichen
Bewilligung des Parlaments abhängen. Auch verlangt
ja der Kriegsminiſter ſelbſt für ſeine Eiſenbahn und Pionier
truppen nur einjährige Formation (ört! hört! links).
Ferner alle Lehrtruppen, alle Kriegsakademien, der Generalſtab
ſelbſt unterliegen nach dem Geſetz der jährlichen Bewilligung durch
das Palament. Hat jemand bisher gewußt, daß wir keinen kaiſer
lichen Generalſtab haben, ſondern einen von Gnade des Parla
ments? (Große Heiterkeit.) Hat jemand unſeren berühmten
Strategen, Grafen von Moltke, jemals als Chef, des
Generalſtabes der Abgeordneten Windthorſt Grilleuberger,
Richter und Genoſſen bezeichnet. (Stürmiſche Heiterkeit.
Der Herr Kriegsminiſter ſchaut mich verwundert an. Ja er ſelbſt
iſt nach dieſer Argumentation nicht einmal in ſeiner Exiſtenz ge
ſichert. Jm Militärgeſetz heißt es: „Wie viel Offiziere im Kriegs
miniſterium ſein werden, unterliegt jährlicher parlamentariſcher Be
willigungen.“ Sie ſehen alſo, nicht einmal kaiſerliche Miniſter hat
man mehr, Sie ſind alle Miniſter der Herren Windthorſt, Grillen
berger, Richter und Genoſſen. (Stürmiſche Heiterkeit. Das iſt
das Schreckgeſpenſt, daß Sie uns hingezeichnet haben; man muß
ihm aber nur an der Hand der Etatsgeſetze ins Geſicht leuchten,
und das Geſpenſt verſchwindet. (Lebhafter Beifall.)

Der Reichskanzler ſagt nun, wir haben für 7 Jahre ein
Kompromiß eingegangen, und er glaubt, es liege in unſerem
Jntereſſe, dieſes Kompromiß fortzuſetzen. Aber die 7 Jahre ſind
ja noch gar nicht abgelaufen, ſondern Sie wollen ſchon jetzt ein
neues Septennat vor Ablauf des alten. (Hört! hört! links.)

Ob wir ein Septenuat wieder bewilligen wollen, wird erſt wenn
das gegenwärtige abgelaufen iſt, Gegenſtand der Berathung ſein,
für jetzt handelt es ſich nur darum, ob wir bis um Ablauf des
Septennats ein Mehr bewilligen wollen. Dieſe Frage würde der
Kriegsminiſter zum Mindeſten ſtellen müſſen, wenn es auf eine
Verſtändigung abgeſehen wäre; ſie wird aber garnicht ge
ſtellt. (Sehr gut! links.) Dabei handelt es ſich garnicht
einmal um die frühere Präſenzſtärke, ſondern um eine ſo
erheblich, wie zuvor noch nie, erhöhte. Bis zum erſten Septennat
einſchließlich legte man ſtets die Bevölkerungsziffer von 1867 zu
Grunde, alſo 1874 uoch eine um 7 Jahr zurückliegende, beim zweiten
Septennat 1881 die von 1875, alſo um 5 Jahre zurückliegende,
jetzt mit einem Male wird vor Ablauf des Septennats eine Er
höhung verlangt unmittelbar anſchließend an die letzte Volks
zählung. (Hört! hört) Die Frage, ob 7 oder 3 Jahre, iſt vom Reichs
kanzler im Laufe der Diskuſſion ſo hinaufgeſchraubt worden, daß erfagte, es handle ſich darum, ob wir wehrlos ſein Hllen oder nicht, wir dürften

auch nicht 10 Minuten wehrlos ſein. Noch wenige Wochen vorher
war die Haltung ganz anders, Niemand glaubte daran, daß über
die Fraç,e, ob 7 oder 3 Jahre irgend eine ernſte Differenz ent
ſtehen könne. Die Herren anf der rechten Seite glaubten es nicht
einmal, ihre Preſſe ſprach abſolnt das Gegentheil. Die „Kon
ſervative Korreſpondenz“, das Organ der konſervativen Partei,
ſchrieb noch am 20. November: „Wir vermögen ſchlechterdings
nicht einzuſehen, welchen prinzipiellen oder praktiſchen Unterſchied
es bedeutet, ob die Regierung alle drei oder alle ſieben Jahre
mit dem Parlament über die Heereseinrichtungen zu feilſchen ge
nöthigt iſt, (Hört! links) der Streit um den 3 oder 7 jährigen
Turnüs iſt eine reine Opportunitätsfrage, darum wird ſich nach
unſerer innerſten Ueberzeugung auch nicht ein Finger im Volke
regen, (Hört! hört! links), irgendwo ein Pulsſchlag in ſchnellerem
Tempo gehen.“ (Hört! hört! links Und die „KreuzZtg.“
beſtritt am 22. November den Werth des Septennats
als Wahlparole wegen Mangels an grundſätzlicher Bedentung,
anders wäre es mit dem Aeternat, „während es unmöglich iſt,
irgend Jemand für die Frage zu begeiſtern, ob die Heeresſtärke anf
7 Jahre feſtgeſetzt wird oder nur auf 3 Jahre.“ (Hört! hört! links.)
Wenn das nicht genügt, ſo füge ich noch den „Reichsboten“
hinzu, das Organ der konſervativen Gruppe des Herrn Stöcker,
Derſelbe ſchrieb am 22. November Alles vor 6--7 Wochen,
bevor die Regierungsvorlage da war „am beſten wäre es, alle
Jahre feſtzuſetzen, dann wäre die Agitation eher ermüdet, und es
würde nicht möglich ſein, die Sache alle 7 Jahre zu einer großen
aufzubauſchen.“ (Hört! hört! links. Große Heiterkeit Gang
unſere Meinung! Ehe die Regierungsvorkage da war, waren ſie
genau unſerer Meinung; nachdem ſie aber die Parole des Reichs
kanzlers erhalten, entrüſten ſie ſich über Dasjenige, was ſie ſelbſt
vorher geſagt haben. (Lebhafter Beifall. Große Heiterkeit links.)
Entweder haben die Redaktionen der konſervativen Blätter, der
„Kreuzzeitung“ und des „Reichsboten“, die Kouſervativen über-
haupt gar nicht gekannt oder ſie ſind eben zu unvorſichtig geweſen
in der Darlegung der wirklichen Anſichten im Gegenſatz zu dem,
was hier als Anſicht der Herren damals zur Erſcheinung gekommen
iſt. (Heiterkeit) Damals war es nur eine Stelle, welche die Kon
ſervativen warnte. Die Redaktion der „National-Zeitung“ ſchrieb
damals: Wir bitten doch die konſervativen Zeitungen, nicht ſo un
vorſichtig zu ſein. Sie wiſſen ja noch gar nicht, wo die Regierung
hinaus will, und wenn es wegen der 3, 4 oder 7 Jahre zum Wahlkampf
kommt, ſo werden ihnen die Herren von der freiſinnigen Preſſe
das, was ſie heute geſchrieben haben, ſchon vorleſen. (Heiterkeit.)
Dann hat der Reichskanzler geſagt, wenn man auf 3 und nicht
auf 7 Jahre die Bewilligung ausſpreche, ſo handle es ſich nin
Kopf und Kragen, ſo wolle man das Vaterland wehrlos machen.
„Nicht zehn Minuten darf das Vaterland wehrlos ſeinl“
Jn derſelben Rede ſetzt er ſich aber mit ſeiner
eigenſten Theorie in vollſten Widerſpruch. „Denn“, ſo führt
er weitläufig angß „wenn die 3 Jahre bewilligt werden,
und die 7 Jahre nicht, dann wird ja erſt das volle unbeſchränkte
Ermeſſen des Kaiſers lebendig. Dann kann der Kaiſer eigen
mächtig den Präſenzſtand, die Dienſtpflicht, ſelbſt noch eine höhere
Präſenz feſtſetzen, als die jetzige Vorlage verlangt.“ Während alſo
der eichskanzler es auf der einen eite ſo daxſtellt,
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als ob der Beſchluß des Reichstages bedente, das Vater-
land wehrlos zu machen, ſagt derſelbe Herr Reichskauzler:
nein, wenn der Reichstag einen ſolchen Beſchluß faßt, ſo handelt
es ſich nicht um Kopf und Kragen, dann ſteht der Kopf erſt recht
aufrecht, dann entſcheidet der Kopf ſelbſtändig, wie ſtark die Armee
ſein ſoll, dann beſtimmt der Kaiſer, wie ſtark und kriegstüchtig die
Armee ſein ſoll. Die eine Theorie paßt nicht zu der andern, die
eine zehrt die andere auf. Entweder iſt ein Beſchluß auf drei
Jahre von ſolcher Tragweite, dann beſteht eine ſolche Theorie zu
nichte, oder aber die Theorie beſteht, dann kann man nicht
davon ſprechen, daß das Vaterland iehrlos gemacht werde.
Wenn er die beiden Theorien wenigſtens in verſchiedenen Reden
aufgeſtellt hätte, (Heiterkeit) aber die beiden Theorien neben ein
ander zu ſtellen, vazu gehört nicht viel Logik, deren Widerſpruch feſt
zuſtellen. Es iſt das eine Lückentheorie, indem man auf einzelnen
Zeilen und Ausdrücken der Verfaſſung eine Theorie aufbaut, von
der man bisher nichts gewußt hat, die Allem ins Geſicht ſchlägt,
was bei der Schaffung der Verfaſſung aufgeſtellt iſt. Leſen Sie
in dem damaligen Bericht die Rede des Berichterſtatters, des
nationalliberalen Abg. Miquel, dann werden Sie auf jeder Zeile
das abſolute Gegentheil von dem finden, was der Reichskanzler
etzt als den Juhalt der Verfaſſung auslegt.
Mit Bezug auf die Präſenzfrage will ich noch ein Beiſpiel an

führen, nämlich die geſammte Ausbildung der Erſatzreſerve, die
durch das Geſetz von 1880 auf einjährige Bewilligung geſtellt iſt.
Wenn wir heute keinen Mann Eaſatz bewilligen, ſo kann in dieſem
Jahre überhaupt keine Erſatzreſerve ausgebildet werden, trotzdem
die Erſatzmannſchaften in einer Stärke von mindeſtens
100 000 Mann zur Ergänzung der erſten Verluſte im Kriege
dienen. Jch glaube, die Militärverwaltung hat keine
Urſache gehabt, das Vertrauen, das ſich darin ausſprach,
dieſen wichtigen Beſtandtheil von einer jährlichen Bewilligung
abhängig zu machen, zu bereuen. Die Geſammtziffer des Be
willigten überſteigt ſogar dasjenige, was der Kriegsminiſter im
Jahre 1880 als Bedarf der Militärverwaltung hingeſtellt hat.

Der Reichskanzler hat dann in geſchickter Weiſe geäußert,
Metz ſei uns 100 000 Mann werth. Das würde in Frage geſtellt
durch die Vorenthaltung des Beſchluſſes auf 7 Jahre. Nun, wirbewilligen zunächſt an drei Jahre, fraglich bleibt bei der Be-
willigung auf 4, 5,6 Jahre, ob dann noch die erhöhte Friedenspräſenz
nothweudig iſt. Aber dies hat nichts mit der Wehrhaftigkeit und
der Aushebung zu thun. Bei uns iſt es nicht, wie in Oeſterreich-
Ungarn. Wir legen nicht die Kriegsſtärke und die Aushebung feſt.
Dieſe liegt ganz allein in der Hand der Militärverwaltung. Hier
handelt es ſich um die Frage, wie lange ſoll der einzelne Mann
dienen. Es handelt ſich hier nicht darum, ob man 14000
Rekruten mehr ausheben kann ſondern ob man zum
Ausgleich für dieſe Mehranshebung die Dienſtzeit möglichſt ver
kürzen will durch die Rekrutenvakanz. Die 14 000 Mann zur Ver-
ſtärkung der Bataillone im Julande, um welche wir zuletzt den
Streit auch aufgegeben haben, werden für jedes Bataillon eine
Verſtärkung von 23 Mann ausmachen, pro Kompagnie 4 oder
5 Mann. Wir wollten, daß darauf hin auch eine ent-
ſprechende Zahl zur Dispoſition geſtellt wird. Das iſt zu
letzt das einzige, warum geſtritten wird. (Sehr wahr! links.)
Wir wollen uns vorbehalten, ob nicht nach drei Jahren zurückzu-
kommen iſt auf die Frage, von den im Jnlande liegenden Ba-
taillonen eine entſprechende Zahl von Soldaten zu beurlauben.
Das iſt die Streitfrage, wegen der der deutſche Reichstag aufgelöſt
werden ſoll. Es kommt bei der Auflöſung ſehr viel auf die Frage
ſtellung an. Wir werden die Wähler fragen: Haltet Jhr Wähler es
für richtig, daß wir ſchon jetzt uns jeder Entſcheidung begeben,
oder ob wir darauf dringen dürfen, daß nach drei Jahren einige
Mann pro Bataillon und Kompagnie zur Entlaſtung des Volks,
zur Verminderung des Drucks der Dienſtpflicht nach zweijähriger
Dienſtzeit entlaſſen werden ſollen oder nicht? Das iſt die Frage,
die man in weiteſten Kreiſen, auch in den Kreiſen derer, die mit
Liebe und Luſt gedient haben, aufwirft und die von dieſen Kreiſen
wohl beurtheilt werden kann. Die zahlreichen Mannſchaften, die
drei Jahre gedient haben, wiſſen ſehr wohl, daß viele Mann
ſchaften gerade im dritten Jahre verwendet werden zu Dingen,
die mit der militäriſchen Ausbildung nichts zu thun haben.
Es handelt ſich nicht um die Frage, ob ein paar tauſend Mann
mehr bewilligt werden ſollen, ſondern darum, ob eine beſcheidene
Rückſichtnahme gegenüber der großen Steigerung der Militärlaſten
nicht einmal jetzt eintreten ſoll; ſondern wir wollen es
nur nach drei Jahren wieder prüfen. (Sehr wahr!
links.) Wir folgen ja den militäriſchen Autoritäten und
haben nur augeregt, ob nicht jetzt dieſelbe Praxis ein
trat wie im Jahre 1862 aus finanziellen Gründen. Damals
wie auch 1867 und 1872 1875 hat die Regierung ans eigener
Jnitiative eine größere Anzahl von Mannſchaften nach 2 Jahren
beurlaubt, und wahrlich, die Krieger von 1866 und 1870,71 haben
in ihrer Wehrtüchtigkeit nichts miſſen laſſen.

Wenn immer von den „LCivil-Moltke's“ geſprochen wird,
ſo bemerke ich dem gegenüber, daß es ſich nicht
üm ein rein militäriſche Frage handelt, ſondern auch
um die der Volkswirthſchaft, der Volkskraft und der Belaſtung des
Volkes. Der Kanzler ſelbſt hat dies anerkannt, wenn er auf die
wirthſchaftliche Lage einging und ſich auf die Vermehrung der
Sparkaſſeneinlagen berief. Da hat er ſich nicht auf
den Grafen Moltke berufen, denn dafür nimmt ja auch
dieſer keine Autorität in Anſpruch. Was ſich praktiſch
mit dem Sparkaſſenweſen beſchäftigt hat, weiß, daß man aus der
Höhe der Sparkaſſeneinlagen keinen Schluß auf die Vermehrung
des Volkseinkommens ziehen kann, denn die Sparkafſeneinlagen
ſind nicht immer mühſam erdarbte Erſparniſſe des Volkes. ie
Sparkafſeutheilnehmer erſtrecken ſich bis über den Mittelſtand
hingus, ſogar in Kreiſe wohlhabender Leute, und wo die
Kaſſen ein Maximum für die Einlage feſtſetzen, umgeht man dieſe
Beſtimmung künſtlich durch Einrichtung von Sparkaſfenbüchern für
alle Familienmitglieder. Wenn der Herr Reichskanzter eine Ahnung
von dieſer Praxis hätte (Heiterkeit), dann wäre er nicht
zu dem Schluß gekommen, die Vermehrung der Sparkaſſen
einlagen reſultirt aus der Reduktion des Zinsfußes
der Werthpapiere. Man will lieber einen mäßigen Zinsfuß, aver
dafür eine ſicherere Anlage haben. Es handelt ſich bei der Ver
mehruug der Einlagen alſo nur um eine anderweitige Placirung
des vorhandenen Kapitals. Und wenn die Spareinlagen wieder
abnehmen, darf man nicht auf eine Abnahme des Volkswohlſtandes
ſchließen. Das iſt alſo ein Punkt, wo unſer „beſchränkter Unter
thanenverſtand“ mitſprechen kann. Gerade indem der Reichskanzler
von der hohen Politik herabſtieg zu dieſer Frage des praktiſchen
Lebens, hat er bewieſen, daß er nicht unfehlbar iſt auf allen Ge
vieten, ſondern daß ſein Wiſſen auch bei der Militärfrage einer
Ergänzung durch die Vertreter des Volkes bedarf, welche geradegewahn find a das Volk ihnen Verſtändniß für das praktiſche
Leben zutraut. (Beifall links.) Der Herr Kriegsminiſter verlangt
das Vertrauen zur Regierung, daß ſie auch anf die Belaſtung des
Volkes Rückſicht nimmt. Wozu dann die Wahlen, wozu der Reichstag?
Der Kriegsminiſter hat in erſter Linie die Anforderungen zuſtellen, die
der Zweck ſeiner Verwaltung ſind, und ich nehme ihm das nicht
übel. Je ſchneidiger ein Kriegsminiſter, deſto mehr Soldaten will
er haben, und ich glaube auch, daß er ſich dabei beruhigt, wenn er
die Ueberzeugung hat, daß das Volk die Laſt tragen kann. Weil
das der Stellung eines jeden Miniſters entſpricht, hat man
ein Parlament geſchaffen, das berufen iſt, die verſchiedenenrungen des gleſſont abzuwägen. Sonſt müßte ja in Bezug
auf die Rechtspflege allein der Juſlizminiſter und in Bezug auf
Steuerfragen allein der Finanzminiſter entſcheidend ſein. Wie der
Kriegsminiſter am beſten weiß, wieviel Soldaten er haben muß,
ſo muß alſo der Finanzminiſter am beſten wiſſen, wie
viel Geld er braucht. (Heiterkeit). Die Finanzminiſter
können aber nicht einmal immer ſolche Autorität für
ſich in Anſpruch nehmen, wie der Herr Kriegsminiſter,
ſie laſſen manchmal zu wünſchen übrig. (Heiterkeit) Dann wäre
der Reichstag das Allerüberflüſſigſte, was je geſchaffen wäre.

Der Herr Reichskanzler ſagt, in anderen Staaten wird viel
leichter aufgelöſt, als bei uns. Zwiſchen der Auflöſung dort
und hier iſt aber ein gewaltiger Unterſchied. Eine Auf-
löſung in kouſtitutionellen Staaten hat die Bedeutung
eines Appells an das Volk, bei welchem eventuell, wenn die Wahlen
gegen die Regierung ausfallen, dieſe der kundgegebenen Volksüber
zeugung nachgeben muß, bei und aber heißt, wie der Reichskanzler

geſtern mit ſeiner gewohnten Offenheit ſelbſt unzweifelhaft gelaſſen
bat, Auflöſung nur: die Neuwahlen mögen ein Ergebniß haben, welches
ſte wollen, wenn Sie mir den Willen nicht thun, gut, dann iſt es
auch noch ſo, dann thun wir erſt recht nicht, was die Mehrheit will.
Das iſt die offenbare Theorie des Reichskanzlers Macht geht vor
Recht (große Unruhe rechts), nur ſchwach verhüllt durch eine v. cken
theorie, erfunden g dieſem Zwecke aus der Verfaſfung. (Sehr
wahr links.) Das Volk wird durch die Auflöſung nicht aufgefordert
zur Entſcheidung, ſondern zur Unterwerfung. „Biſt Du nichtwillig, ſo werde ich erſt recht Deinen Willen engen Dieſe ſeine
Politik iſt vicht beherrſcht von dem Mißtrauen näch außen, ſondern
durch das Beſtreben einer Sicherung der Regierungsgewalt gegendas eigene Volk, durch das Mißtrauen gegen das eigene Vor
Das Volk wird dadurch aufgefordert, ſich ſelbſt ein Mißtrauen zu
ertheilen, zu bekunden, daß es nicht im Stande iſt, nach drei
Jahren Abgeordnete zu wählen, welche für die Wehrkraft des
Landes eintreten. Die ganze Politik des Reichskanzlers iſt unver-
hüllt nichts anderes, als die alte Anſchauung eines abſolutiſtiſchen Geiſtes, W

e wenals ob die Vaterlandsliebe nur bei den Regierungen, nur bei den
Fürſten zu finden ſei. Was iſt dagegen die Volksvertretung Eine
wechſelnde Mehrheit mit mangelndem Pflichtgefühl, eine zufällige
Mehrheit! Jch will eine ähnliche Kritik nicht fällen, wie der
Wille der Regierungen entſteht, welche hohe Jntereſſen, welche
Kabalen, welche Zufälligkeiten dabei mitwirken, aber ich will her
vorheben, daß die letzten abſolutiſtiſchen Regierungen, die es in
Deutſchland gegeben hat, 1848 zuſammengebrochen find, lediglich
weil ſie durch ihre innere Haltloſigkeit ihre Autorität ſchon längſt
verloren hatten, ehe der äußere Sturm kam. Jm Jahre 1866 hat
der Reichskanzler noch gewußt, was ein deutſches Parla-
ment bedeutet, wie wenig dagegen die Autorität der Fürſten
und Regierungen bedeutet, ohne die Stärkung durch eine Volks
vertretung. Der Herr Reichskanzler ſtellte es ſo dar, als ſei der
Reichstag nur durch ſeine Gutmüthigkeit zu Stande gekom-
meu. Lein, der Reichstag war eine innere Nothwendigkeit,
es war keine deutſche Einheit durchzuführen ohne die
Klammer des Reichstags. Dieſer iſt wie das Heer, ein
Moment der Einigung. Die Rechte, die wir haben, ſind
uns auch nicht ſo freiwillig gegeben, wir haben ſie in hartem
Kampf mit geringer Mehrheit durchgeſetzt. Jetzt wird der
Reichstag als ein bloßes Ornament eherh, mag es nun gothiſch
oder byzantiniſch ſein. (Lachen.) Der Reichskanzler will kein kon
ſtitutionelles Leben, keinen Parlamentarismus, er will, was wir Schein
konſtitutionalismus nennen, eine Volksvertretung, unfähig, einen
felbſtändigen Willen zu haben, aber ausreichend, der Regierung die
Verantwortung abzunehmen. Durch eine ſolche Geldbewilligungs-
maſchine, ſein Jdeal, will er neue Steuern haben. Ein abſolutiſtiſches
Regiment würde ein ſolches Maß der Verantwortung niemals auf
ſich allein nehmen, ſondern nur gedeckt durch einen Reichstag. Der
Zweck der Auflöſung iſt daher lediglich, mehr Geld zu erhalten;
alle die Stenerprojekte, dieſe Lieblingsideen des Reichskanzlers, die
er nie aufgiebt, ſollen wieder hervorgezogen werden. Das Brannt-
weinmonopol iſt nicht todt, das Tabaksmonopol iſt nicht todt, ſie
ſind nur bis zu gelegenerer Zeit zurückgelegt. Fällt aber die Mehr-
heit bei der Neuwahl ebenſo aus wie jetzt, dann wird die formelle
Verfaſſungsreviſion vorgenommen auf Grund der korporativen
Berufsgenoſſenſchaften, damit der Reichstag keine andere Bedeu-
tung hat als die eines Konfortiums, um der Regierung die Ver
antwortung für neue Steuern zu erlaſſen. Das iſt, um mit dem
Herrn Reichskanzler zu ſprechen der Trick, der dabei aus dem
Spiel herauskommt.

Die Perſon des Kaiſers iſt in dieſen Fragen mehr als je in
die Debatte gezogen worden. Unzweifelhaft iſt der Kaiſer der
Führer des Heeres, und es wäre ein Unglück, wenn es anders
wäre. Der Kaiſer ſoll der Führer des deutſchen Heeres ſein, aber
nicht der Führer der Parteien, der Führer des Reichstags
und der Wählerverſammlungen, das widerfſpricht unſerer Verfaſſung.
Wer die Standarte des Kaiſers in die Wahlkämpfe führt, wer den
Anſchein erweckt, als gäbe es in Deutſchland eine kaiſerliche und
eine antikaiſerliche Partei, der trägt wahrlich nicht dazu bei, das
Aufſehen des Kaiſers in Deutſchland zu erhöhen! (Beifall links undim Centrum.) Es iſt ſehr möglich, daß man damit im Augenblick eine

gewiſſe Wirkung erzielt. Aber die Erfahrungen, welche man in Frankreich
mit den Plebisciten gemacht hat, ſollte wahrkich uns davor warnen, der
gleichen in Deutſchland einzuführen. Denn nichts hat doch mehr
dem monarchiſchen Syſtem in Frankreich geſchadet und das Kaiſer-
thum entwurzelt als jene äußerlichen Abſtimmungen über die
Exiſtenz des Kaiſerthums. (Sehr wahr! links.) Der ausbrechende
Wahlkampf wird vielleicht heftiger werden, als irgend einer bisher;
aber er wird nicht der letztezund wahrlich nicht der entſcheidendſte
ſein. Ob wir mit Vielen oder mit Wenigen aus dieſem Kampfe
hervorgehen, wir werden den Streit, den wir abbrechen, an demſelben
Punkte wieder aufnehmen, in der ruhigen Zuverſicht, welche die
Kraft der inneren Ueberzeugung bildet, daß die Jntereſſen des
Volkes und des Landes erheiſchen, daß den Grundſätzen, wie wir
ſie hier vertreten, auch in nächſter Zeit ſchon eine Einwirkung auf
die Geſtaltung der öffentlichen Verhältniſſe in Deutſchland ein
geräumt werden muß. Gerade die Art, wie der Reichskanzler dieſen
Kampf auf ſich nimmt, die künſtliche Art, wie er dieſe Auflöſung
herbeiführt, die Haſt, mit welcher ſie ins Werk geſetzt wird, iſt uns
gerade ein Beweis dafür, daß auch der Reichskanzler ſelbſt den
Boden ſeines politiſchen Syſtems, die Grundlage deſſelben, nicht
mehr für ſo ſicher hält, auch für die nächſte Zukunft (Oho! rechts),
wie es vielleicht den Anſchein hat. Widerſpruch rechts.) Aber
alle ſolche Dinge, ſie werden zuletzt doch nichts ausrichten,

ſie werden zuletzt doch nichts verſchlagen, um einer anderen
Richtung im Staatsleben den Weg zu vernageln. Wir
bleiben bei der Ueberzeugung, daß die Zukunft eine nicht
allzu entfernte Zukunft uns gehört, und in dieſer Ueberzeugung
werden wir, mit wenig oder viel, auch im neuen Reichstag aus-
barren, bis auch für unſere Sache der Tag des Sieges erſchienen
hie baſter wiederholter Beifall links, wiederholtes Ziſchen
rechts.

Reichskanzler Fürſt Bismarck betritt den Saal.)
Abg. Dr. Buhl (natl.): Jch weiß nicht, ob der Reichskanzler

Veranlaſſung haben wird, ſich über ſeine äußere Politik mit dem
Abg. Richter auseinanderzuſetzen. Jch bin aber überzengt, daß das
deutſche Volk aus den r der letzten Tage von
Seiten des Herrn Reichskanzlers die Ueberzengung gewonnen hat,
wie meiſterhaft feine Geſchicke auch in dieſen ſchweren Monaten geführt
wurden. (Sehr richtig! rechts.) Es iſt ja ſehr ſchwer nach einem
rhetoriſchen Brillanutfeuerwerk, wie es eben von dem Herrn Abg.
Richter geleiſtet worden iſt (Oh! links; Sehr gut! rechts) zu ſprechen
und wieder auf die Entwickelung der Dinge hier im Hauſe und in
der Kommiſſion zurückzukommen. Der Herr Abg. Windthorſt hat
an einem der erſten Tage ein Wort ausgeſprochen mit
der ausdrücklichen Betonunc es ſei für die Wahlen
beſtimmt und lautete damals: „Will das deutſche Volk
Männer, die bewilligen, was der Kanzler will, oann kann
man die Koſten der Berufung ſpareu.“ Dieſer Satz iſt nicht neu,
aber wir wiſſen Alle aus früheren Erfahrungen, welche Bedeutung
dieſer Satz bei den Wahlen hat und welche Rolle er bei den
Wahlen ſpielt. Geſtatten Sie mir deshalb, daß ich gerade an der
Hand der Verhandlungen über dieſen Gegenſtand im Plenum oder
in der Kommiſſion Jhnen beweiſe, mit welchem Rechte dieſer Satz
bei dieſer oder ſo vielen anderen Gelegenheiten ausgeſprochen wird.
Wir Alle haben bei der erſten Leſung gehört, wie der Herr Graf
v. Molitke, wie der Herr Kriegsminiſter den Nachweis führten,
daß unſere Heereskraft ziffermäßig dem franzöſiſchen Heere nichtmehr gewachſen ſei. Wir ſind dann in die Kommiſſion eingetreten

es iſt uns da verſchiedenfach der Nachweis über dieſes Verhältniß
zwiſchen der deutſchen und der franzöſiſchen Kriegsmacht weiter ge
führt worden, es iſt uns der Nachweis geführt worden ich be-
tone dies beſonders auch gegenüber von Rednern in dieſem
Hauſe, daß wir in unſeren weiteren Rüſtungen den Franzoſen
nur folgen. Dann hat der Herr Abgeordnete Windthorſt in der
Kommiſſion die Erklärung über die auswärtige Politik vermißt.
Der Herr Reichskanzler hat in ſeinen Ausführungen in dieſem
Hauſe jedenfalls in der überzeugendſten Weiſe nachgewieſen, daß
wenn auch Deutſchland in ſeiner r riedenspolitik ſich
durch nichts ſtören laſſe, trotzdem die frauzöſiſche Revanchepolitik ſich
nicht unterdrücken laſſe. Meine Herren, ich weiß ja was für eine Be
deutung auf Zeitungsſtimmen zu iſt, aber es iſt doch ganz
intereſſant, was die neneſten Telegramme aus Paris melden:

„Nur ein Theil der Möergenblätter hat Zeit ge—-
funden, dieſe Reden einer Beſprechung zu wnker
ziehen. Meiſtens gipfelt die Beurtheilung der vorliegenden
Blätter darin, daß der Reichskanzler vollſtändig Recht hätte in
Bezug auf die Geſinnung der franzöſiſchen Nation, welche nichtz
thun werde, um den ſchrecklichen Zuſammenſtoß zu beſchleunigen
aber auch nicht eher ruhen werde, bis Straßburg und Metz wieder
ewonnen ſeien. (Hört, hört) Der Herr Reichskanzler hat inſeinen weiteren Auseinanderſetzungen das Mißverſtändniß des

Herrn Windthorſt, das er in der Kommiſſion ſchon fün
ſeine nur proviſoriſche Bewilligung ins Feld geführt
hat, als ob ein Bündniß mit Rußland beſtehe, zurück
gewieſen. Was war die Folge dieſer ganzen Verhandlung
Jch glaube, daß es kaum jemals gelungen iſt und gelingen kanny,
die Berechtigung einer Regierungsvorlage voll und ganz, wie ſie
geſtellt worden iſt, beſſer nachzuweiſen, als es in dieſem Falle g.
ſchehen iſt. (Sehr richtig bei den Nationalliberalen und rechte

as war die Folge der ganzen Verhandlung? Daß wir in die
zweite Leſung ein treten mit dem Prinzipalantrag der deutſchfre—
ſinnigen Partei, nur einen Theil der Vermehrnng de
Armee zu bewilligen und mit dem Antrage desCentrums reſp. der Mehrheitsparteien, die Bewilligung für
3 Jahre ſtatt der verlangten 7 Jahre auszuſprechen
Die Bedentung dieſes Antrages hat Jhnen ja der Herr Gryf
Moltke vorhin ſchon auseinandergeſetzt. Jch hätte angenommen
daß nach der ganzen Stellung, welche Herr Abg. Windthorſt frühe
gegenüber den Ausführungen des Herrn Grafen Molkke eine
nommen hat, gerade dieſe ihn jetzt doch beſtimmen müßten, den
ſieben Jahren nachträglich zuzuſtimmen. Jch kann nicht umhin,
ich muß dabei bleiben, daß 3 Jahre bewilligen heißt eine Vermehrun
von 48 000 Mann, und 7 Jahre eine ſolche von 120 000 Mann
Beifall beiden Nationalliberalen und rechts.) Es hat doch dieſe ganze Ver
handlung in der Kommiſſion und im Plenum bisher den Ein
druck gemacht, wie wenn man in den gründlichen Verhandlungen
nur die Gründe hätte fuchen wollen, um nichts zu bewilligen. Ez
iſt ja denkbar, daß die Herren vorher vielleicht ſchon in dieſer Be
Wenn in ihren Entſchließungen nicht mehr ganz frei waren
(Beifall bei den Nationalliberalen.) Geſtatten Sie mir aber jetzt noſh
mit kurzen Worten auf die ganze Entwicklung unſeres Septennat
einzugehen. Wir haben ja die erſten Beſchlüſſe in dieſer Beziehun
im Jahre 1874 gefaßt und es war ja da ſehr intereſſant, was
damals nachgewieſen wurde, daß Herr Abg. Windthorſt, als
ſeinerzeitiger hannoverſcher Staatsminiſter in ſeinem Lande
nicht nur ein Septennat, ſondern ein Aeternat, und
zwar nicht mit Budgetrecht des Landtags, ſondern in Verbindung
mit Pauſchquantum vertheidigt hat. (Hört, hört! Rechts und bei
den Nationalliberalen.) (Reichskauzler Fürſt Bismarck betritt den
Saal.) Es war weiter bei den Verhandlungen vom Jahre 1880

ich werde in dieſer Beziehung ja nicht weiter citiren, aber ich muß
Jhnen hier eine Ausführung des Herrn Abg. Rickert verleſen, weil
dadurch der ganze Rechtsſtandpunkt für unſer Septennat aufs klarſte
dargelegt wird da führte der Abg. Rickert bei der dritten
Leſung des Militärgeſetzes aus: „IJch habe aber nicht geſagt, daß
lediglich aus Rückſichten für die Regie rung“ ich bemerke aus-
drücklich, daß damals der Abg. Rickert es für nothwendig gehalten
hat, in dieſer Frage auf die Wünſche der Regierung ganz ent
ſchieden Rückſicht zu nehmen „lediglich aus Rückſichten für die
Regierung dieſen 7 Jahren zuzuſtimmen, ſondern, daß ich auch aus
der ganzen geſchichtlichen Entwickelung dieſer Frage die Gründe
hernehme, auf die längere Präſenzzeit mich einzulaſſen, wenn ich
W t Miatzrtge für die vortheilhafteſte für die Militärverwal-
ung halte.“

Meine Herren, ich glaube, daß das damalige Kompromiß nicht
deutlicher gekennzeichnet werden konnte, als durch dieſe Worte, und
daß deshalb die Vertreter der Reichsregierung ganz Recht haben,
wenn ſie behaupten, daß ſie mit der jetzigen Vorlage nicht eine
Kampfesvorlage gemacht haben, ſondern daß ſie ſich auf den Boden
des Kompromiffes geſtellt haben, das ſeinerzeit bei zwei Gelegen
heiten vom Reichstage als zu Recht beſtehend anerkannt wurde.
(Sehr richtig.) Es wird ja nun hier und noch mehr im Volke
draußen die Behauptung aufgeſtellt werden können, daß diejenigen,
die der Regieruugsvorlage zuſtimmen, für die Belaſtung des Volkes
nicht die richtige Empfindung haben. Jch weiſe von dieſer Stelle
aus dieſe Behauptung für alle die, die für die Vorlage eintreten,
vollauf zurück. Wenn wir aber die Belaſtung des Volkes zu
prüfen haben, fo müſſen wir vorher auch bei einer ſolchen Vorlage
die Frage prüfen, was auf dem Spiele ſteht, wenn die Belaſtung
nicht voll ausgeſprochen wird. (Sehr gut.)

Man hat für die einjährige Bewilligung hauptſächlich auch
ins Feld geführt, daß ja unſere Flotte auch auf ein Jahr bewilligt
werde. Jch aber, daß dieſer Beweis doch ein hinfälliger iſt.
Vergleichen Sie 2 Zahlen miteinander, vergleichen Sie, daß unſere
Flotte einen jährlichen Aufwand von 48 Millionen es iſt d
glaube ich, der Etat von 1885 und unſer Heer eigen
Aufwand von 388 Millionen ausmacht. Dann aber mache
ich doch darauf aufmerkſam, daß unſer Landheer fur
unſere ganze nationale Exiſtenz, ſo hoch ich auch die Bedeutung
unſerer Flotte ſchätze, eine ganz andere Bedeutung hat, wie gerade
die Flotte. Nun, m. H., laſſen Sie mich an der Hand der Erfah
rung prüfen, welche Ausſicht wir für die künftigen Bewilligungen
haben. Geſtatten ſie mir, da ganz kurz auf die Verhandlungen der
Kommiſſion zurückzukommen. Der Herr Abg. Windthorſt hat hier

ich leſe dieſe Stelle aus dem Berichte vor ausgeführt, er
ſehe ſich daher veranlaßt, darauf hinzuweiſen, daß man für die
r Bewilligung der 16 Bataillone deshalb ſich ganz be
onders ausgeſprochen habe, um dem nächſten Reichstag oder

uns ſelbſt noch in dieſer Seſſion Gelegenheit zu laſſen,
auf die Sache zurückzukommen, wenn man über die Aufbringung
der Koſten Klarheit habe. (Hört, hört.) Es iſt alſo hier, weun ich
dem Herrn Abg. Windthorſt konſequent weiter folge, die Folge
dieſer usführung, daß, wenn er ſich in der Deckungösfrage mit der
Regierung nicht einigen kann, er ſich zu der entſprechenden Be
willigung für die Armee nicht wird entſchließen können. (Sehr
wahr.) Meine Herren, ich halte dieſen Standpunkt doch für einen ſehr
bedenklichen, Dann aber auch, was haben wir denn für Ausſichten,
daß man ſich dereinſt über die Deckungsfrage verſtändigen wird?
Welcher ſchroffe Widerſtreit beſteht in dieſer Beziehung zwiſchen den
beiden Flügeln der jetzigen Majoritätspartei? Der Herr Abg.
Rickert auf der einen Seite verlangt eine direkte Reichseinkommen-
ſteuer, um dieſe Mehransgabe zu decken, der Herr Abg. Windthorſt
will zwar auch die höheren Einkommen ſtärker zu dieſen Laſten bei
ziehen, aber er proteſtirt ausdrücklich dagegen, daß dies auf dem Wege
einer Reichsſteuer geſchieht, er verlangt, daß dies durch
die Einzelſtaaten geſchehe. Sie ſehen alſo, daß wü
in dieſer Beziehung ſehr wenig Ausſicht haben, auf
die Deckungsfrage zurückzukommen. Jch möchte übrigens den Herrn
Abg. Windthorſt darauf aufmerkſam machen, daß das, was er will
zum großen Theile ja ſchon durch die Regierungsvorlage erreicht
wird; denn wenn die Regierungsvorlage einen großen Theil der
Koſten auf die Matrikularbeiträge abwälzt, ſo iſt ja das, glaube
ich, die einzige Art, wie wir die Einzelſtaaten zwingen können, ihr
Stenuerzahler, alſo hauptſächlich diejenigen, die eine größere Steuer
zu z x haben, mit dieſer Summe zu belaſten.

ch weiß nicht, ob der Herr Abg. Windthorſt geſonnen iſt, in
einer ſchärferen Weiſe auf die Befugnfſe der Einzelſtaaten zurück
zugreifen und ihnen hier vom Reichstage oder von der Reichs
regierung aus Vorſchriften zu machen, wie ſie ihre Steuern aufzu
bringen haben.

M. H., lafſen Sie mich jetzt übergehen zu dem ei entlichen
Kern- und Brennpunkte, den dieſe ganze rer für mich at. Der
Herr Abg. Hobrecht hat Jhnen ſchon ausgeführt, wie verhängnißvoll
es wäre, wenn wir dieſe Frage zu einer Wahlfrage machen würden
Der Herr Abg. Richter hat in ſeiner Rede ja ſchon heute in Aus
ſicht geſtellt, daß dies geſchehen ſolle; er hat gemeint, man werde
es in den Wahlverſammlungen wohl begreifen, daß es durchführbar
ſei, nach zwei ar etwäs mehr Dispoſitionsurlauber zu ent
iaſſen, und damit ſei der Streit beſeitigt. Ja, m. H., glauben Sie
denn, daß, wenn eine 5 e von einer ſo ſchweren Belaſtungfür das ganze Reich, die ſo hwere Laſten und noch ſchwerere ver
hältnißmäßig auferlegt, demjenigen, der zum Dienſt berufen wird,
wenn ſie überhaupt einmal in die Wahlverſammlung hineingetragen
wird, daß dieſe Frage dabei ſtehen bleibt? Jch habe die Be
ſorgniß, daß wenn wir dahin kommen daß vielleicht
gegen den Wunſch dieſer Herren, die Wahlverſamm-
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ihre AKvſicht weiter reißen, als ſie
es ſelber beabſichtigen. Wir wiſſen ja in dieſer Beziehung auch,
ie es bei den Wahlen zugeht. Es wird wohl ſelten im parla-

mentariſchen Leben ſo viel geſündigt, wie gerade bei den Wahlen.
Der Herr Abg. Windthorſt hat uns geſtern vorgeworfen, es

ſollen in Hannover die Nationalliberalen für die Sozialdemokraten
geſtimmt haben. Es wird uns erzählt, in Mannheim hätten die
Ultramontanen für die Sozialdemokraten geſtimmt. Alſo
es liegt hier ja eine gauz beſondere Gefahr vor, daß,
wenn wir dieſe ganze Militärfrage in die Wahlverſamm-
jung hineintragen, wir dann z einer Löſung dieſer Frage kommen,
die wir ſelbſt nicht wünſchen können, und die auch für Sie viel zu
weit geht. Jch glaube, daß für die Jntereſſen der nationalen Ent
wickelung, der ruhigen Fortentwickelung unſerer ganzen nationalen
Verhältniſſe es ein ſchwerer Fehler iſt, wenn man die Militärfrage
zur Kampffrage und zur Machtfrage zwiſchen Reichstag und Re-
gierung macht. (Sehr gut)

Jch glaube, dazu iſt unſere ganze Situation in Europa eine
viel zu gefährdete, und, m. H., ich will Jhnen nur die entfernte
Perſpektive andenten: welche Gefahr könnte entſtehen, wenn einmal
eine beſſer unterrichtete Regierung, als der Reichstag iſt, aber eineſchwache Regierung in dieſer Frage zum Unheil des Vaterlandes

dem Reichstage nachgäbe. Alſo wir wollen im Jnutereſſe der ruhigen
nationalen Entwickelung unſerer deutſchen Verhältniſſe dieſe Frage
von dieſer Stelle entfernen. Jch habe eigentlich die Empfindung
gehabt, daß nach den ganzen letzten Ausführungen des Herrn Abg.
Richter es ſtaatsmänniſch von ihm nicht richtig war, daß er in
dieſer Frage dieſe Stellung eingenommen hat. Wenn er all das
vorausſieht, was er wirklich ausgeführt hat, dann dürfte er meiner
Meinung nach auf dieſem Felde in dieſer Frage den Kampf nicht
aufnehmen, dann mußte er mit dazu beitragen, daß man in dieſer Frage
derRegiernngfolgte. (Sehrrichtig! rechts und bei den Nationalliberalen.)
Meine Herren, laſſen Sie mich zum Schluſffe Sie bitten, im Intereſſe
der Sicherung des europäiſchen Friedens, im Jutereſſe der Siche
rung unſerer Grenzen, wenn es dann zum Kriege kommen ſeollte,
und laſſen Sie mich zuletzt und noch beſonders ſagen: laſſen Sie
uns zur Sicherung der ruhigen Weiterentwickelung unſeren inneren
Verhältniſſe, der Regierungsvorlage ganz und voll zuſtimmen. (Leb
haftes Bravo! rechts und bei den Nationalliberalen.)

Reichskanzler Fürſt Bismarck: Der Abg. Richter hat, wie ich
höre, in ſeiner heutigen Rede ich habe ſehr bedanert, daß ich
rerhindert geweſen bin, ihm zuzuhören geſagt, es wäre nicht
wahr, daß in der bulgariſchen Frage die Preſſe der verſchiedenen
Oppoſitionsparteien die Regierung beſchimpft hätte wegen ihrer
auswärtigen Politik. Es ſei eine Entſtellung daß dieſe Preſſe zum Kriege
mit Rußland aufgefordert habe. Er hat ferner geſagt: „Der
Reichskanzler iſt der bulgariſchen Juſtiz mit diplomatiſchen Noten
in die Arme gefallen, um zu verhindern, daß Hochverräther beſtraft
würden.“ Dieſe Aeußerung nöthigt mich, Jhre Zeit, die ſo koſtbar
und e iet (Große Heiterkeit), auf eine Weiſe in Anſpruch
zu nehmen, wie ich urſprünglich nicht beabſichtigt hatte. Aber ich
erlaube mir, bereitwilligſt Jhnen diejenigen amtlichen Deveſchen
zu verleſen, die wir in Bezug auf das der Juſtiz Jn'sarmfallen
damals gewechfelt haben. Das erſte iſt eine Jnuſtrnktion aus
Berlin vom 1. September an den Konſul Herrn von Thiele-
mann in Sofia: „Suchen Sie nach Möglichkeit zu
hindern, daß Hinrichtungen ſtattfinden. Die friedliche Erledigung
der Kriſe würde dadurch weſentlich erſchwert werden.“ Das iſt
alles, in der Hauptſache alles. Die Antwort darauf, unterzeichnet:
Frhr. v. Thielemanun lautet: „Sofia, den 20. September. Jch
habe die erforderlichen Schritte, um Hinrichtungen zu verhindern,
ethan und günſtige Aufnahme gefunden. Jedenfalls wird bis zurAnkunft des Generals v. Kaulbars nichts Eutſcheidendes geſchehen.“

Dieſe Mittheilung kreuzte ſich mit einer diesſeitigen Mittheilung
vom 19. September: „Der ruſſiſche Botſchafter hat unter Mit-
theilung der Thatſache, daß die bulgariſche Regentſchaft die in die
Verſchwörung vom 21. vorigen Monats verwickelten Offiziere vor
ein Kriegsgericht geſtellt und deren Verurtheilung und Exekution wo
möglich vor der Ankunft des Generals v. Kaulbars herbeiführen wollte,
um Gegenvorſtellungen in Sofia gebeten. Ew. Hochwohlgeboren
wollen ſich nach Einvernehmen mit dem öſterreichiſchen Kollegen
mündlich im Sinne meiner früheren Weiſung abmahuend aus-
ſprechen.“ Weiter meine Antwort: „Berlin, 25. September.
Aus Jhrem Telegramm vom 22. hat der Reichskanzler mit Befrie-
digung erſehen, daß die Gefahr der Ausführung von
Hinrichtungen „Ausführung“ unterſtrichen beſeitigt iſt.
Der Zweck der Ew. Hochwohlgeboren ertheilten Jnſtruktion
iſt damit vollkommen erreicht, da dieſelbe von Anfang
an nur die Verhütung von Hinrichtungen im Ange hatte.
Nach Jhrer mir vorliegenden Meldung darf ich annehmen, daßIhre Aeußerungen innerhalb dieſes Rahmens gehalten waren. Um

den Erfindungen auswärtiger und fortſchrittlicher Blätter ſchärfer
entgegentreten zu können bitte ich Euer Hochwohlgeboren, mir aus-
drücklich ſchriftlich zu beſtätigen, daß Sie ſich in Jhreu Ausſagen
genau in der Grenze der Jhnen ertheilten Weiſungen gehalten
haben und ſich demgemäß darauf beſchränkt haben, von Hinrich-
tungen abzurathen.“ Jch bin auf dieſe Weife genöthigt geweſen,
mich mit Aktenſtücken von diplomatiſchen Agenten zu ver-
ſehen und zu vergewiſſern gegen die unglaubliche alles Maß
überſteigende Verlogenheit dieſer Sorte von Preſſe. (Unruhe
links) Die Antwort des Herrn von Thielemann lautet:
„Auf den Erlaß vom 25. d. M. beehre ich mich zu erwidern, daß
ich mich genan im Rahmen meiner Jnuſtruktion gehalten habe und
irgend welche weiteren Forderungen an die bulgariſche Regierung
nicht geſtellt, ſondern mich in anderen Fragen in Uebereinſtimmung
mit meinem öſterreichiſchen Kollegen gehalten habe. Die Hinaus-
ſchiebung des Verfahrens iſt uns lediglich als Mittel zum Zweck
nützlich erſchienen. Wenn jetzt Verurtheilungen zum Tode ſtattge
funden hätten, ſo wäre bei der Erregung des Offizierkorps für
weitere Folgen nicht zu bürgen geweſen. Zu Drohungen und zu
ſhärferer Sprache hätte ich auch, wenn ich Auftrag dazu gehabt
hätte, nicht einmal Gelegenheit gehabt, denn Herr Karaweloff ging
ohne weiteres auf meine Vorſtellungen ein. Herr Stambuloff
ſagte mir drei Tage ſpäter ſpontan, daß eine Amneſtie erlaſſen
wäre. Mit andern Bulgaren habe ich über die Sache nicht ge
ſprochen. (gez.) v. Thielemann.“

Es iſt alſo eine gänzlich aus der Luft gegriffene Erfindung
als Grundlage für die Entſtellung und Verläumdung der deutſchen
Regierung benutzt worden, und der Abg. Richter hat dieſe heute
aus ſeiner Zeitung, die er wahrſcheinlich geleſen hat (große Heiter
keit) reproduzirt. Was die Behauptung betrifft, daß die Oppoſitious-
preſſe nicht zum Krieg gegen Rußland gehetzt hätte, liegen mir eine
Reihe von Artikeln vor, die ich nicht umhin kann, als Beweisſtücke
hier in die Oeffentlichkeit zu ziehen. Jch hatte nicht die Zeit, ſie
hier alle zu berückſichtigen, ich nahm neulich nur heraus, was ich ſo
obenauf las. So las ich vorgeſtern aus dem „Berliner Tageblatt“
ror, daß es einen gefunden Krieg einem ſo krankhaften Frieden
vorziebhe. Die „Freiſinnige Zeitung“ vom 28. Auguſt ſchreibt über
die Stellung Deutſchlands gegen RNußlaud in der bulgariſchen
Page: „Wenn man keinen Krieg führen will oder kann, wie die
Offziöſen ſagen, ſo mögen ſie doch mindeſtens ſchweigen und nicht
unſer Volk in der Art verwirren.“ Hier liegt unzweidentig der
Wunſch ausgeſprochen, daß ein Krieg immerhin geführt werden mag.
Dann die „Freiſiunige Zeitung“ vom 25. Auguſt: „Es giebt eine
Grenze, wo die Unterwerfung unter den Willen des Zaren auf
hören muß, und dieſer nähern wir uns um ſo mehr, je mehr die
ruſſiſche Herrſchaft und der Panuſlawismus durch Erfolge auf der
Balkanhalbinſel gekräftigt werden. Dem muß endlich Halt

inngen ſte gegen

ar werden.“ Das heißt doch nichts anderes, als wir
ollen Krieg führen. Widerſpruch links und Zuruf.) Was ſoll
denn die vollblütige Phraſe: „Jeden Groſchen und jeden
iann“ Rußland gegenüber, wenn wir jemals Rußland, dieſes Reich

von 100 Millionen, auf ſeiner Bahn aufhalten wollten. Die „Volks-
zitung“ vom 7. September ſchreibt: „Die türkiſche Weltherrſchaft
wurde einſt nur dadurch verhindert, daß es ein Europa gab, daß
rer Allem deutſche Schwerter die Türken aus der geſitteten Welt
derausgetrieben haben daß man der ruſſiſchen Weltherrſchaft gegen
über anders verfährt, zeigen die Ereigniſſe der beiden letzten Wochen.
Enropa hat ſich nicht gerührt. Wenn die Ruſſen ſo weiter vor-
tilgen, dann giebt es für Enropa nur eine Alternative, unbeſchränkte

ſchaft Rußlands oder ein Zeitalter von Kriegen, im Vergleich
zu denen die Türkenkriege früherer Jahrhunderte nur ein Kinder-b ſind.“ Am 396. Auguſt ſagt die „Volkszeitung“: „Wir
ten es kaum anders erwartet, glaubten aber, daß die Gewalt

der Thatſachen ſtärker ſein würde, als das Mißtrauen und die
„Unentſchloſſenheit der Zunftsdiplomaten“ eine hübſche Un-
annehmlichkeit, die uns da geſagt wird. (Heiterkeit.) Weiter wird
von einem ungeheuren Frevel geſprochen und von der Entrüſtun
des ganten deutſchen Volkes darüber. Das iſt es, was mi
an Hekuba erinnerte, es iſt das, was ich neulich „weinerlicheDeklamationen“ nannte. Soll ich wirklich glauben, daß tig

Artikelſchreiber ihrerſeits irgend welche Begeiſterung für Bulgarien
hätten? Jch will garnicht behaupten, daß ſie finanziell in dieſer
Beziehung angeregt ſeien. (Heiterkeit.)

Wenn die in dieſem Artikel ausgeſprochenen Ueberzeugungen
allein den Leuten angehörten, die bei dieſen Zeitungen thätig ſind,
dann würde ich weiter gar nicht damit beſchaäftigen und ſie
wären gar nicht der Rede werth. Jch muß aber annehmen, daß
wenn ſo viel augeſehene liberale und klerikale Zeitungen daſſelbe
geſagt haben, das die volle ernſte Meinung derjenigen Leute iſt,
die in der Oppoſition gegen die Regierung ſtehen und mit dieſen
Blättern Fühlung haben, welche die Majorität bilden und ſie viel
leicht auch in drei Jahren bilden werden.
Vielleicht ſtehen wir dann einer Majorität gegenüber, die auf dieſe
Melodie hin ſagt: Jetzt führt Krieg mit Rußland, oder wir ſtrei-
chen euch ſo und ſo viel aus der Armee. Heiterkeit rechts. Wider
ſpruch links und im Centrum.) Die Majorität iſt in dieſen Ar-
tikeln vertreten, es ſind die Blätter aller derjenigen Fraktionen,
welche die Majorität bilden. Jch war darauf gefaßt, daß dieſe
Majorität in der vorigen Seſſion eine Jnterpellation in der bul-
gariſchen Frage gegen die Regierung losließe. Nur die ſozial-
demokratiſche Partei wollte dies thun, aber die übrige Maffe ließ
ſie im Stich. Soviel ich mich erinnere, war damals ſchon der Muth ſo
geſunken, daß man ſich zu einer Jnterpellation doch nicht mehr
verſtieg, weil man jene Theorie, ich will nicht ſagen als abſurd,
aber doch als unhaltbar erkannt hatte. Die Majorität war ja
vorhanden, aber ſie hatte ihre Anſicht ſehr raſch gewechſelt. Kein
Menſch trat für Bulgarien auf, und jetzt haben Sie's vollends
fallen laſſen. Wenn Sie alſo die Stellung der Majorität, die
doch über die heutige Abſtimmung jedenfalls entſcheidet, auf ein ſo
ſchwaches Rohr ſtützen, ſo wird dieſe Majorität ſicher keine Dauer
haben. Wenn die Exiſtenz der Armee nicht ausſchließlich in den
jenigen Zeiträumen diskutirt werden ſoll, mit denen Kaiſer und
Bundesrath einverſtanden ſind, dann ſchwebt ſie voll
ſtändig in der Luft. Wenn, wie in Englaud, der Beſtand
der Armee abhängt von der Entſcheidung wechſelnder
Majoritäten, dann iſt keine Sicherheit mehr vorhanden, dann heißt
es allein: „Videant consules“ oder „videat imperator, ne quid
detrimenti res publica capiat.“ Das iſt dann die suprema lex.

Jn einem weiteren Artikel der „Volkszeitung“ wird die Sache
gar ſo dargeſtellt: Was hätten wir von all dem Blut und Schweiß,
das dazu gehörte, das deutſche Reich zu ermöglichen, wenn wir nicht alle
Kräfte für Bulgarien einſetzen wollten. Und ſolche Herrn bilden
die Majorität der Abſtimmung! (Beifall rechts. Lachen links.) Kann
ich denn mit Sicherheit annehmen, daß die „Volkszeitung“ ganz
außer Zuſammenhang mit irgend einem der hier Abſtimmenden
ſteht? Jch möchte es in der That wünſchen. Die „Voſſiſche Ztg.“
findet es ſonderbar, daß man dem, den man erſt vor 8 Jahren
zum Frieden gezwungen hätte, jetzt geſtattete, den Frieden auf den
Kopf zu ſtellen. Es heißt dort: „Daun kann der alſo zuſammen-geflickte Friede auch nur auf den 8Werth des Papiers rechnen.“ Die

Politiker dieſer Richtung wollen alſo Krieg mit Rußland; darauf
ſind ſie ſehr bereitwillig einzugehen; und doch hat ſich dieſe
Bereitwilligkeit, dieſe Todesverachtung, dieſe todesmuthige Ueber-
zengung, die ſich in ſolchen Artikeln ausdrückt, in vier Monaten
vollkommen geändert. Die „Germania“ vom 1. Dezember ſagt in
einem Artikel: „Wir glauben alſo, ein großes Moment iſt wieder
einmal für Deutſchland gekommen, Rußland die Straße nach Kon
ſtantinopel zu verlegen“. Wir ſollen alſo deutſche Truppen hergeben,
um den Ruſſen den Weg nach Konſtantinopel zu ſperren. Jedermann
muß das als eine Abſurdität erkennen. Da wir gegen Ruß-
land offene Grenzen haben, iſt es für uns viel mißlicher
uns mit Rußland zu verfeinden, als wenn beiſpielsweiſe
England dies thäte. England kann ſich mit Rußland verfeinden,
ohne zu beſorgen, daß England ſelbſt vom Kriege leidet. Der
Krieg wird ſich dann wahrſcheinlich in Jndien abſpielen. Für uns
iſt es etwas Anderes, den Frieden zwiſchen zwei benachbarten
Nationen zu ſtören, in deren Maſſen ſchon ſo manche Verſtimmungen
künſtlich gehegt und geſchürt werden. Das iſt eine Ruchlofſigkeit,
der man garkeinen Vorſchub leiſten darf.

Als zuerſt im Jahre 1867 die Möglichkeit eines franzöſiſchen
Krieges wegen der luxemburgiſchen Frage nahe trat, da war unter
den Gründen, die mich bewogen, Frankreich nicht kriegeriſch eut-
gegenzutreten, namentlich auch ein neuer Krieg zwiſchen uns und
Frankreich. Es wäre ja mit einem Feldzug nicht ab-
gemacht geweſen, denn wer im erſten Kriege geſchlagen
worden wäre, hätte auf Revanche ſinnen müſſen. Wären wir ge-
ſchlagen worden, ſo hätten wir einen zweiten Krieg vorausſetzen
müſſen. Jch habe damals im Rathe des Königs geſagt: Es han-
delt ſich nicht um einen einmaligen Krieg, ſondern um eine ganze
Reihe, vielleicht um ein halbes Jahrhundert der Kriegführung.
Nun, ob und in wie weit ich in der Sache Recht gehabt habe,
überlaſſe ich Jhrem Urtheil. Zu einem Kriege mit Rußland ge
hört vor allem, daß wir von Rußland muthwilligerweiſe ange-
griffen werden. Dann werden wir uns vertheidigen bis auf den
letzten Blutstropfen, und wenn wir einer großen Koalition
augenblicklich unterliegen ſollten, dann würde eine Nation
wie die dentſche, niemals zu Grunde gehen, und wenn anch, ſo iſt
es immer beſſer, mit Ehre unterzugehen, als mit Schande zuleben. (Lebhafter Beifall Das in aber Sachen auf die
man wohl gerechnet hat, wenn man eine vorſichtige Politik
in renommiſtiſcher Weiſe anugreift, was aber nach
Kräften zu verhindern die Aufgabe einer vaterlandsliebenden,
ehrliebenden Politik iſt, und wegen Bulgarien, wegen Hekuba,
werden wir unſer freundſchaftliches Verhältniß mit Rußland nicht
bronilliren und keinen Krieg zwiſchen Nachbarländern herbeiführen,
die gar kein Jntereſſe an einem ſolchen haben. Rußland wünſcht
kein deutſches Land zu erobern und wir kein ruſſiſches. Es
können ja doch nur polniſche Provinzen ſein, von denen
haben wir ſchon mehr wie genug. Heiterkeit rechts.) Es
iſt alfo nicht der mindeſte Grund, dieſe Politik zu ändern. Wenn
man die Feindſchaft mit Rußland künſtlich zu ſchüren ſucht, ſo
kann ich mir das nicht anders erklären, als daß man hofft, durch
einen Krieg eine Aenderung in der inneren Politik herbeizuführen,
gerade ſo, wie ſolche Beſtrebungen in Frankreich herrſchen. Aber
das iſt doch nur ein theoretiſches Rechnen. Jhren eigenen Lands-
leuten gegenüber iſt die Regierung ſehr viel ſtärker, wenn es in
einem ſchwierigen, gefährlichen Kriege ſich befindet, dann iſt es
Nothrecht, dann iſt ihr Vieles erlaubt, was ihr im Frieden
nicht möglich iſt. Alſo auch dieſe Rechnung bewährt ſich
nicht. Jch kann mir nun ſehr wohl denken, daß verſchiedene Leute
eine Aenderung der Zuſtände in Rußland wünſchen, ſo beſonders
die Polen Widerſpruch bei den Polen); ich kann mir ſehr wohl
denken, daß den polniſchen Beſtrebungen mit einem Kriege gegen
Rußlaud gedient wäre, aber die könnten doch nur dann günſtige
Reſultate erhoffen, wenn der Gegner Rußlands der Stärkere wäre.
Wenn Rußland ſiegt wegen der Schwäche ſeiner Gegner, weil uns
die Mittel fehlen welche wir heute verlangen dann glaube ich,
wird es den Polen viel ſchlimmer gehen in den preußiſchen und
öſterreichiſchen Provinzen, wie heute. Wenn Galizien oder die
Weichſelgouvernements zu Rußland geſchlagen würden, daun wäre
das der Kampfpreis den die Polen im Kriege davontragen
würden, in dem ſie auf Schwächung Deutſchlands hinarbeiten.

Die „Germania“ ſagt ferner am 28. Oktober: „Es iſt ein
trauriger Gedanke, daß die Lage Europas derartig iſt, daß man den
Frieden nur fort und fort durch Trinkgelder an Rußland aufrecht
erhalten kann“. Wenn ein Blatt, wie die „Germania“ ſo bemüht
iſt, uns Feindſchaft mit den Ruſſen zu ſchaffen und den Frieden
wiſchen Rußland und dem deutſchen Kaiſerthum zu ſtören, daKnnte doch die Frage ſich aufdrängen: würde die „Germania“ eben

o eifrig ſein, wenn Rußland ein katholiſches Laud und dort ein
kaholiſches Herrſcherhaus wäre? Weiter ſagt die „Germania“:

hat ſich mit einem Schlage vollſtändig geändert. Europa hat
ſich vor Rußland rückwärts konzentrirt und zwar auf die bloße
Drohnng des Losſchlagens. Europa beugt ſich vor der vollendeten

gegen den Panſlawismnus ganz aufgeben Sind das
Kriegshetzereien oder nicht? Darf man daraus ſchließen, daß die
Männer, die hinter dieſen Blättern ſtehen, den Wunſch gehegthaben, uns mit Rußland in Krieg zu führen, dann wäre das ſehr

eigenthümlich. Jch habe ſchon darauf aufmerkſam gemacht, daß
dieſelben Parteien, die ſo bereitwillig ſind, uns in den Krieg
zu führen, uns die Mittel verſagen, den Krieg zu führen,
oder ſie doch nur auf kurze Zeit bewilligen wollen,
woran ſich immer die Neigung knüpft, die Kriſe, die jedesmal mit
dieſen Verhandlungen verbunden iſt, nicht zu lange J
Sieben Jahre des inneren Friedens und der inneren Ruhe kann
eine eifrige Parteipolitik nicht vertragen. Sie braucht Gemüths-
bewegungen und Kämpfe, bei denen der Rechtsboden der
deutſchen Verfaffung erſchüttert wird, öfter. Wir de en
wünſchen nur den Frieden nach Jnnen wie nach Außen
und wünſchen, daß nicht alle drei, ſondern ſieben Jahre
die Frage, ob die deutſche Armee, d. h. das deutſche Reich und die
Verfaſſung, denn ohne die Armee ſind beide, wie ſelbſt der Abg.
Windthorſt anerkannt hat, undenkbar, fortbeſtehen ſoll oder
nicht, erörtert werde. Mit Jhrer Kampfbegierde aber laſſen wir
Sie allein und ſagen: Wenn Sie Händel brauchkn, ſuchen Sie ſie
ſich wo anders, bei uns ſind ſie nicht zu finden.

Es iſt ſogann ich weiß nicht, von welcher Seite auf die
hannoverſche Frage zurückgekommen, und zwar in ähnlicher Weiſe
wie geſtern vom Abgeordneten Windthorſt. Der Vergleich,
wie ihn der Abgeorduete Windthorſt aufgeſtellt hat zwiſchen
dem Bunde des ehemaligen Königs von Hannover mit
dem franzöſiſchen Kaiſerthum und dem Bündniß zwiſchen
Preußen und Jtalien im Jahre 1866 iſt doch kein zutreffendes.
Die Herſtellung des Königreichs Hannover durch die hannöverſche
Legion im Gefolge des franzöſiſchen Krieges war nurdenkbar, wenn gleich
zeitig der Rhein für uns verloren ginge, oder was Napoleon ſonſt etwa
uns abnehmen wollte. Aber das Bündniß Preußens mit Jtalien
hätte in keinem Falle Folgen nach der Seite hin haben können.
Es wäre kein Verluſt deutſchen Landes ins Spiel gekommen,
höchſtens der Verluſt des italieniſchen Landes, welches
Oeſterreich beſaß. Soweit wir das Bündniß zwiſchen
dem Haunöverſchen König und Frankreich kennen, ſollte
uns faſt die ganze Rheinprovinz bis Koblenz genommen werden,
und in einem ſiegreichen Kriege hätte uns Napoleon ſicher ganz
Rheinland weggenommen. Wenn der Abg. Windthorſt mir nicht
nachweiſen kann, daß in dem preußiſch- italieniſchen Bündniß eine
ähnliche Klauſel oder unabweisliche Bedingung zum Nachtheil
Deutſchlands geſtanden hat, muß er mir zugeben, daß ſein Ver-
gleich nicht zutreffend und daß nur ſeine Entrüſtung und ſchmerz-
liche Bewegung, die ſich bei ihm in Erinnerung an das ehemalige
Königsthum geltend macht, ihn veranlaßt hat, die Sache in einem
unrichtigen Licht zu ſehen und darzuſtellen. Jch weiß nicht, ob
die weitere Diskuſſion mir zu weiteren Aenßerungen Anlaß bietet.

Abg. Dr. Windthorſt Der Abg. Buhl ſcheint ganz vergeſſen
zu haben, daß wir uns ganz zu Anfang dieſer Diskuſſion erboten
haben, der Regierung auf 7 Jahre ein Pauſchquantum zu bewilligen,
unter der Bedingung, daß ſie ſich verpflichtet, ſo lange mit keinen
Neuforderungen zu kommen. Jedenfalls wollen und müſſen wir, was
man uns beſtreiten will, Einfluß auf die Militärverwaltung haben,
ſchon damit wir wiſſen, wie die Deckung für die Ausgaben gefunden
werde. Der Reichskanzler hat ſich auf die Sparkaſſeneinlagen be
rufen; will er uns ader den materiellen Nothſtand des Landes be-
weiſen, ſo müßte ich vor allem die Höhe der Hypothekenbelaſtung des
Grund und Bodens im ganzenLandekenuen. (Sehr richtig! in Centrum.)
Wie kommt es denn, daß mit einem Male der Reichskanzler und die
Herren von der Rechten ſo reich ſind? Sonſt, wenn ſie mit ihren
Forderungen kommen, ſind ſie immer außerordentlich arm, da hört
man Klagen über die Nothlage des Landes, wie nie zuvor. Wir
werden uns das aber für künftig merken! (Beifall links und im
Cenirum.) Wir find bereit auf drei Jahre alles zu bewilligen,
und ich bin überzeugt, daß die Regierung am beſten wegkommen
würde, wenn auch der Militäretat jährlich bewilligt werden würde.
Es würde da alles eben ſo glatt abgehen, wie es ſchon jetzt bei
denjenigen Poſitionen der Fall iſt, die alljährlich in den Etat
kommen.

Um noch einmal anf die auswärtige Politik zu kommen, ſo
habe ich bereits geſagt, daß ich es für ein Meiſterſtück der Politik
des Reichskanzlers halte, daß er es verſtanden hat, die Dreikaiſer
mächte zuſammen zu halten. Jn Bezug auf Bulgarien nun hat
der Reichskanzler mehrere Zeitungsartikel aus dem September ver
leſen. Es war mir das ſehr angenehm, denn ich war damals ver
reiſt und habe die damaligen Zeitungen nicht geleſen. (Stürmiſche
Heiterkeit.) Wenn er aber meint, daß alles, was in der Preſſe
ſteht, von uns beeinflußt ſei, ſo kommt dies daher, weil ihm eine
Anzahl Blätter zur Verfügung ſtehen, die oft ſehr gut
ſeinen Ton zu treffen wiſſen. (Heiterkeit) Es iſt da in der
offiziöſen Preſſe ein Mann, der den Ton des Reichskanzlers ausge
zeichnet nachzuahmen verſteht, wir müſſen darauf achten, denn eine
Verwechslung kann zu allerlei Unzuträglichkeiten führen, namentlich
in Bezug auf auswärtige Politik. (Große Heiterkeit.) Aber uns
ſtehen ſolche Blätter nicht zu Gebote, die Parteien können nicht
auf die Blätter einwirken, denn wir haben keinen Reptilienfonds.
(Beifall und Heiterkeit links und im Centrum.)
Was nun Bulgarien ſelbſt betrifft, ſo kann ich ihm ſagen, daß

ich perſönlich mit ſeiner Politik im allgemeinen einverſtanden bin.
Aber es iſt doch allerlei da vorgekommen, was man größeren Re
gierungen gegenüber nicht vornehmen dürfte. Wenn behauptet
wird was ich aber leugne daß wir am Schwarzen
Meere nichts zu thun haben, ſo hat doch Oeſterreich
ſehr vitale Jntereſſen dort. Wie nun, wenn Oeſterreichs
Jntereſſen dort ius Spiel kommen? Wir haben zwar gehört, daß
in unſerem Vertrage davon nichts ſteht, und daß uns die Balkan
halbinſel nichts angeht. Wie ſoll es jedoch werden, wenn man
z. B. Galizien von Oeſterreich abtrennt? Jch muß ſagen, die Be
ſcheidenheit Rußlands ſtärkt man mit ſolchen Aeußerungen nicht!

Nun noch zwei Worte. Was ich von den Sonderbündeleien
erwähnt habe, iſt vollkommen zutreffend. Es handelt ſich um die
Frage, ob es richtig iſt, daß bei einem Bundesvertragsverhältniß
ein Mitglied des Bundes mit einem fremden Staate im Geheimen
Pakta macht, die dazu dienen ſollen, dieſes Vertragsverhältniß mit
Gewalt aufzuheben. So war das italieniſche Bündniß, und ähn-
lich war das Verhältniß von König Georg zu Napoleon. Der
Reichskanzler iſt dann eingegangen auf die Neutralitätsanerbietungen
vou 1866. Jch kann hier nicht die ganze Geſchichte erzählen ich
zweifle nicht, daß der Reichskanzler ſie nach ſeinem Ge
dächtniß richtig zu erzählen die Abſicht hatte, aber richtig
war ſeine Erzählung nicht. Jch will mich dafür einfach berufen
auf das Geſchichtswerk des Herrn Klopp. (Lachen rechts.) Es
handelt ſich hier um Thatſachen! König Georg hat ſich einfach
auf den Bundesvertrag geſtellt und hat keinen anderen Vertrag
gewollt, ſo lange der Bundesvertrag exiſtirte. Er hatte nicht die
Abſicht, die Nentralität zu verletzen. Der beſte Beweis dafür iſt
der Umſtand, wie wenig Haunover auf den Krieg vorbereitet war,
worüber der Reichskauzler ſich aus dem Geſchichtswerk des preußi-
ſchen Generalſtabes überzeugen kann. Jch möchte übrigens bitten,
daß der Reichskanzler nicht immer von Neuem anf dieſe Dinge
zurückkommt. Die Verhältniſſe waren 1866 ſolche, daß wir nicht
darüber ruhig diskutiren können. Die Parteien hier im Hauſe ſind
dabei in verſchiedenſter Weiſe engagirt. Wir ſind jetzt im Reichs
tage, wollen gemeinfam wirken, gemeinſam die Reichseinheit auf
recht erhalten und auch den Reichskanzler unterſtützen, ſoweit es
möglich iſt. (Beifall links und im Centrum.)

Sollte die Vorlage abgelehnt werden, ſo folgt durchaus nicht,
daß auf Grund der Verfaſſung der Kaiſer ihre Ausführung an
ordnen kaun. Daraus, daß jeder dienen muß, folgt nicht, daß jeder
herangezogen werden muß, es muß nur jeder kommen, wenn die
Geſetze es verlangen. Nach s 60 und 8 63 der Verfaſſung müſſen
eben beſondere geſetzliche Beſtimmungen erfolgen. Das iſt unzweifel
haft, und ebenſo, daß der Etat durch Geſetz feſtgeſtellt werden muß.
Wenn das Geſetz nicht zu Stande kommt, dann hat vorläufig
noch das Septennat weiter zu gehen, noch über ein
Jahr. Wenn man einſeitig vorgeht, würde man dieſes Ab
kommen verletzen, und außerdem die Verfaſſung und die Geſetze.
Jch will abwarten, ob man ſo weit geht. Meine Anſicht iſt, wenn
die Regierung alle Mannſchaften und alles Geld erhält, kann ſie
zufrieden ſein, und wenn die verbündeten Regierungen das nichtThatſache, vor der Uebermacht. Die bloße Drohung mit Kriegz um ganz Europa dem Willen Rußlands dienſtbar

in machen. Wollen wir da nicht lieber den Widerſtand
annehmen, ſo haben ſie offenbar noch andere Abſichten. Was
die Einkommenſteuer betrifft, ſo meine ich allerdings, daß, wenn



Die Maſſe des Volks die Mannſchaften ſtellt, die wohlhabenderen
Klaſſen das Geld geben follen. Für eine Reichseinkommenſteuer
aber bin ich mit meinen Freunden nicht, aber ich bin dafür, daß ſie
in den Einzelſtaaten durchgeführt wird. (Beifall im Centrum.)

Neichskanzler Fürſt Bismarck: Der Abg. Windthorſt be
fürchtet, daß die Regierung eigenmächtig vorgehen will. Jch kaun
ihn darüber beruhigen. Wir hoffen immer nöoch, daß die Majorität
des Reichstags unſere Forderungen bewilligen wird. Geſchieht das
nicht, ſo habe ich mir eine Zuſammenſtellung der bezüglichen Be-
ſtimmungen der Verfaſſung gemacht, die ich hier vortragen will. Nach

82 wird bei der Feſtſtellung der Ausgaben die auf Grundlage
Reſer Verfaſſung feſtgeſetzte und feſtſtehende Organiſation des
Feres zu Grunde gelegt. Was iſt denn nun die auf Grund dieſer
Verfaſſung „geſetzlich feſtſtehende Organiſation?“ Das iſt uach
s 59 und s 63 Abſatz 4 zu beſtimmen. F 59 beſtimmt, daß jeder
3 Jahre bei den Fahnen zu bleiben hat, und S 63 Abſatz 4 giebt
dazu das Moderamen, daß der Kaiſer den Präſenzſtand beſtimmt.
Das iſt doch ſo einfach und klar wie möglich und das alterirt
nicht, daß, ſo lange das Septennatsgeſetz von 1881 noch gelten
wird, es den verbündeten Regierungen und dem Kaiſer
nicht einfallen wird, vorher unter Jgnorirung dieſer
Grenzen, die durch das Septennat gezogen ſind, dieſe
zu Kberſchreiten. Aber das verſchwindet, wenn dieſes abgelanufen
iſt. Es fällt uns nicht ein, dieſes Geſetz überſchreiten zu wollen.
Es iſt ja möglich, daß, wenn die Auflöſung eintritt, ein Zeitraum
werläuft, in welchem wir den Reichstag nicht gegenwärtig haben
und von ihm keine Mittel erhalten können, welche nothwendig ſind.
Wird es dann nöthig werden, ſo wird, glaube ich, der Kaiſer als
König von Preußen immer noch die Möglichkeit haben, ſich ver
Wwrauensvoll an ſeinen preußiſchen Landtag zu wenden, um die
uöthigen Mittel zu erlangen (Beifall rechts, Unruhe links).

er Abg. Windthorſt hat auch angedeutet, daß die Regierung,
wenn ſie die dreijährige Zeit ablehne, doch auch Hintergedanken
haben müfſe, die ſie nicht ausſpreche. Dieſen Vorwurf gebe ich
vollſtändig zurück. Wenn Sie die ſieben Jahre ablehuen, die Sie
eben ſo gut annehmen könnten, ſo müſſen Sie auch Hintergedanken
haben, und wenn ich die eben ſo erläutern ſoll, wie der Vor-
redner unſere Abſichten, ſo bezeichne ich ſie als die
Jutention, die in der Verfaſſung gezogene Grenze zwiſchen der
parlamentariſchen und Regierungsgewalt verſchieben zu wollen, ein
Urtheil der öffentlichen Meinung des Reichs und in der Praxis,
und eben darauf, das wiederhole ich, werden wir uns nicht ein
Laſſen. Die Machtverhältniſſe, ſo wie ſie nach der Verfaſſung gegeben
ſind, werden wir gewiſſenhaft feſthalten und beobachten.

ber ich wünſche nicht, daß Sie Jhrerſeits zu den nicht ſaturirten
Mächten gehören. Sie wollen erobern, wir wollen den alten
Stand in dieſer Sache feſthalten. Sie verhalten ſich einigermaßen
zu uns, wie die Fronzoſen zu Deutſchland, möchte ich ſagen, Heiterkeit rechts), die erobern wollen und uns das uns gebörende
Elſaß wieder abnehmen. Der Vorredner hat ſich für die
Verhältniſſe von 1866 auf die Klopp'ſchen Werke berufen und
ſie Geſchichtswerke genannt. Jch habe ſie als unparteiiſche Geſchichts
werke bisher von keiner Seite bezeichnen hören. (Beifall rechts.
S ruft: Dokumente.) Gut, wenn Sie ſich auf
Dokumente berufen, ſo werde ich nächſtens, was ich bisher unter

t Se. Majeſtät der Kaiſer es
genehmigt, die Dokumente der Oeffentlichkeit übergeben.
Sie werden dann ſehen, wie die Dinge eigentlich ſtehen.
Der Vorredner hat damit begonnen, daß er meine Data wegen
der Sparkaſſeneinlagen theils angefeindet, theils in Widerſpruch
zu bringen geſucht hat mit den finanziellen und wirthſchaftlichen
Beſchwerdeu, die ſonſt und auch von meiner Seite vorgebracht
werden. Ja, dieſe Sparkaſſeneinlagen ſind ja kein Beweis
davon, daß die ganze Nation reich iſt. Aber ſie zeigen doch, daß
derjenige Theil der Nation, der in die Sparkaſſen einzu
kegen pflegt, in ſeiner Wohlhabenheit beſtehen geblieben iſt, das iſt
unzweifelhaft (Lebhafter Widerſpruch links, Zuſtimmung rechts).
Wir haben Arm und Reich bei uns. Es ſind aber die Haupt
ſteuerquellen dem Reich übergeben worden, und da ſtellen Sie ſich mit
einer Obſtruktionspolitikuns gegenüber, die nicht zu überwinden iſt. Daß
die landwirthſchaftlichen, alſo die Jutereſſen der großen Mehrheit, von
zwei Dritteln der Bevölkerung nicht in genügendem Zuſtande ſind,
werden Sie daraus erſehen, wenn ich Jhnen die Durchſchnittsziffern
gebe, uach Provinzen georduet. Da werden Sie erkennen, daß am
tiefſten im Durchſchnitt ſtehen die ackerbautreibenden Provinzen und
am höchſten die Handel und Jnduſtrie treibenden. Alſo es kommt auf
jeden 5 in der ganzen preußiſchen Monarchie 80 Mk. Sparkaſſenein-
lage. Nach den Landestheilen ſind erheblich darunter Oſtpreußen mit

45 Mk., Weſtpreußen mit 22 Mk. Brandenburg hat 54 Mk.,
Poſen 15 Mk. alſo wie Oſtpreußen, Schleſien 44 Mk., Hapnover
305 Mk., Weſtfalen 192 Mk. Sie ſehen alſo, daß die rein Acker
vautreibenden lange nicht ſo hohe Einlagen haben, wie die Jn-
duſtriellen, und daß alſo der Nothſtand der Landwirthſchaft wirk-
lich da iſt. Vor allem geht daraus hervor, daß der Arbeiterſtand,
von dem die Haupteinlagen herrühren, ſeit Einführung der Schutz
zölle in ſeinen Sparkaſſeneinlagen heraufgegangen iſt.

Der Vorredner hat dann den Zuſammenhang von Reichstags
mitgliedern mit den Zeitungen ganz beſtimmt zurückgewieſen.
Er hat damit vielleicht einzelne hervorragende Perſönlichkeiten im
Sinne gehabt, vielleicht ſeinen ihm nächſt ſtehenden Geſchäftsfreund,
den Abg. Richter. (Große Heiterkeit.) Der hat gewiß keine Be
ziehungen zur Preſſe. (Heiterkeit.) Jm Reichstagskaleuder iſt er
allerdings als in dieſer Richtung thätig angegeben. Wenn ich die

Germania“ angeführt habe, als ob der Vorredner anf ſie Einfluß
dabe, ſo weiß ich ja, daß die „Germania“ in der Oeffentlichkeit ſo

angeſehen wird, als ob ſie ganz auf eigenen Füßen ſteht und von
dem Abg. Windthorſt zurückgewieſen wird. (GHeiterkeit.
Der Herr Abgeordnete hat außerdem geſagt, daß i
mit den Zeitungen beſondere Verbindungen habe und zuweilen dort

lbſt erſchiene. Mein Stil ſei ja bekannt. Das iſt mir ſehr
chueichelhaft. Er hat ja im Ganzen einen viel beſſeren Stil als
ich; ich weiß nicht, woran er meinen Stil erkannt haben will. Er
irrt ſich aber doch, wenn er Zeitungsartikel mir zuſchreibt. Be
denken Sie, was für eine Laſt ſonſt auf mir ruht, und
r einen läſſigen Arbeiter werden mich doch ſelbſt meine

ßegner nicht halten. Meine Gegner haben aber nichts zu thun, als
für die Preſſe zu arbeiten und in den Reichstag zu gehen. (Sehr
richtig! rechts), und wenn ſie das beſorgt haben, ſind ſie fertig mit
ihrer Arbeit. (Beifall und Heiterkeit rechts.) Jch beſtreite gar
nicht, daß ich auch Verbindungen mit den Zeitungen habe,
indem ich Auftrag gebe, Artikel zu ſchreiben, und ſie mir
dann vorleſen laſſe, ſchon darum, ob ſie nicht am Ende
Unhöflichkeiten gegen den Reichstag enthalten. (Stürmiſche Heiter
keit.) Aber ich kann doch unmöglich für alles, was in dieſen
Zeitungen enthalten iſt, verantwortlich gemacht werden. Das mag
jo in 14 Tagen einmal vorkommen, daß ich ein ſolches Erleich-
Feruugsbedürfniß habe. (Heiterkeit.)

Der Herr Abgeordnete hat ferner zu verſtehen gegeben, er
wiſſe nicht fo recht, was in dem öſterreichiſchen Bündnißvertrag
ſtehe und was für Ziele derſelbe überhaupt habe. Da möchte ich
chn doch bitten, ſich mit dem alten Spruch zu beruhigen: „Allwiſſend
bin ich nicht doch iſt mir viel bewußt.“ (Heiterkeit.) Jhm iſt ja
viel bewußt aber co muß doch einiges geben, was er nicht weiß.

it.)

Jaſſen habe, meiuerſeits, wenn

e

Er hat dann eine ſchwere Anklage gegen uns erhoben, daß
wir uns von dem Boden der Verfaſſung entfernen wollen. Das
hat aber in dem, was ich geſagt habe, gar nicht gelegen. Die ver
bündeten Regierungen haben ja wohl die Abſicht, ſich vor der
Negation eines noch anders komponirten Reichstags zu ſchützen. Das
iſt aber kein Losſagen von dem Boden der Verfaſſung. Wir bleiben
auf dem Boden der Verfaſſung. Wenn wir, durch die Auflöſung
gezwungen, zu etwas anderem gelangen, ſo werden wir inzwiſchen
die Wähler zu überzeugen ſuchen. Das iſt ja außerordentlich
ſchwierig, und es ſtehen uns nicht viele Zeitungen zu Gebote. Aber
wir werden nicht müde darin werden, und zuletzt wird es uns auch
gelingen. Recht muß Recht und Wahrheit muß Wahrheit bleiben.
Webhafter Beifall rechts. Davon ſeien Sie überzeugt, wir werden
Klles, was uns erlaubt iſt, für die Sicherheit des deutſchen Reichesund ſeiner Einigteit zu thun ſuchen.

Der Vorredner hat ferner wieder den Accent darauf gelegt,
daß zwiſchen drei und ſieben Jahren eigentlich prinzipiell doch gar
dein Unterſchied ſei. Prinzipiell mag das ſein, es liegt aber doch
ein großer materieller Unterſchied darin, es werden vier Jahre

des Kompromiſſes unſererſeits nicht ſchädigen, weil es in der That
die einzige Möglichkeit iſt, bei einer konſtitnutionellen Verfaſſung
dauernd in Frieden zu leben. Es giebt keine Verfaſſung, und
wenn die geſchickteſten Leute ſie redigirt bätten dann
vielleicht erſt recht außer der engliſchen die gar
nicht geſchrieben iſt, die nicht Lücken hätte, wo die
Lückentheorie nicht in hundert Fällen Anwendun findet, die
immer uur durch Kompromiſſe überwunden werden. Wir haben in
unſerer Friedensliebe 1881 dieſes Kompromiß geſchloſſen. Wir
ſind bereit, es wieder zu thun, Sie aber nicht. Sie wollen ſich
von dieſem Kompromiß losſagen und fagen: warum ſoll
man nicht alle 3 Jahre von neuem beſchließen? Ja, wenn
wir das zugeben, dann werden Sie nachher kommen und werden
ſagen: warum nicht alle 2, nicht 1 Jahr? (Sehr gut! rechts.)
Jch möchte aber nicht in jedem Jabre dies ventilirt haben. Sie
können ſchließlich noch zur Abſchaffung der Armee kommen. Für
mich veſteht anßerdem noch ein ganz perſönlicher Grund,
weshalb ich für 7 Jahre vin, i hoffe in 3 Jahren
noch zu leben, in 7 Jahren aber nicht, (Bewegung) und
dann alles dieſes Elends überhoben zu ſein. Dann lebt vielleicht
der Abg. Windthorſt ich wünſche ihm ja noch recht lange zu
leben auch nicht mehr. Dann werden ſich die Uebrigbleibenden
beſter vertragen, wenn wir Beide weg ſind. Beifall rechts.)

Kriegsminiſter Bronſart v. Schellendorff Der Herr Abg.
Richter ſagt, der franzöſiſche Kriegsminiſter erreiche eine Er
höhung der Präſenzſtärke, indem er durch eine geringere Dienſtzeit
die Mittel dazu beſchafft. Für Jemand, der es nicht weiß, könnte
das fcheinen, als ob die thatſächliche aktive Dienſtzeit der franzöſi
ſchen Jnfanterie geringer ſei als bei uns. Das iſt nicht der Fall.
Die aktive Dienſtzeit der franzöſiſchen Jufanterie wird unter allen
Umſtänden nicht heruntergehen unter die, welche wir ſchon ſeit einiger
Zeit haben, die wir nicht erhöhen, aber auch nicht herunterſetzen wollen.
Frankreich kommt uns nur einen Schritt nach, den wir bereits
gethan haben. Deshalb können wir unſere Dienſtzeit nicht hernnter-
ſetzen, das widerſpricht dem militäriſchen Jntereſſe und würde zur
Folge haben, daß, was Sie uns an Zahl mehr bewilligen, Sieuns an Qualität ſchädigen.

Der Herr Abgeordnete hat dann unter ſteigender beifälliger
Heiterkeit ſeiner Fraktionsgenoſſen das Argument von der parla-
mentariſchen Marine, den parlamentariſchen Eiſeubahntruppen, dem
parlamentariſchen Generalſtab und Kriegsminiſterinm e. entwickelt
und hat damit geſchloſſen: „Der Kriegsminiſter ſieht mich ganz
verwundert an.“ So weit habe ich mich nicht vergangen.
(Heiterkeit.) Jch hatte auch keine Veranlaffung dazu. Woruüber
hätte ich mich wundern ſollen Mir iſt ja alles längſt bekaunt, was
der Abgeordnete in dieſer Beziebung geſagt hat, daß ein großer
Theil unſerer Poſitionen im Offizieretat der jährlichen Etatsfeſt-
ſtellung unterliegt. Ueber die Deduktionen, die er daraus
gezogen hat, mich zu wundern, dazu bin ich zu böflich. Jch bin
aber verpflichtet, ihm vorzuhalten, daß ſeine Deduktionen ganz
unrichtig ſind. Was das Eiſenbahnregiment betrifft, ſo gebe ich
zu, das iſt der einzige Punkt, mit dem man uns treffen kann. Jch
habe bereits in der Kommiſſion erklärt, aus welchen Gründen das
Eiſendahnregiment nicht unter das Reichsmilitärgeſetz fällt.

enn wir uns nach einiger Zeit, wie ich annehme,wiederſehen werden, werde ich dafür wirken, daß dieſe vier
Bataillone unter das Geſetz geſtellt werden. Daß ſie jetzt demſelben
nicht unterliegen, liegt daran, daß das erſte Bataillon damals noch
ausgenommen' wurde weil es erſt in der Entwickelung begriffen
war und ungefähr unter dieſelbe Rubrik fällt, wie die übri-
gen Poſitionen, die der jährlichen Feſtſtellung unterliegen.
Das wollen wir alſo ausſcheiden. Was die „parlamentariſche
Marine“ aubetrifft, ſo habe ich ſchon in der Kommiſſion den weſent
lichen Unterſchied zwiſchen der Marine und dem Heer dargelegt,
welcher rechtfertigt, daß für die Marine eine Feſtſtellung auf längere
Zeit nicht exiſtirt. Die Entwickelung unſerer Marine hat noch
nicht den Abſchluß gefunden, wie unſere Heeresorganifation. Jn dee
Marine exiſtiren ſolche Schöpfungen, die Dauer haben, überhaupt nicht.
Aus den Matrofenabtheilungen wird die Beſetzung der einzelnen
Schiffe gebildet, und das wechſelt mit jedem Jahr, wenn auch
manchmal ein Schiff auf mehrere Jahre fortgeht. Mit einem Wort,
es ſind ganz andere Verhältniſſe, die Sie nicht vergleichen können
mit der Armee.

Was die Beſtimmung des S 4 des Reichsmilitärgeſetzes betrifft,
daß die nothwendigen Stellen durch den Etat feſtgeſetzt werden,
ſo vergeſſen Sie nicht, daß dieſer S 4 nicht iſolirt daſteht, ſondern
s 1 mit der Angabe über die Präſenzſtärke voranſteht, und daß in

3 die Beſtimmungen ſtehen, wie die höheren Verbände zuſammen-
geſetzt werden ſollen, ſo daß alſo für die Ausführung des

4 ſchon eine feſte geſetzliche Grundlage gegeben iſt. Wir
wollen nun nicht, daß Sie uns dieſe Grundlage nach drei
Jahren unter den Füßen wegziehen können. Nun ſagt der Ab-
geordnete, der Kriegsminiſter iſt ſelbſt in dieſer Lage, das Kriegs-
miniſterium, der Generalſtab müſſe alle Jahre bewilligt werden.
Nein, in dieſer Lage ſind wir nicht. Wenn Sie heute ein Geſetz
einbrächten, daß das Kriegsminiſterium wirklich alle drei Jahre
einer neuen Bewilligung unterworfen ſein ſoll, ſo würden die ver
bündeten Regierungen unter keinen Umſtänden darauf eingehen.
Der Vergleich iſt ganz unzutreffend.

Nun ſagt der Abgeordnete, wenn der Reichstag, wo es ſich um
eine ſo große Belaſtung handelt, nicht nach drei Jahren mitſprechen
foll, wozu iſt dann der Reichstag überhaupt da? Da kann ich ihm
antworten: Wenn Sie darüber beſtimmen wollen, wozu ſind denn
die verbündeten Regierungen da? Wir haben doch auch ein Jnter
eſſe daran. Er ſagt ferner er könne den Standpunkt des Kriegs
miniſters verſtehen, wenn er das Land möglichſt wehrkräftig machen
will und nicht genug Soldaten haben kann. So ganz richtig iſt das
auch nicht. Jch muß auch die anderen Fragen beachten. Aber wenn erſt
der Reichstag das thun ſoll, ſo iſt ein langer Weg bis dahin. Das
Reichsſchatzamt bewilligt mir auch nicht alle Fordernngen. Jch will
nicht aus der Schule plaudern, aber manches wird mir da geſtrichen.

Der Herr Abgeordnete hat nun in der Frage, wie nothwendig
es fei, das Gewicht des Parlaments bei dieſer Bewilligung ſich
geltend machen zu laſſen gegenüber der abſoluten Monarchie
von welch' letzterer er andererſeits behauptet, eine abſolute
Monarchie würde in ihren Forderungen nicht ſo weit gehen auf
den Zuſammenbruch der Staaten im Jahre 1848 Bezug genommen
und geſagt, man hätte damals geſehen, wie die Staaten zuſammen
gebrochen ſeien in Folge ihrer inneren Haltloſigkeit. Dieſe Bezug
nahme war außerordentlich unglücklich. Welcher Staat iſt denn
am ſchwerſten dabei mitgenommen worden Wo iſt die größte Un-
ordunng geweſen Jch will dieſen Staat nicht nennen, aver Sie
werden wiſſen, dieſer Staat hatte eine konſtitutionelle Verfaſſung,
auch in Bezug auf die Armee, und trotzdem brach alles in Trümmer.
Das ſpricht alles gegen die Deduktionen des Abgeordneten. Und
wenn wir weiter gehen, wie iſt es denn in Frankreich geweſen
Louis Philipp war gewiß ein kconſtitutioneller König;
kein Menſch wird ihm den Vorwurf machen, daß
er es nicht war. Was hat ihm das geholfen
Das Königthum iſt wichtiger für die Erhaltung der Zuſtände des
Landes als das Gewicht des Parlaments. Und das muß ſich auch
in der Armee bemerkbar machen, wenn dahin geſtrebt wird, die
Macht des Parlaments zu entwickeln in Bezug auf die Erfüllung
der Lebensbedingungen der Armee. (Beifall.)

Abg. v. Kardorff (Reichspartei) führt aus, daß das Auerbieten
der drei Jahre kein Anerbieten ſei, ſondern lediglich Ver-
weigernng denn das Anerbieten werde an eine Bedingung
geknüpft, die der Bundesrath, der am Septennat feſthält,nicht annehmen könne. See links und im Centrum.)
Rednex geht ſodann auf die Entſtehungsgeſchichte des Septennats
über; die Regierung hätte 1874 das Aeternat erhalten, wenn ſie
dabei ſtehen geblieben wäre; ſie habe aber das Kompromiß
anf 7 Jahre vorgeſchlagen und der Reichstag ſei bereitwilligſt
darauf eingegangen. ſollten nun vier Jahre ab
ezwackt werden. (Oho! links und im Ceutrum.) Die drei

jährige Periode ſei die allerſchlechteſte, weil dadurch die Armee
frage in die Wahlen hingeriffen würde; eher ginge deshalb die ein
jährige Bewilligung, wenn ſie praktiſch denkbar wäre. Eine Ver-
uickung der Heeresfrage mit den Wahlen würden er und ſeine
reuude nun und nimmer zugeben. Beifall rechts.)

Daß die klerikale und freiſinnige Preſſe gelegeutlich der

gewynnen, Happtſächlich aber wollen wir die Tradition

r Wirren zum Kriege gehetzt hätte, ſei nicht ulengnenoho !liuks), allerdings nehme er da dies nicht bew geſ
ſei aber Artikel. wie ſie heute der Rei t

lediglich eine derartige Hetzwirkung haben. Die Oppoſition arkeite
auch hier mit ihrem Verhalten nur dem Ausland in die Hände,
Eiuen Beweis dafür erblicke er in dem Verhalten, welches, wie
ihm mitgetheilt worden, der Abgeordnete Antvine bei der Abſtim.
mung beobachten wolle, da er nämlich die von der Oppoſition bean,
tragten 3 Jahre fär ſo nützlich halte im franzöſiſchen Jntereſſe, ſz
werde er ſich bei der Abſtimmung entfernen. (Oho! lebhafter
Widerſpruch im Centrnm. Rufe: „Zur Ordnnug!“)

Präſident von Wedell: Der Herr Abg. v. Kardorff hat
ſoeben ein Mitglied des deutſchen Reichstages bezichtigt der
Thätigkeit im franzöſiſchen Jntereſſe, ich rufe ihn deshalb z
Ordnung. (Lebhafter Beifall im Centrum.)

Der Reichskanzler verläßt das Haus.
Abg. Dr. Bambverger (deutſchfreiſ.): Die Verhandlungen dez

Hauſes über diefe Sache leiden augenſcheinlich darunter, daß
jetzt eine andere Baſis, als bei Beginn der zweiten
Leſung vorhanden waär, gebildet worden iſt. Wenn wir be
der erſten Leſung gewußt hätten, was wir dei Begiun der
zweiten erſt erfahren haben, dann hätten wir uns eine ganze Menge
von Zeit und Kopfzerbrechen erſpart. Jetzt heißt es, wenn nicht
jedes Wort und jeder Buchſtabe angenommen werde, ſo könnten
die verbündeten Regierungen ihre Zuſtimmung nicht geben. Jn
dem Verhalten der verbündeten Regierungen, wie es uns jetzt durq
den Mund des Reichskanzlers kund gethan iſt, finde ich eine vol.
ſtändige Desavonirung deſſen, was in der Vorlage und im Ver
halten der Regierung bis zur zweiten Leſung geſchehen iſt. Jn der ganzen
Debatte der erſten Leſung, in den Motiven der Vorlage, den
ganzen Verfahren innerhalb der Kommiſſion, iſt die Regierung von
dem Gedanken ausgegangen, daß die Bewaffunug und die Präſenz
ziffer, wie ſie ſie vom dentſchen Reichstage verlangt, weſentlich von
der Vorausſetzung ausgehe ich will nicht ſagen von der Wahr
ſcheinlichkeit aber von der nabeliegenden Möglichkeit eines Angriffes
von 2 Seiten. Jmmer wurde der Gedanke ventilirt, welcher Kräfte bedarf
Deutſchland, welcher Armee, wenn es in die Lage kommt, von Oſten und
von Weſten zugleich angegriffen zu werden? Wozu find uns denn
die vertraulichen Mittheilungen in der Kommiſſion gemacht über
unſere öſtlichen und weſtlichen Nachbarn? Woher hat man ſich
deun ſeitens der Regierung nicht nur in die Diskuſſion eingelaſſen,
ſondern ſogar die Jnitiative dazu ergriffen, darüber, wie ſich die
Kräfte unſerer Nachbarn im Oſten und Weſten verhalten Jetzt
kommen wir hierher und erfahren, daß dieſes gänzlich unnöthig iſt.
Es heißt plötzlich einfach: Jhr habt Euch nur vor die Frage zu
ſtellen, ob 7 Jahre oder gar nichts. An den uns gegebenen Ver
ſicherungen friedlicher Beſtrebungen der Reichsregiernng habe ich
niemals gezweifelt, aber welchen Grund haben wir denn, die Ver
hältniſſe in dieſer großen Erregung zu behandeln Es iſt dies ein
Recht, glaube ich, von der Stimmung nach Schilderung der uns
drohenden doppelten Gefahr, die ja eben jetzt nicht mehr beſtehen
ſoll. Es iſt den verſchiedenen Parteien, welche zu der Oppoſition ge
hören, vorgeworfen worden, daß ſie Deutſchland in Krieg mit Rußland
hätten verwickeln wollen. Der Reichskanzler hat ja ſelbſt es aus
geſprochen, keine Preſſe wird im Stande ſein, die deutſche Regie
rung in einen Krieg zu bringen, den ſie nicht führen will. Davon
iſt nicht nur der Reichskanzler, ſondern auch die deutſche Preſſe ſelbſt
ſehr wohl überzeugt. Die Anklagen nahm der Reichskanzler ans
dem „Tageblatt“, der „Germaniga“ und aus einigen anderen
weniger bedeutenden Blättern. Jch wäre nicht erſtaunt geweſen,
wenn er nicht zuletzt auch Wippchen aus Bernau citirt hätte, um
zu beweiſen, daß die Preſſe zum Kriege gedrängt habe. Wenn aber
Herr von Kardorff gar kowmt und die deutſche Preſſe anklagt,
ſchuld oaran zu ſein, daß der Panſlawismus Haß gegen
Deutſchland hegt, ſo muß ich dieſe ſeine Kenntniß der Dinge
außerordentlich bedauern. Ich ſtelle ſie lieber auf Rechnung ſeiner
leichten Erregbarkeit. Die geringe Zuneigung Rußiands
z Deutſchland iſt älter, als der Panſlawismus. Wir Deutſchen

nd ja leider überhaupt bei allen Nationen nicht ſehr beliebt.
Ebenſo ſteigert auch Herr von Kardorff die Beſchnldigung der
Oppoſition, indem er ſagt, der Reichstag wolle gar nichts geben.

Herr von Kardorff beſchuldigt uns, die Frage des Septennats zum
Objekte eines Wahlkampfes machen zu wollen, das ſei nicht
praktiſch. Nun, wer will denn den Wahlkampf haben?
Wer dieſe Frage in den Wahlkampf bringen will, iſt die Rechte,
ſind die Freunde der Regiernng. Damit glauben Sie das Kunſt
ſtück zu verdecken, daß man jetzt einen Wahlkampf will Jch habe
meinen Freunden ſchon vor Wochen geſagt: „wir werden aufgelöſt.“
Denn der Reichskanzler, wie ich ihn zu kennen glaube, ſagte ſich:
„Jm Oktober muß ich doch die Wahlen haben, eine beſſere Wahl
parole kann ich aber nicht haben als die Militärvorlage“, alſo
überlegte er es fich und brachte plötzlich die Militärvorlage. Nun
wiegte man ſich in die Hoffnung, die Linke und das Centrum
würden an der Präſenzziffer Anſtoß nehmen, dies geſchah aber nicht,
im Gegentheil es ſoll jeder Mann und Groſchen gegeben werden,
und es iſt lediglich die indifferente Zeitfrage, an die man ſich nun
klammern muß. Daher die ganze Verlegenheit. Sprechen Sie doch
nicht von dem Kompromiß auf 7 Jahre als einer dauernden
Jnſtitution, das iſt durchaus falſch.

Der Mehrheit wird es zum ſchweren Vorwurf gemacht, daß ſie
es wagt, Parlaments und Volksrechte zu vertheidigen, ſie ſoll
nicht das Recht haben, in ſolchen Fragen der Präſenzſtärke mitzu-
ſprechen. Herr Graf Moltke hat in ſeiner erſten Rede geſagt, die
Armee ſei die vornehmſte Jnſtitution; das mag ſein, ſie iſt darum
aber noch die theuerſte, und deshalb werden wir zu prüfen haben,
wie die erheblichen Mehrbelaſtungen aufzubringen ſein dürften. Die
Möglichkeit iſt nicht wegzuleugnen, daß nach Bewilligung des Ge
ſetzes der Herr Schatzkanzler kommt und ſagt: „Jhr habt bewilligt,
ſorgt für die Deckung.“ Da haben wir uns denn nach dem
praktiſchſten Mittel umgeſehen und dieſes in einer Reichseinkoinmen-
ſteuer zu finden geglanbt. Einen berechtigten Kern hat ſelbſt Herr
v. Helldorff dem Vorſchlage nicht abſprechen können, er hat ihm
lediglich vorgeworfen, er ſei nicht modern. Nun das iſt ein ganz

Frage gekommen: „Woiſt noch etwas herzunehmen Der Vorſchlag hat
mit ſozialiſtiſchen Prinzipien nichts gemein, deshalb haben wir auch
die Grenze ziemlich tief gelegt. Wenn ich bedenke, was ſeit
20 Jahren Alles geſchehen iſt, die Geſinnung des deutſchen Volkes
herabzudrücken, wenn es nicht gelungen iſt, die freiheitliche Ge
ſinnnug zu tödten, ſo brauche ich auch die Hoffnung nicht ſinken zu
lafſen, daß wir ſiegreich aus dem Wahlkampfe hervorgehen werden
(Lebhafter Beifall links).

Ein Antrag des Abg. Lenzmann auf Vertagung wird ab
gelehnt, dagegen ein Autrag des Abg. Graf Holſtein auf Schluß
der Debatte angenommen.

Abg. Lenzmann (zur Geſchäftsordnung): Jch hatte mich zwar
zum Worte gemeldet, bin aber durch den Schluß der Debatte ver
hindert worden, meine Ausführungen zu machen. Jch möchte nur
bemerken, daß ich als Vertreter des preußiſchen demokratiſchen Pro
gramms zuerſt für den Antrag Stanuffenberg, zuletzt aber gegen
jede Vereinbarung ſtimmen werde, weil ich unter keinen Umſtänden
von der alljährlichen Feſtſtellung der Präſenzſtärke abgehen will.

Abg. Barou Dietrich (Elſäſſer)ß?: Da der Abg. Auntoine nur

abzugeben. Der Kollege Antoine wird gegen das Triennat, mit
Nein ſtimmen, ſich nicht der Abſtimmung enthalten. Wird Herr
v. Kardorff ſich nicht entblöden, mit ihm gemeinſam gegen daſſelbe
zu ſtimmen?

Nach einem Schlußwort des Referenten Frhrn. v. Huene
wird ein erneuter Antrag Richter auf Vertaguug angenommen.

Nächſte Sitzung Freitag 1 Uhr. Fortſetzung der heutigen
Berathung.)

Schluß 5 Uhr.

Verlag der, Aktiengeſellſchaft Halliſche Zeitung.

relativer Begriff. Wir ſind auf dieſen Gedanken lediglich durch die

franzöſiſch ſpricht, ſo hat er mich beauftragt, eine Erklärung für ihn
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